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Vorwort

Der vorliegende Jahresbericht der Handwerkskammer
für das östlichePreußen ist der erste, der die Geschäfts-
berichte der Zentralverwaltung und der Abteilungen ver-

einigt und nach Form, Jnhalt und Umfang annähernd den

Jahresberichten der früheren ostpreußischenHandwerks-
kammern entspricht. Zweck der zusammenfassenden Bericht-
erstattung ist, den Behörden und den Mitgliedern der

Handwerkskammer einen Ueberblick über die gesamte
tigkeit der Kammer zu geben. Wenn das noch nicht in dem

erwünschtenMaße gelungen ist, so ist das darauf zurück-
zuführen, daß der Gedanke, einen Gesamtbericht vorzu-

legen, erst gegen Schluß des Berichtsjahres erwogen wor-

den ist und bei der Kürze der bis zur Vollversammlung zur

Verfügung stehenden Zeit nicht in vollem Umfange durch-
geführt werden konnte. Jn den künftigen Berichten hoffen
wir eine größere Einheitlichkeit in der äußeren Gliederung
erreichen und einen besseren Ueberblick über das im Bericht
enthaltene Zahlenmaterial bieten zu können.





Geschäftsbericht
der Zentralverwaltung.

l. Allgemeines.
a) Innere Verwaltung.

Aenderungen in der Organisation der Handwerkskanv
mer und ihrer Abteilungen sind im Berichtsjahr nicht ein-

getreten. Der Gesamtvorstand trat während des Jahres
1926 zu 8 Sitzungen zusammen. Außerdem fanden Z Ge-

schäftsfiihrerkonferenzenstatt, an denen die Geschäftsführer
der Zentralverwaltung und sämtlicherAbteilungen beteiligt
waren. Die Beratungen der Vorstandssitzungen und der

Geschäftsführerkonferenzen beschäftigten sich mit den je-
weilig in Betracht kommenden Verwaltungs-, wirtschafts-,
gewerbe-, sozial- und finanzpolitischen Fragen. Am Schluß
des Jahres 1926 hat der bisherige Vorsitzende der Abteilung
Gumbinnetn Herr Tischlerobermeister Niederstraßer, sein
Amt als Mitglied der Handwerkskammer aus geschäftlichen
Rücksichtenniedergelegt.

Der im Vorjahre aus Vertretern der Provinzial-
innungsverbändegebildete Beirat der Haudwerkskammer ist
im letzten Jahre zweimal zu Beratungen zusammengetreten
Jn diesen Sitzungen gelangten folgende Fragen zur Er-

örterung: Sofortprogramm der Reichsregierung, Errichtung
von Buchführungs- und Steuerberatungsstellen, Novelle zur

Gewerbeordnung, Heimstätte, Regiebetriebe, Arbeitslosen-
versicherungsgesetz, Berufsausbildungsgesetz und Erstattung
Von Wirtschaftsberichten. Diese gemeinsamen Beratungen
der Handwerkskammer haben erfreulicherweise zu einer ein-

mütigen Auffassung geführt und wesentlich dazu beigetragen,
dem Vorstande der Handwerkskammer die wirksame Wahr-
nehmung der Interessen des ostpreußischenHandwerks zu

erleichtern.
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Jn dem Beamten- und Angestelltenkörper ist eine

Aenderung nicht eingetreten. Gegen Schluß des Be-
richtsjahres haben zur Neuaufstellung der Handwerkszei-
tungs-Bezieherliste vorübergehend einige Hilfskräfte einge-
stellt werden müssen. Der frühere Syndikus der Handwerks-
kammer-A·bteilungGumbinnen, Schultz, der nach Ablauf
seines Dienstvertrages Ende September 1923 aus seiner
Tätigkeit bei der Handwerkskammer ausgeschieden war, hat
im Laufe des Berichtsjahres Klage gegen die Handwerks-
kammer auf Zahlung von Ruhegehalt erhoben. Die Klage
ist in erster Jnstanz vom Landgericht und in der Beru-

fungsinstanz vom Oberlandesgericht zu Königsberg abge-
wiesen worden.

Die Zahl der Eingänge vom 1. April 1926 bis Bl.

März 1927 betrug 3756; an Ausgängen waren 6904 zu
verzeichnen.

b) Finanzvcrwaltnng.
Der mit dem Verleger Georg Hoffmann geschlossene

Vertrag, betr. den Verlag der »O st p r e u ß i s ch en H a n d-
w e r k s z ei tu n g«, mußte zum 1. Juli 1926 gelöstwerden,
da der Verleger schon seit längerer Zeit nicht mehr zur Er-

füllung lder ihm vertraglich obliegenden Verpflichtungen in
der Lage war. Druck und Verlag des Kammerblattes ist
von diesem Zeitpunkt an dem Buchdruckereibesitzer Otto
K ü m m e l - Königsberg übertragen worden. Die Schrift-
leitung der Zeitung hat Syndikus Dr. Robiller von

der Zentralstelle der Handwerkskammer übernommen.
Jn den Besitz der Mittel zur Führung der laufenden

Verwaltungsgeschäfteund Durchführung der ihr obliegenden
Aufgaben ist die Handwerkskammer erst gegen Ende des

Berichtsjahres gelangt, da die Erhebung der Bei-

träge der Gemeinden erst nach Abschluß der im

Spätsommer 1926 beendeten Gewerbesteuerveranlagung
möglich war. Die Kammer wäre auf die Aufnahme von

Anleihen angewiesen gewesen, wenn ihr nicht auf ihren An-

trag Teilvorauszahlungen auf die endgültig festzulegende
Beitragssumme von den größeren Städten des Bezirks
bereits vorher überwiesenworden wären. Das Gewerbe-

steuersoll der gewerbesteuerpflichtigen Handwerksbetriebe
des Kammerbezirks für das Jahr 1926 betrug 380 000

hiervon gelangten zur Deckung der Kosten der
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Handwerkskammer 25 Proz. von den zur Gewerbesteuer
veranlagten Handwerks-betrieben zur Erhebung, außerdem
wurde von jedem Handwerksbetriebe —- auch von«dennicht
zur Gewerbesteuer veranlagten —- ein Grundbeitrag von

4 Mk. erhoben. Die Einziehung der Beiträge von den Ge-
meinden ist am Schlusse des Berichtsjahres noch nicht ab-

geschlossen,da noch vor kurzem einige Kreise mit der Ein-

reichung ihrer Gewerbesteuerlisten im Rückstand waren.

Auch fiir das Jahr 1927 wird erst im Herbst die Erhebung
der Beiträge möglich sein, weil keine Aussicht besteht, daß
die Veranlagung zur Gewerbesteuer auf Grund der neuen

Gewerbesteuerordnung vor Monat August beendet fein wird.
Wie sich die Umlage der Kammerbeiträge auf die Abtei-

lungsbezirke Und die einzelnen Kreise verteilt, ist aus der
Y-

in der Anlage beigefügten Ueberficht zu ersehen.
Streitigkeiten über die Z u g eh ö r i g k e it z um

H an d w e r k und die Beitragspslicht zur Handwerks- bzw.
Handelskammer sind nicht aus-geblieben Leider find durch
letztinstanzliche Entscheidung der Verwaltungsbehörde auch
im Berichtsjahre mehrere Betriebe von der Zugehörigkeit
nnd Beitragspflicht zur Handwerkskammer befreit worden,
die nach Auffassung der Kammer zweifellos als Handwerks-
lzetriebe anzusehen find.

Die im vorigen Jahre Erfolg versprechenden, aber dann

ergebnislos verlaufenen Verhandlungen mit den Industrie-
und Handelskammern iiber die Zugehörigkeit von gewerb-
lichen Betrieben zur Handwerks- oder Handelskammer find
am Schlusse des Berichtsjahres durch Vermittlung der Auf-
sichtsbehördeder Handwerkskammer (Oberpräsidium) wie-
der aufgenommen worden. Sie haben zunächst zu einer

Einigung dahin geführt, daß beide Berufsvertretungen sich
bereit fanden, derartige strittige Fragen einem aus dem

Verwaltungsgerichtsdirektor als Vorsitzenden und je einem
Vertreter der Handels- bzw. der Handwerkskammer als

Beisitzer zu bestellenden Schiedsgericht zu. unterbreiten,
wenn die gegenseitigen Verständigungsverhandlungen er-

gebnislos verlaufen. Später haben die Industrie- und Han-
delskammern ihr Einverständnis zu diesem Verfahren zu-
rückgezogen. Eine zweckmäßigeNeuregelung des bei der

Entscheidung dieser Fragen zukünftig anzuwendenden Ver-

fahrens ist mit Inkrafttreten der Handwerkernovelle (vgl.·
S. 13 ff. dieses Berichts) zu erwarten. Jinübrigen mag
darauf hingewiesen werden, daß im Vorjahre die Industrie-.

H

HO
F-
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nnd Handelskammer München eine Sammlung von 100

Entscheidungen deutscher Verwaltungsbehörden über den

Betriebscharakter gewerblicher Unternehmungen veröffent-
licht hat, in der etwas einseitig vornehmlich die für die Han-
delskammern günstigen Entscheidungen und zwar vielfach
erstinstanzliche meist von außerpreußischenBehörden ergan-

gene Entscheidungen enthalten sind. Demgegenüber hat im

Berichtsjahre der Deutsche Handwerks- und Gewerbekammer-

tag eine Denkschrift über die Entwicklung der Frage Fabrik
und Handwerk in Schrifttum und Rechtsprechung nebst Ent-

scheidungen und ebenso die Handwerkskammer Berlin eine

Sondersammlung ,,Handwerk und Industrie, Handwerk und

Handel« (aus der Rechtsprechung der Verwaltungsbehörden
nnd der Gerichte über die Betriebseigenschaft gewerblicher
Unterneh111u11ge11)herausgegeben. Beide bilden eine hervor-
ragende Unterlage für die künftigeBeurteilung dieser Streit-

fragen.

c) Verleihung von Ehrennrknnden und Auszeichnungen.

Jm Berichtsjahre sind 62 Ehrenmeisterbriefe für
50jährige Meisterjubiläen, 37 Ehrenurkunden für 40jährige
und 42 Ehrenurkunden für ZOjährigeMeisterjubiläen sowie
15 Ehrenurkunden für 25jährige Obermeisterjubiläenver-

liehen worden. Angesichts der übergroßen Zahl von An-

trägen auf Verleihung von Ehrenurkunden, in denen die

Verleihung nachträglichauch dann«beantragt wurde, wenn

seit dem betreffenden Jubiläum bereits längere Zeit, oft eine

ganze Reihe von Jahren, verstrichen war, beschloßder Kam-

mervorstand, solche Urkunden nur dann zu verleihen, wenn

der betreffende Jubilar nicht bereits aus Anlaß seines
25jährigen Meisterjubiläums eine Urkunde durch die zu-

ständige Handwerkskammerabteilung erhalten hat. Durch
mehrfache Bekanntmachungen im Kammerblatt ist ferner
darauf hingewiesen worden, daß Anträge, die nicht rechtzeitig
vor idem Jubiläum oder wenigstens noch im Laufe des
Jubeljahres eingehen, keine Berücksichtigungfinden können,
weil sonst die Urkunde den Wert der Auszeichnung verliert.

Für langjährige treue Tätigkeit in demselben Hand-
werksbetriebe sind an Handwerksgesellen und Werkmeister
im verflossenen Jahre 9 goldene Medaillen für ZOjährige
Tätigkeit, 9 silberne für 20jährige und 17 bronzene Me-

daillen für -10jährigeTätigkeit verliehen worden.



—11--

ll. Vertretung des Handwerks nach Außen.
Der Präsident und die geschäftsfiihrendenBeamten

wurden durch die im letzten Jahre sich besonders häufendc
Begutachtung von Gesetzentwiirfen sowie durch die Vertre-

tung der Kammer im Vorstande und in den Ausschiissen
des Deutschen Handwerks- und Gewerbekammertages beson-
ders stark in Anspruch genommen. Obwohl die Kammer nach
einem Beschlusse des Vorstandes bei Meisterjubiläen und

Verleihung von Auszeichnungen, Fahnenweihen usw. durch
die Abteilungen vertreten wird, hatte die Zentralverwaltung
noch recht häufig aus zahlreichen anderen repräsentativen
Anlässen sdie Vertretung der Kammer zu übernehmen. Die

Vertreter der Handwerkskammer haben insbesondere an

sämtlichenVorstands- und Ausschußsitzungendes Deutschen
Handwerks- und Gewerbekammertages bzw. des Reichsver-
bandes des deutschen Handwerks teilgenommen. Auch nach
der Neuwahl des Vorstandes und der Ausschiisse des Kam-

mertages ist der Handwerkskammer für das östlichePreu-
ßen Sitz und Stimme im Vorstand und in sämtlichenAus-

schiissenerhalten geblieben, obwohl allen übrigen Vorstands-
kammern nur Sitz und Stimme in höchstens8 Ausschiissen
eingeräumt worden ist. Unsere Kammer gehört hiernach
folgenden Ausschüssen des Deutschen Handwerks- und Ge-

iverbekammertages unsd des Reichsverbandes des deutschen
Handwerksals stimmberechtigtes Mitglied an:

1. Ausschuß fiir Berufsstandspolitik,
2. ,, » Lehrlingswesen,
Z. » » Finanz- und Steuerpolitik,
4. » » Sozialpolitik,
"·. » » Unterrichtswesen,
A-»s-. » » Verdingungswesen,

. Verwaltungsausschuß,
8. Wirtschaftspolitischer Ausschuß.

Von diesen Ausschiissen haben im letzten Jahre nur die

Ausschiisse zu 1., 2., B» 4., 7. und 8. getagt. Die Sitzungen
fanden in der Regel in Hannover, die große Ausschußsitzung
desReichsverbandes des deutschen Handwerks in Düsseldorf
statt.

Von besonderer Bedeutung für das Handwerk des

Ostens war es, daß auf Antrag unserer Kammer im August
1926 die 26. Tagung des Deutschen Handwerks- und Ge-

werbekammertages in K ö n i g s b e r g stattfand und mit

Rl
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dieser Tagung eine ihr vorangehende Vorstandssitzung des
Deutschen Handwerks- und Gewerbekammertages in

lbin g und ein gemeinsamer Besuch der Handwerks-
kammer des Freistaates Danzig in Danzig verbunden
war. Diese Tagung, die im Sitzungssaale des Landeshauses
zu Königsberg abgehalten wurde, und die damit zu Ehren
der auswärtigen Teilnehmer verbundenen Veranstaltungen,
insbesondere die Besichtigung der Marienburg, der Besuch
von Cadinen und der Ausflug an den Ostseestrand nach Ge-
orgenswalde und Rauschen sind — von einigen unvermeid-
baren Unstimmigkeiten bei der Beschaffung von Wohngele-
genheit abgesehen — wie nachträglichdurch mündliche wie-

derholte Riicksprache mit zahlreichen Vertretern der anderen
Kammern festgestellt werden konnte, zur vollsten Zufrieden-
heit verlaufen. Von besonderem Wert ist, daß sdie ·Teilneh-
mer nicht nur einen näheren Einblick in die durch den polni-
schen Korridor geschaffenen politischen und wirtschaftlichen
Verhältnisse unseres Ostens erhalten, sondern auch blei-
bende Erinerungen an die landschaftlichen Schönheiten
unserer Provinz und an ihre Bewohner mit nach Hause ge-
nommen haben. Für das ostpreußischeHandwerk war die

Tagung noch insofern von Bedeutung, als die ostpreußischen
Behörden und die übrigen Berufsvertretungen den Wert
und die Bedeutung des Deutschen Handwerks- und Gewerbe-

kammertages kennen und schätzenlernen konnten. Bezüglich
der Einzelheiten darf auf die in der »OstpreußischenHand-
werkszeitung« erschienenen Berichte verwiesen werden. Den

Kan11-nermitgliedern stand die Teilnahme an der Tagung
und den damit verbundenen Veranstaltungen frei.

Der Beirat beim Reichskommissar für das

Handwerk trat am 14. Oktober auf Berufung durch den

Reichswirtschaftsminister im Reichswirtschaftsratsgebäude
zu Berlin zusammen. Jn dieser Sitzung war dem geschäfts-
führenden Syndikus unserer Kammer das Referat über
»Die Tätigkeit der Wohnungsfiirsorgegesellschaften«über-
tragen worden.

An der Sitzung des Preußischen Landesgewerbeamtes
am 28. Mai in Berlin nahm der als ordentliches Mitglied
berufene Präsident der Kammer teil.

Gelegentlich der Besuche der Provinz Ostpreußen
durch die Mitglieder des Reichsrats, den

Reichsfinanzminister und Reichsernäh-
r un g m i n i st e r wurde als Vertreter des Handwerks
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der Präsident zu den anläßlich dieser Besuche veranstalteten
Zusammenkünften hinzugezogen. Auf der im Mai 1926 in

Königsberg stattfindenden Tagung des Ostbundes hatte Herr
Maurer- und Zimmermeister Klein, Vorsitzender der

Handwerkskammerabteilung Königsberg, an Stelle des ab-

iwesenden Präsidenten einen Vortrag über »Die Bedeu-

tung des Handwerks für sdas Deutschtum im Osten« über-
nommen.

lll. Verufsstandspolitik.
a) GesetzgeberifcheMaßnahmen.

Die langjährigen Bemühungen des Reichsverbansdes
des deutschen Handwerks, durch die sogenannte Reichs-
han d werks or d n un g eine Neuorganisation für das

deutsche Handwerk zu schaffen, müssen trotz der zahlreichen
Beratungen über die mannigfachen hierüber ausgearbeiteten
Gesetzentwürfe vorläufig als gescheitert betrachtet werden«
weil es über die Forderungen des Handwerks, betr. die Bil-
dung von Pflichtfachverbänden (örtlichen Fachinnungen,
Landes- und Reichsfachverbänden)und bezüglichder »Auf-
gaben und Befugnisse des bei den Jnnungen und Hand-.
werkskammern vorgesehenen paritätischen Gemeinschafts-
organs zu keiner Einigung mit der Regierung gekommen ist
und die Reichsregierung sich nicht hat entschließenkönnen,
den Parlamenten den Entwurf einer Reichshandwerksord-
nung vorzulegen. Die Spitzenvertretung des Handwerks
hat infolgedessen den Versuch unternon-nnen, zunächstwenig-
stens einige dringende Abänderungen und Ergänzungs-
wünsche durch eine besondere H a n d w e r k e r n o v e l l e

gesetzlichfestlegen zu lassen. Der Entwurf zu dieser Hand-
werkernovelle ist im Berichtsjahr wiederholt Gegenstand ein-

gehender Beratungen der Handwerkskammer und des Be-

rufsstandsausschusses sowie des Vorstandes des deutschen
Handwerks- und Gewerbekannnertages und des Reichsver-
bandes des deutschen Handwerks gewesen. Durch diesen
Entwurf soll, was in Preußen vom Ministerium für Han-
del und Gewerbe bisher als gesetzlichunzulässig bezeichnet
worden ist, die Zugehörigkeit juristischer Personen zur Jn-
nung und zur Handwerkskammer und die Art ihrer Ver-

tretung endgültig geregelt, ferner der Handwerkskammer
das Recht zur selbständigenBeeidigung der von ihr bestellten
öffentlichen gewerblichen Sachverständigen gegeben, das
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Wahlrecht zur Hansdwerkskammer im Sinne des allgemeinen,
gleichen und direkten Wahlrechts geändert, bei den Kammern
die Einrichtung eines sogenannten Handwerksregisters
.(Handwerksrolle) neu geschaffen und eine einheitliche Rege-
lung über die Frage der Zugehörigkeitvon Gewerbebetriebeii

zur Industrie- und Handelskammer bzw. Handwerkskammer·
herbeigeführt werden.

Die Beratungen über den neuen Gesetzentwurf sind noch
nicht zum Abschlußgekommen, doch hat kürzlichder Reichs-
wirtschaftsnsiinister im Reichstag sdie Erklärung abgegeben-
daß diese Handwerksnovelle im Laufe des Jahres 1927 den

gesetzgebenden Körperschaften zur Beschlußfassung unter-
breitet werden soll.

Der Entwurf eines Preisabbaugesetzes,
der sich in der Hauptsache gegen das Handwerk richtete und
den Bestand seiner Organisation schwer gefährdete, ist, nach-
dem die Organisationen des Handwerks einmütig und in

schärfsterWeise hiergegen Stellung genommen hatten, zu-

rückgezogenworden. Die Handwerkskammern sind demgegen-
über verpflichtet worden, Gütestellen zur Prüfung handwer-
lerlicher Preise zu errichten. Jn Königsberg hatte die tech-
nische Beratungsstelle der Abteilung Königsberg schon seit
langen Jahren auf Anfordern Gutachten über die Ange-
messenheit von Preisforderungen erstattet. Nach Aufstellung
von Richtlinien durch den Deutschen Handwerks- unsd Ge-

werbekammertag unter Mitwirkung der Handwerkskammer
sind solcheGütestellen auch bei den übrigen Abteilungen ein-

gerichtet worden. Wie zu erwarten war, sind sie bisher kaum
in Anspruch genommen worden. Damit ist erneut die man-«
gelnde Berechtigung eines gesetzlichenVorgehens gegen das

Handwerk erwiesen.

b) Organisationsfragcn.

Jn der Frage der Abgrenzung von Hand-
werkszweigen und Anerkennung von Ge-

werbezweigen als selbständiges Handwerk
hat die Kammer wiederholt Gutachten erstattet. Von be-

sonderer Bedeutung ist hierbei der Antrag einer Vereinigung
der Ziegler auf Anerkennung ihres Gewerbes als Handwerk
Nach eingehender Prüfung hat sich die Handwerkskammer
auf einen ablehnenden Standpunkt gestellt, da dieses Ge-
werbe nur in den seltensten Fällen selbständigausgeübt wird
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und die Zieglermeister in den weitaus meisten Fällen ab-

hängige Arbeitnehmer des Ziegeleibesitzers sind. Den glei-
chen Standpunkt hat das Preuß. Laudesgewerbeamt einge-
nommen.

Zur Erledigung von Streitigkeiten über die Zugehörig-
keit eines Betriebes zu den Zwangsinnuugen fiir das Me-

chanikerhandwerk (Fahrrad-, Nähmaschinen-,Kraftfal)rzeug-,
Flugzeug-, Sprech- und Büromaschinenmechanikerhandwerk)
wurde bei der Handwerkskammer eine Schiedsstelle aus Ver-

tretern der beteiligten Handwerkszweige (Schlosser, Ma-

schinenbauer, Schmiede und Mechaniker) gebildet.

c) Lehrlingswcseu.
Die von der letzten Vollversammluug beschlossenen A b -

änderungen der Lehrlingshöchstzahlen fiir
Schlosser, Goldschmiede, Damenschneider und Schuhmacher
wurden auf Antrag der Handwerkskammer vom Minister
für Handel und Gewerbe genehmigt und im Kammerblatt

veröffentlicht Die vom Ministerium fiir Friseure, Bäcker
und Fleischer festgesetzten Lehrlingshöchstzahlen sind noch
immer in Kraft, obwohl ihre Zweckmäßigkeitund Notwen-

digkeit für die ostpreußifchenVerhältnisse nach wie vor-be-
stritten werden muß und die Handwerkskammer wiederholt
sichgegen deren Beibehaltung gewandt hat. Es sind allerdings
während des laufenden Geschäftsjahres vom Minister Er-

leichterungen für die Handwerke der Friseure und Fleischer
gewährt worden.

Die während der Berichtszeit herrschende Arbeitslosig-
keit veranlaßte eine Reihe von Gewerkschaften, während des

laufenden Jahres wiederholt das Handwerk einer über-

mäßigen L e h r l in g s z ü chte r ei bei der Handwerks-
kammer und zahlreichen anderen Behörden zu beschuldigen.
Jnsbesondere wurde behauptet, daß die vou der Handwerks-
kammer festgesetzten Lehrlingshöchstzahlen in zahlreichen
Fällen überschritten würden, Und eine Herabsetzung der

Lehrlingshöchstzahlenbeantragt. Soweit bestimmte Fälle
angegebenwurden, find sie von den Handwerkskanmier-Ab-
teilungen untersucht worden. Abgesehen von vereinzelten
Ausnahmen ergabendiese Nachprüfungen keine Ueberschrei-
tung der Lehrlingshöchstzahlen,so daß die Beschuldiguugen
als übertriebeu bezeichnet werden müssen. Eine weitere Her-
absetzung der Lehrlingshöchstzahlenist von der Handwerks-
kammer abgelehnt worden, da die zeitige Arbeitslosigkeit



--16—

durch derartige vorübergehendeMaßnahmen nicht beseitigt
werden kann, unsd der während des Krieges eingetretene Ge-
burtenrückgang in den nächsten Jahren einen erheblichen
Mangel an Lehrlingen und Facharbeitern erwarten läßt.

.
Vom Magistrat Königsberg ist neuerdings beim Ost-

preußischenLandesarbeitsamt im Hinblick auf die fort-
dauernde und in den nächstenJahren voraussichtlich nicht zu
beseitigende große Arbeitslosigkeit der kaufmännischenAn-

gestellten eine Umschulung von arbeitslosen An-

gestellten in das Handwerk angeregt worden. Die

Handwerkskammer hat sich nach Anhörung der Abteilungen
gegen eine solche Umschulung von arbeitslosen Angestellten
ausgesprochen, da die wirtschaftlichen Verhältnisse des Hand-
werks befürchtenlassen, daß den kaufmännischenAngestellten
nach ihrer Umschulung eine dauern-de Beschäftigung im
Handwerk nicht gesichert ist und vorläufig auch im Hand-
werk weiterhin mit einer nicht unbeträchtlichenArbeitslosig-
keit der Gesellen gerechnet werden muß.
Gemäß dem Beschlußder letzten Vollversammlung sind

die Handwerkskammer-Abteilungen bei den zuständigen
Stellen dahingehend vorstellig geworden, daß weitere Er-

laubnisscheine für die Einrichtung von

Kursen und Schulen zur Ausbildung von

Hausbedarfslehrmädchen nicht mehr erteilt wer-

den sollen, da aus der Heranziehung einer übermäßiggroßen
Zahl von ungenügend ausgebildeten Arbeitskräften eine

weitere schwere Schädigung des Damenfchneidereihandwerks
entstehen müsse. Jn den den Abteilungen zugegangenen
Antworten haben sich die Behörden erfreulicherweise den

Ausführungen der Kammer angeschlossenund die Verweige-
rung weiterer Erlaubnisscheine zugesagt. Leider sind sie
durch ministerielle Anordnung später in der Durchführung
dieser Absicht beschränktworden.

Die von der letzten Vollversammlung beschlosseneL eh r-

lingsordnung für das Buchdruckerhand-
w erk ist dem Preußischen Minister für Handel und

Gewerbe zur Genehmigung unterbreitet worden. Die mini-

sterielle Genehmigung steht noch aus. Zu den vom Mini-

sterium gewünschtenAbänderungen hat sich die Kammer

nicht in allen Punkten entschließenkönnen. Die Verhand-
lungen hierüber sind noch nicht abgeschlossen. Es darf Jedoch
erwartet werden, daß die Genehmigung in nächster Zeit er-

folgen wird.



ti) Prüfungswesen.
Die von der Vollversammlung im vorigen Jahre be-

schlossenen Abänderungen der Meisterprü-
f u n g s o r d n u n g für die Handwerke der Elektriker, Ju-
weliere, Korbmacher, Photographen, Seiler, Töpfer, Uhr-
macher, Maschinenbauer, Putzmacher, Schmiede, Buchdrucker
sowie der Erlaß einer neuen Prüfungsordnung für das Me-

chanikerhandwerk haben im Laufe ldes Geschäftsjahres die

Genehmigung des PreußischenMinisters für Handel und

Gewerbe gefunden.
Versagt wurde die Genehmigung des Beschlusses, betr.

Abänderung der Meisterprüfungsordnung
für das Schornsteinfegerhandwerk. Zugleich
erging an die preußischenHandwerkskammern ein ministe-
rieller Erlaß, durch den ihnen die Einführung einer neuen

Meisterprüfungsordnung für dieses Handwerk auf Grund
von Vorschlägen,die der Zentralinnungsverband der Schorn-
fegermeister des Deutschen Reiches unterbreitet hatte, emp-
fohlen wurde. Diese Vorschlägehatten bereits im Vorjahre
der Handwerkskammer zur Prüfung vorgelegen. Da also
die neuen Vorschläge,soweit sie für die Handwerkskammer
annehmbar waren, schon in den damals beschlossenenAende-

rungen berücksichtigtworden waren, hat der Vorstand be-

schlossen, der Vollversammlung sdie Aufrechterhaltung des

vorjährigen Beschlusses bezüglich dieser Meisterprüfungs-
ordnung zu empfehlen.

Binnen kurzem wird eine Neuauflage der Meisterprü-
fungsordnungen (Muster A—C) unter Berücksichtigungder

bisherigen Aenderungen erscheinen.
Die beschlossenen Abänderungen der Gesel-

le n p r ü f u n g s o r d n un g für Photographen und Buch-
drucker wurden vom Oberpräsidenten genehmigt.

Jm Laufe des Jahres liefen von den Reichsfachverbän-
den weitereVorschläge für eineNeuordnung
d e s P r ü f u n g s w e s en s in den von ihnen vertretenen

Handwerkszweigen ein. Diese Vorschlägewurden in der Ge-
schäftsstelle der Handwerkskammer nach den gutachtlichen
Aeußerungen der Abteilungen bearbeitet und liegen, soweit
sich eine Abänderung der bisherigen Meisterprüfungsord-
nung als zweckmäßigerwies, der Vollversammlung zur Ve-

schlußfassungvor.« Eine neue Prüfungsordnung ist, nach-
dem sich in Gumbinnen das Bedürfnis hierzu herausgestellt-s
hatte, für das Web erh ndwerk ausgearbeitet worden.



Der Zweck dieser Maßnahmen,die zum Teil veralteten
Vorschriften der Meisterprüfungsordnungenden modernen
Erfordernissen anzupassen und so die letzten Hindernisse, die
einer straffen Handhabung des Prüfungswesens entgegen-
stehen, zu beseitigen, dürfte durch diese Abänderungen für
den größten Teil des Handwerks erreicht sein. —

Entsprechend den Beschlüssendes Deutschen Handwerks-
und Gewerbekammertages und verschiedenen Erlassen des
PreußischenMinisters für Handel und Gewerbe hat die
Handwerkskammer seit Jahren den in Fabrikbetrieben aus-

gebildeten Lehrlingen Gelegenheit zur Ablegung der Gesellen-
prüfung vor den Prüfungsausschüssender Handwerkskatn-
mer bzw. der Jnnungen gegeben, sobald sie eine ordnungs-
mäßige Lehrzeit zurückgelegthatten. Die Zahl der Prüf-
linge, ldie zumeist dem Maschinenbau-, dem Müller- und dem

Buchdruckgewerbeangehörten, ist allerdings verhältnismäßig
gering gewesen, weil die Prüflinge sich nur ans eigenem An-
triebe, nachdem sie bereits längere Zeit als sogenannte Ge-
sellen beschäftigtwaren, zur Prüfung meldeten. Jn solchen
Fällen ist dann eine erhöhtePrüfungsgebiihr erhobenworden.
Jm letzten Jahre sind nun einzelne Industrie- und

Handelskammern dazu übergegangen, eigene
PrÜfUIIgsausschüsse zur Abnahme von Ab-

sch l u ß p r ü f u n g e n nach Beendigung der Lehrzeit fii r

J n d u st r i e l e h r l i n g e zu errichten, Der Vorschlag
der Handwerkskammer, es bei der Prüfung von Fabriklehr-
lingen vor ihren Prüfungsausschüssen zu belassen, wenn der

Prüfungsausschuß paritätischaus Vertretern der Industrie-
und Handelskammer und der Handwerkskammer zusammen-
gesetzt wird, und von der Errichtung eigener Prüfungsaus-
schüsseseitens der Handelskammern abzusehen, ist abgelehnt
worden, nachdem die Handelskammern vom Minister fu«r
Handel und Gewerbe die Berechtigung erhalten haben, dle

von ihren Prüfungsämtern ausgestellten LehrzeitabschlUß-
prüfungszeugnisse als »Lehrbriefe«im Sinne der Gewerbe-
ordnung auszustellen. Die Handwerkskammerhat infolge-
dessen darauf hingewiesen, daß diese »Lehrbr1efe«s»derIndu-
strie- und Handelskammern nicht als Gesellenprufungszeug-
nisse im Sinne der Gewerbeordnung anzusehen sind und da-

her auch zurzeit nicht die Bedeutung und die Wirkung von
Gesellenprüfungszeugnissenbesitzen. — Jm letzten Jahre Is?
allerdings im Reichswirtschaftsministerium der E n t w u rs

eines Berufsausbilsdungsgefetzes ausgear-



—19...

beitet worden, nach welchem die bisher im Handwerküblichen
Vorschriften über das Lehrlings- und Prufungswesen in

Zukunft auch auf Handel, Industrie und Landwirtschaft
sollen ausgedehnt werden können. Der Entwurf Ist In den

Ausschüssenund im Vorstand des Deutschen Handwerks-
und Gewerbekammertages wiederholt Gegenstand eingehen-
der Beratungen gewesen, in denen die Vertreter unserer
Kammer eifrig mitgewirkt haben. Die Kammer hat außer-
dem ein eingehendes schriftliches Gutachten über den Gesetz-
entwurf erstattet. Der Entwurf, der u. a. auch Bestimmun-
gen über die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter enthalt,
und die Regelung des Lehrlings- und Prüfungswesens durch
besondere bei den Berufsvertretungen (Handels-, Handwerks-
und Landwirtschaftskammern) zu bildende paritätische,d.h.
in gleicher Zahl aus selbständigenGewerbetreibenden»und
aus Gesellen (Arbeitnehmern) bestehende Ausschüssevorsieht,
ist kürzlich vom Reichskabinett angenommen worden und

dürfte in nächsterZeit den parlamentarischen Körperschaften,
insbesondere dem Reichswirtschaftsrat zur Stellungnahme
zugehen. Die Handwerkskammern werden sich deshalb im

ZoiknmendenJahre erneut mit dem Entwurf zu befassen
a en. —-

e) Unterrichtswesen.
Die Frage der wirtschaftlichen Arbeitsweise im Hand-

werk gewinnt in neuerer Zeit immer größere Bedeutung.
Die Handwerkskammer plant daher die V e r a n st a l t u n g

von betriebswirtschaftlichen Kursen unter

Mitwirkung der bei der Gewerbeförderungsanstalt in Gum-
binnen errichteten betriebswirtschaftlichen Stelle. Da der

Handwerkskammer hierfür nur geringe Mittel zur Verfü-
gung stehen, die Anschaffung der notwendigsten Lehrmittel,
sowie die Deckung der durch die Kurse entstehenden laufen-
den Unkosten aber erhebliche Kosten verursachen, beantragte
die Handwerkskammer beim Preußischen Ministerium für
Handel und Gewerbe die Gewährung einer größeren Bei-

hIlfQ Nach wiederholten Verhandlungen mit dem Ministe-
rium sind aus den Mitteln des sogenannten Sofortpro-
gramms für Ostpreußen 15 000,— Mk. zur Veranstaltung
von betriebswirtschaftlichen Kursen an den vier Sitzen der

Abteilungen bereitgestellt worden. Leider hat, da sich die

Verhandlungen mit dem Ministerium hinauszogen und eine
frühere Klärung einer Reihe von Nebenfragen noch

V2
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nicht erreicht ist, im Berichtsjahr nicht mehr mit
den Kursen begonnen werden können. Die Kammer
hofft jedoch die Kurfe im kommenden Herbst veranstalten
zu können. Die vorhandenen Mittel werden voraussichtlich
für eine zweckmäßigeAusgestaltung der Kurse und für die

Heranziehung geeigneter und erfahrener Spezialisten aus-

reichen, so daß zu hoffen ist, daß den Teilnehmern
wertvolle Kenntnifse und Anregungen für die wirtschaftliche
Ausgestaltung ihrer Betriebe geboten werden können. Wei-
tere Beihilfen für die Veranstaltung dieser außerordentlich
bedeutungsvollen Kurfe an anderen Orten sind von der

Handwerkskammer beantragt.
Als die parlamentarischen Verhandlungen über das So-

fortprogramm und die Aeußerungen der Ministerien er-

kennen ließen, daß für das Jahr 1927 eine weitere Not-

ftandsaktion für die Ostgebiete geplant ist, beantragte die
Kammer die Bereitstellung von weiteren Mitteln für fol-
gende Zwecke:

1. 24 000 Mk. für die Veranstaltung einer H an d w er-

ker-Schulungswoche, die den Zweck haben
foll, Obermeister und Vorstandsmitglieder von Jn-
nungen sowie andere. in der Handwerksorganisation
tätigen Personen über die das Handwerk berührenden
berufsständischen,wirtschaftlichen und sozialpolitischen
Fragen und die Gesetzgebung auf diefem Gebiete zu

unterrichten und ihnen eine zweckmäßigeAnleitung
für die Führung der Jnnungsgeschäfte und die Ver-

tretung der Interessen des Handwerks zu geben.
2. 15 000 Mk. für die Unterstützung des gewerblichen

Fachfchulwefens
Z. 15 000 Mk. für die Veranstaltung von Fachkursen

an der Gewerbeförderungsanftalt. Es ist hierbei ins-

besondere an heiztechnische,elektrotechnischeund Auto-

mobilreparaturkurse gedacht.
Die Kammer hat bei diesen Anträgen die Unterstützung

des Herrn Oberpräsidenten gefunden. Nachdem jedoch in-

folge von Berufungen anderer Gebiete und der schlechten
Finanzlage des Reiches für die kommende Unterstützungs-
aktion für die Ostgebiete nur sehr geringfügige Mittel vor-

gesehen find, muß leider befürchtetwerden, daß die Anträge
der Handwerkskammer in diesem Jahre nur zu einem ge-

ringen Teil Beriicksichtigung finden werden. —
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Gelegentlich eines L eh r k u r s u der vom fPreußk
schen Handelsministeriuin fü r d i e L e i t er d e r in O st-
preUßen bestehenden Berufsberatungs-
st e l l e n im Landeshaus zu Königsberg veranstaltetwurde,
hielt Syndikus Dr. H e n z e einen Vortrag uber «»H0Ud-
Werksfragen in ihrer Beziehung zur Berussberatung .

—

An den Sitzungen des Verwaltungsrates der Gewerbe-

förderungsanstaltGumbinnen war die Kammer-durchden

Präsidenten bzw. Vizepräsidenten oder den geschastsfuhreispden Syndikus regelmäßig vertreten. Der Beschlußdes »Ver-
w-altungsrats, nach welchem außer der Zentrale auchIeder
Abteilung der Handwerkskammer Sitz und Stimme Im Ver-

waltungsrat der GewerbeförderungsanstalkeiUgeWUUJHweV
den soll, hat die Genehmigung des PreußischenMinisters
für Handel und Gewerbe gefunden. Als Leiter der Ge-

werbeförderungsanstalt ist seit dem 1. Mai 1926 Herr
Diplom-Jngenieur L o r b a ch tätig. Die Gewerbesorde-
rungsanstalt hat im Laufe des Jahres eine ganze Reihe
von Fachkursen veranstaltet. Besondere Erwähnungver-

dienen die auf Veranlassung des Verbandes für das Topfer-
und Ofeiisetzergewerbeveranstalteten heiz- und wärmetechn1-
schen Kurse und ein Kursus zur Ausbildung von Gewichts-
wagenschlossern, dessen Veranstaltung auf Verhandlungen
der Kammer mit der Eichungsdirektison in Königsberg zu-
rückzuführenist.

k) Wohlfahrtseinrichtungen.
Neben der am 1. November 1924 zunächstfür den gan-

zen Kammerbezirk in Königsberg errichteten B e z i r k s -

v e r w a l t u n g d e r V 0 H K, Versicherungsanstalt ost-
deutscher Handwerkskammern, sind im Laufe des letzten
Jahres drei weitereBezirksverwaltungen in

Allenstein, Gumbinnen und Elbing für die be-
treffenden Regierungsbezirke errichtet worden. Die Tätig-
keit der Königsberger Bezirksverwaltung ist auf den Re-
gierungsbezirk Königsberg beschränktworden. Seit Beginn
des Berichtsjahres hat die vOHK außer der Krankenver-
sicherung der selbständigenHandwerker und Gewerbetreiben-
den und ihrer Familienmitglieder auch die Lebensversiche-
rung in ihr Tätigkeitsgebiet aufgenommen, und zwar so-
wohl für den Todes- wie für den Erlebensfall. Die Ge-
samtzahl der bei der VOHK in Ostpreußengegen Krankheit
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Versichertenist»bis zum«Schlusse des Berichtsjahres (31.
Marz 1927) aus 5413 gestiegen. Von diesen sind 2850 Voll-

fncztgliedey
1072 Ehefrauen, 1880 Kinder, 111 Anschlußver-

i erte.

Die Gesanitleiftungsfumme der VOHK im Kammer-

bezirk betrug während der Zeit vom 1. April 1926 bis Ende

März 1927 für Arzthonorar, Arzneien, Heilmittel, Anstalts-
kosten, Zahnbehandlung, Wochenhilfe, Sterbegeld und son-
stige Leistungen 126 098,47 Mk. Die frühere Gewährung
von Krankengeld in Fällen der Erwerbsunfähigkeit hat die
VOHK fallen lassen müssen,weil die hierfür aufgewendeten
Summen, die im übrigen nur einem ganz geringen Teil der

Mitglieder (etwa 1 Proz.) zugute kamen, eine so gewaltige
Höhe erreichten, daß die Gesamtheit der Mitglieder zu einer

untragbaren Erhöhung der Beiträge hätte verpflichtet wer-«
den müssen, wenn diese Leistungen dauernd hätten aufrecht
erhalten werden sollen. Eine solche Beitragserhöhung
glaubten aber Aufsichtsrat und Direktion sowie die über-

wiegende Mehrheit der Generalversammlung der VOHK

nicht verantworten zu können. An der im Mai 1926 in

Berlin abgehaltenen Generalversammlung haben als Ver-
treter der Versicherten aus Ostpreußen 6 Handwerks-
meister teilgenommen. Jn dieser Versammlung wurde
u. a. eine Aenderung des Statuts angenommen, nach
welcher die Wahl zur Generalversammlung neu geregelt und

den der VOHK neu angegliederten Bezirken der Handwerks-
kammern Schneidemühl und für das östlichePreußen ein

Mitbestimmungsrecht gesichertist. Jm Jahre 1927 werden die
Neuwahlen zur Generalversammlung der V OIIK auf Grund
von besonderen Vorschlagslisten stattfinden, nach denen für
den Regierungsbezirk Königsberg Z, für die Regierungs-
bezirke Allenstein und Gumbinnen je 2 und den Regierungs-
bezirk Marienwerder 1 Abgeordneter in die Generalver-

fatgmlung
aus den Kreisen der Kassenmitglieder zu wählen

fin .

-

Bedauerlicherweise haben sich einige Angestellten der

ostpreußischenBezirksverwaltung der VOHK als unzuver-
lässig erwiesen. Sie sind auf Veranlassung der Handweer
kammer entlassen worden. Die Aufsicht über sämtlicheBe-

zirksverwaltungen Ostpreußens ist nunmehr einem seit meh-
reren Jahren in der Berliner Verwaltung tätigen Beamten
der VOHK und zwar Herrn Rendanten Z i m m e r m a n n,
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der gleichzeitig zum Leiter der Königsberger Bezirksverwal-
tung bestellt ist, übertragen worden.

Seit dem 1. Januar 1927 wird seitens der Direktion
der VOHK der ,,OstpreußischenHandwerkszeitung«eine be-
sondere Beilage ,,Mitteilungen der VOHK« beige-
fügt, die vieles Wissenswerte über Fragen aus der Kranken-,
Lebens- und Haftpflichtversicherung enthält. —

«

Zur Errichtung eines Handwerker-Er-
holungsheims in Ostpreußen ist es leider bisher
nicht gekommen. Die Zahl der Mitglieder des Vereins

Handwerker-Erholungsheim Ostpreußen, der bekanntlich ein

schuldenfreies Grundstück in Neukuhren besitzt, hat sich im

Berichtsjahr leider nur wenig vermehrt. Das Vermögen
des Vereins ist durch Mitgliederbeiträge und freiwillige
Spenden auf rund 24 000,— Mk. gestiegen. Dem Verein

gehören 55 korporative Mitglieder an, und zwar 14 Stadt-

gemeinden, 1 Landkreis, 8 Handwerkervereine und 87 Jn-
nungen, außerdem die Handwerkskammer und ihre Abtei-

lungen. Da die Mittel des Vereins sich sehr spärlich ver-

mehrt haben, hat die Hansdwerkskammer bei dem Herrn
Oberpräsidenten der Provinz Ostpreußen beantragt, aus
den zu erwartenden Reichsmitteln des sogenannten Ostpro-
gramms für 1927 die Gewährung einer angemessenen Bei-

hilfe zur baldigen Inangriffnahme des Baues des Erho-
lungsheims zu erwirken. Der Antrag ist von dem Herrn
Oberpräsidentenbefürwortet. Da das Ostprogramm noch
nicht die parlamentarische Erledigung gefunden hat, steht
die Entscheidung noch aus.

lV. Sozialpolitik.

.
Auf »demGebiete der Sozialpolitik erfordert-en idie zahl-

re1-ch-en,teils bereits -ab:geschslsossenen,tesiils noch schwebenden
Gesetzes-änderungeneine eingehende Durchsicht und Begut-
achtung der Gessetzentwürfe.

Eine grundlegende Aensderung soll die Regelung der Er-

werbssslosenfürsorgeidurch ein neues Arbeitslosenver-
sicherun gsgesetz erfahren.
Der»Arsbeitslofsenversicherungsgesetzent-

wu r«f.will bekanntlichan die Stelle der jetzigen Erwerbs-
losenfürsorgein Zukunft eine Arsbseitslosensversicherungähn-
lich der Invalidenversicherung setzen, zu welch-er die Arbeit-
geber und Arbeitnehmer zu gleichen Teilen Beiträge ent-
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richten sollen. Die Durchführungdieser Versicherung soll
besonderen bei den Landesarbeitsäintern zu errichtenden
Landesarbeitslosenkassen übertragen werden. Die Hand-

-w"erksskas1nmern haben zunächsterhebliche Bedenken dagegen
erhoben, daß die Wirtschaft in der jetzigen Zesistwirtschaftlicher
Not mit neuen Lasten beschwert wird, später aber unt-er der
Voraussetzung daß idiefe Lasten nicht höher wer-den als die

bisherige Belastung durch die Erwerbslofenfürsorge, aus

grundsätzlichenErwägungen der Sschsaffung einer Arbeit-s-
-lofenversicherung zugeftimimt Sie hab-en jedoch die Ausdeh-
1nung dieser Versicherung auf die Land- und Forstwirtschaft
gefordert und ins-besondere verlangt, daß sdie Mittel für die

Versicherung nicht bloß von Arbeitgebern und Arbeitnehmern
-al-·lein aufgebracht werden, sondern die Kosten zu einem Drit-
tel vom Reich bzw. von den Ländern übernommen werden.

Außerdem find zu verschiedenen Bestimmungen des Entwurfs
Asbsänderungsvorschlägegemacht worden. Diese Vorschläge hat
der Reichswirtschacftsrat bei seiner Stellungnahme zum Ent-

wurf berücksichtigt.Der Gesetzentwurf liegt zurzeit dem

Reichstage zur Beschlußfassung vor, der sich im Laufe des
Jahre-s 1927 mit desnsdarin enthaltenen Bestimmungen noch
näher zu beschäftigenhaben wird. Je nach dem Gange der

Reichstagsvershandlungen wird vorausfichtlich lauchder Hand-
werkskasmkmertiagerneut zu Einzelfragen des Entwurfs Stel-
lung nehmen müssen.

Durch das Arsbeitsgerichtsgesetz, das am 1. Juli
d. Js. in Kraft treten wird-, sind die arbeitsrsechtslichenStreit-ig-
keiten, die bisher in den Zuständigkeitsbereichder ordentlichen
Gersiichteoder der Gewerbe- und Kaufmannsgerichte gehörten,
besonders zu errichtenden Arbeitssgerichtenüberwiesenworden.

Gegenüber idem ersten, für das Handwerk sehr ungünstigen
Entwurf ist es den Spitzenvertretungen Ides Handwerks nach
schweren Kämpfen gelungen, die bei den Jnnungen bestehen-
den Schiedsgerichte für Lehrslingsftresiitigkeitenaufrecht zu er-

halte-n und bei den Avbeitsgerichten die Einrichtung bef on -

derer Fachkammern für das Handwerk (Hand-
werksigerichte) zur Erledigung der Streitigkeiten zwi-
schenMeistern und Geselle-ndurch-zusetzen Wenn damit zwar
den Jnnungen die bisherige Befugnis zur Errichtung von

Schiedsgerichten für Streitigkeiten zwischenMeistern und Ge-

sellen genommen ist, so wird man sich doch smit der Neurege-
lung in dieser Form labfindem können, da die Jnnunsgen von

der bisherigen Befugnis nur vereinzelt Gebrauch gemacht
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haben und durch die Errichtung besondererHaiWWkasAekichte
Vorsorge für eine den Bedürfnissen des Handwerksent-

sprechend-eErledigung der Streitigkeiten getroffen-ist ·

Bei der Durchführung Gesetzes, so,iUZIBCIPUIdeVFEsel

der Errichtung der Arbeitsgerichte und Landesarbeitsssgerichste
der Abgrenzung ishr-er Bezirke und der Bessetzung der Kam-
mern wsird die H-andwerksksaimmer,einem erst neuerdings auf
Grund von Vorstellungen der Spitzenvertretung des Hand-
werks ergangenen Erlaß des PreußischenHasnxdeslsministers
entsprechend, beteiligt werden und damit Gelegenheit haben-
eine dein Handwerk dienslicheRegelung zu erwirsken Jn Ost-
preußen sind die Verhandlungen mit den Oberlandesgerichten
Und den zuständigenVerwaltungsbehörden bereits im Gange.

Die zahlreichen Aenderungen und Ergänzungen der ge-

setzlichen Bestimmungen über den Arbeiterschutz und d;1e·da-
durch hervorgerufene Zersplitterung und Unübersichtslichkeit
der Gesetzgebung shaibendie Regierung veranlaßt, dem Reichs-
roirtschaftsrat den Entwurf eines Arbeitsschutz-
ges etzes vorzulegen-, durch welche-sdie Frage des Arbeiter-
schutzes, insbesondere der Schutz gegen Betriebsgefahren, die

Sonnt-agsrul;se, der Ladenschsluß,die Arbeitsaufsicht, die be-
sonderen Schutzvorschriften für weibliche Arbeiter und
die Bestimmung-en übe-r die Arbeitszeit neu geregelt werde-n
sollen. Die Handwerksksammer war an- den Beratungen des

sozialpolitischen Ausschusses und des Vorstandes des deut-

schen Handwerks- und Gewerbekamsmertages über die Stel-

lungnahme des Handwerks zu diesem Gesetzentwurs eingehend
beteiligt. Der Entwurf ist von der Spitzenvertretung des
Handwerks grundsätzlichabgelehnt worden, in der Hauptsache
wegen der Verknüpfung der jetzt gieltenden Arbeiterschutz-
bestimmungen mit einer Neuregelung der Arbeitszeit, zumal
man auch der Meinung war, daß eine solche end-gültigeGe-

setzesreigelungerst auf Grundlage gesunder Wirtschaftsverhält-
nisse erfolgen könne. Eine besondere Rücksichtnahmeauf das
Ausland für eine beschleunigte Regelung kanns nicht in Frage
kommen, da das Washingtoner Ækommen über den soge-
nannten Achtstundsentsag bisher nur von wenige-n Staaten

anerkanntist und verschiedene Staaten eine den«Bedürfnissen
ihrer eigenen Wirtschaft entsprechende Regelung dies Arbeits-
rechsts vor-genommen haben. Angesichts der Bedeutung des
Gesetzentwurfess hat die Spitzenvertretsung des Handwerks
aber gleich-wohlzu den einzelnen Paragraphen Steblung ge-
nommen. Die Abänderungsvorschlägedes Reichsverbandes
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fordern Sonderbestimmungen für die Handwerkslehrlinge,
vor allem ihre Nichteinbeziehung in die gewerblichen Arbeiter,
fern-er Sonderbestimmungen für »dieSaissongewerbe nament-

lich für das Nahrungsmsittelgewerbe, sowie für diejenigen
Gewerbe, in denen, wie im Friseur- und Müllergewerbe, die

Zeit der Arsbeitsbereitsschafteine Rolle spielt, des weiteren eisn
Verbot der Nebenarsbeit der Arbeitnehmer und gleichmäßige
Behandlung der Arbeitgeber und Arbeitnehmer bei Verstößen
gegen das Gesetz-.

Bei Ider Schwierigkeit der ganzen Materie wird sdie Be-
handlung des Entwurfs im Parlament noch eine geraume

Zeit in Ausspruch nehmen. Die Regierung hat daher auf
Drängen der Arbeitnehmerkreise ins dem sogenannten Ar-
b e i t s z e i t n o t g e s e tz zunächst nur einige Bestimmungen
der Arbeitszeitversordnung einer Revision unterzogen. Der

Entwurf sah eine Reihe von Erschwerungen (Z-a-«h-lungeines

Zuschlags bei Ueberstunden, Festlegung der Useiberstunden nur

durch Tiarifverträge u. a.) für die Beschäftigung über die

gesetzlicheArbeitszeit hinaus vor. Er ist nach Prüfung durch
die Hiandwerkskammern von der Spitzenvertretung des Hand--
werks abgelehnt worden, im Reichstage jedoch neuerdings an-

genommen wor.d-en. Für die kleinen und mittleren Betriebe,
also die Betrieb-e des Handwerks, ist es allerdings gelungen
durchzusetzen, daß die Möglichkeit zu freiwilliger MeIJrsarbeit
in besondere-n Fällen zugelassen ist, insbesondere wenn das

Ergebnis der Arbeit durch Nichterliedigung der Avbeiten ge-

fährdet wird soder dem Betriebe ein unverhältnismäßiger
Schaden erwachsen würde. Das Arbeitszeitnotgesetz ist am

I. Mai d. in Kraft getreten.
Aus den Kreisen der Krankenkassenorganisationen und

einem Teil der Tages-presse imiachtensich Bestrebungen geltend-
auf gesetzlichemWege Edisese «lb st ä n d igse n H a n d w e r ke r

und Geswerbetreibenden zwangsweise der

Krankenversicherung zu unterstellen. Nach Prü-
fung durch die Handwerkskammern hat sichdie Spitzenvertre-
tung gegenüber diesen Anregungen ablehnend verhalten-.

Eine Reihe von Maßnahmen konnt-e zugunsten des Hand-
werks auf dem Verwaltungswege von der Handwerkskamimer
erwirkt werden«Einer gemeinsamen Vereinbarung entspre-
chend wurde auf Antrag »derHandwerksksamsmserAbteilungen-
von den RegierunsgspräsidenxtenBekanntsmiachsungen über die

Regelung der Arbeitszeit sin ländlichen Be-
trieben erlassen, die wesentliche Erleichterungen für das
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Handwerk vor-sahen. Jn der Frage der vSon n ·ta g a r b e it

hat sich die Kammer gegen die vom Michsarbeitsmmister er-
lassenen Richtlin-ien, die ein-e zu weitgehende unid»n«ament11ch
für das ländliche Handwerk untragbare Beschrankung der

Sonntagsarbeit vorsehen, ausgesprochen

Zur Bekämpfung der Erwerbs-losigkeit wurden von der

Reichsregierung in dem sogenannten Arbeitsbeschaf-
fungsprogrsamm eine Reihe von Maßnahmen
für die Vergebung Von Arbeitens und Lieferungen vor-gesehen
Der Gedanke dies-es Programms-, die bedeutenden, durchdie

Erwerb-slosensbeiträgelaufkomsmendenSummen zur Schaffung
von Arbeitsgelegenheit nutzbringend zu verwenden, konnte

vom Hand-werk nur begrüßt werden. Die in Ostpreußen vor-

gesehenen M aßn ah m en bleiben zwar hinter den-en in den

übrigen Teilen des Reich-s zurück,da die Mitte-l entsprechend
der in einzelnen Gebieten herrschenden Arbeitslosigkeit verteilt
werden und Ostpreußen als agrarische Provinz relat1v

niedrig-e Arbeitslosesnzisffern aufzuweisen hat. Dennoch kann

die Durchführung des Programms auch vom ostpreußischen
Standpunkt aus nur begrüßtwerden, zumal auch eine Reiche
»dervorgesehenen Maßnahmen der Arbeitslosigkeit im Hand-
werk bis zu einem gewissen Grade auzuhelfen vermag. Die

Kammer hiat ihrerseits den Nachweis zu führen versucht, ldaß
die Arbeitsmarktlage im Gewerbe in Ostpreußen nicht
besser ist als in den übrigen Teilen des Deutschen Reiches,
wenn man die besonderen Verhältnisse im Gewerbe unter

Ausschaltung der Landwirtschaft betrachtet.

Bekämpft wurde seitens der Kammer idie Vermitt-
lung von Arbeitslosen in selbständige- Arbeit.
Leid-er spricht sich ein Erlaß des Präsidenten der Reichs-
arbeitsverwaltung nicht in genügendklarer und scharfer Weise
gegen derartige Mißstände aus.

Auf Grund einer für die Verhältnisse der Jnflation ge-

schaffen-en gesetzlichen Bestimmung erhob ein-e Reihe von

K r a n k e n kas s e n bei nicht reschtzeitigerAbfüihrung der Er-

werbskosenbeiträgeaußerordentlich h o h e B e r z u g s z i n -

se n. Die Kam-mer trat deshalb an den Deutschen Handwerks-
und Gewerbekammertagheran, für iden sichjedochein sweiteres

Vor-geheners-übri-gte,da inzwischen bereits eine den- Wünschen
des Handwerks entsprechend-eGesetzesänderunsg,nach der die

Verzugszuschlägein Höhe der am Orte üblichenZinssätze zu
erheben sind, vorgenommen war.
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. Bei der Festsetzung des Wertes Ider Sach-
b e z üig e hatten sich an verschieden-enOrten des Bezirks inso-
—fernSchwierigkeiten ergeben, als die Versicherungsämter eine

Anhörung der Handwerkskammer ·bzw.der Jnnungsen trotz
der in dieser Richtung seitens des Handwerks geäußerten
Wünscheabgelehnt hatten. Die Handwerkskamsmer ist daher
beim Oberversicherungsamt in Königsberg dahin vorstellig
geworden, daß den Versicherunsgsäsmterndie Anhörung der

amtlich-enBerufsvertretungen vor Festsetzung des Wertes der
Sachbezüge nahegelegt würde. Dieser Antrag hat erfreu-
licherweise Berücksichtigunggefunden. Durch die Ostpreußische
H-an-dwerkszieitun.gwurde der entsprechende Bescheidveröffent-
licht, um den Jnnungen Gelegenheit zu geben, gegebenenfialls
eine Anhörung der Handwerkskammer unter Hinweis auf
diese Verhandlungen zu erwirksen

V. Steuer- und Finanzpolitik.

Nachdem bereits im Jahre 1925 —an dem Gebiete »der

Reichssteuern unter Anpassung an die nach der Jnflation be-

stehenden Verhältnisse eine grundlegende Reform der Steuer-

gesetzgebung geschaffen- worden ist, blieb die gesetzgeberische
Tätigkeit des Reiches im vergangenen Jahre hinter der des

Vorjahres zurück. Abgesehen von dem Ges e tz über
Steuermilderungen zur Erleichterung der

Wirtschaftslage vom 31. März 1926 (Fortfall der

Luxussteuer, Senkung der Umsatzsteuer, Fortfall der Ver-

mögenssteuerzahilungim Mai), das im Handwerk zwar alis
ein erster Schritt zum Steueriabbau begrüßt wurde, dessen
Auswirkungen aber im Hinblick auf sdie Gewerbesteuer-
belastung und die bei der Einziehung der Einkommensteuer-
voraus- und -nachzahlungen sich zeigenden Schwierigkeiten
gering waren, beschränktesich die Tätigkeit des Reiches vor-

wiegend auf die im Anschlußan die Steuerreform notwendi-

gen Durchführungsmaßnahmen.
Hier ist insbesondere die Err i chtung ider Be wer-

tu n g s a u s s chü s s e zu erwähnen, zu denen von den Hand-
werkskiammer-Abteislungen bei den zuständigenFinanzämtern
geeignete Handwerksmeister benannt wurden, um so eine

Berücksichtigungder Belange des Handwerks bei der steuer-
lichen Bewertung svon Vermögensgegenständen zu erwirken.
Für den Oberbeswertungsausschuß sind neuerdings
von der Kammer direkt sechs Vertreter, vom Provinzialaus-
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schußseine unbestimmte Anzahl von Vertretern des Hand-.
werks zu wählen. Dise Festsetzung der Zahl der sur das

Handwerk zu wählen-denVertreter »aufsechs, dIe VDM Lan-des-

finanzamt in Königsberg ohne Anhörung der Kam-mer
erfolgt ist, konnt-e von der Kammer nicht als der wirklichen
Bedeutung des Handwerks in Ostprseußenentsprechend aner-
kannt werden. Die Kammer hat daher bezüglicheiner große-
ren Berücksichtigungdes Handwerks Verhandlungen mit dem

Landesfinanzamt und dem Prosvinzialiausschußauf-genom-
men, über die sbei Drucklegung dieses Geschäftsberichts noch
kein endgültiges Ergebnis vor-liegt.

Weiterthin wirkte die Kammer bei der Festsetzung von

Richtliniien für-die Bewertung z"w-angsbe«wirt-
schafteter Grundstücke durch »das Landesfinsanz-
amt mit.

Die Einziehung der Einkommensteuer führte
während des vergiangenen Jahres im Handwerk zu großen-
Härten. Da bei der Frühjashrsveranlsasgung1926 der Stand
der Betriebe während des noch verhältnismäßig günstig-en
Geschäftsjahr-es1925 zugrunde gelegt worden war, unld dem-

entsprechend hohe Nachzahlungen auf das Jahr 1925 und

Borauszahslunsgenfür 1926 zu leisten waven, war im Jahre
1926, also in der Zeit, in der die Stesuerbelastung wirksam
wurde, eisn allgemeiner Rückgang in der Beschäftigung und
der Zahlungsfähigkeitder Betriebe eingetreten.

Die steuerilicheVeranlagung der Handwerksbetriebe führte
im Frühjahr 1926 zu großen Unzuträglichkeiten. Jn zahl-
reichen Fällen hatten die Handwerksmeister keine Bücher ge-
führt, oder die Bücher wurden von den Finanzämtern nicht
anerkannt. Es wurde dann von den Finanzämtern zu
S chä tz u n g e n g e g r i f f e n, gegen die eine Beschwerde
des Handwerksmeisters infolge des Fehlens des notwendi-

gen Beweismaterials meist erfolglos blieb. .

Die Kammer hat daher ihr-e tätige Mithilfe zur Verfü-
gung gestellt, asls sder Reichsverband des deutschen Handwerks-
vor der diesjährigen Frühjahrsveranlagung Richtsliniien
fur die Anerkennung der kleingewerblichen
Buchführung durch die Finanzämter ausarbeitete
unsd beim Reichsfinanzminister vorstellig wurde. Der Reichs-
finanzminister shat diesen Wünschenauch entsprochen, indem
er in eine-m Erlaß festlegte, daß Aufzeichnungen des kleinen
Gewerbetreibenden die fort-laufend und vollständig sind, bei-
der Veranslagung durch die Finanzämter nicht außer acht ge-
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lassen wer-den dürfen. Es ist zu hoffen, daß durch diesen
Erlaß ein Teil der sich im vorigen Jahre zeigenden Schwierig-
keiten gemildert wird.

Gegenüber dem Bestreben der Finanzämter, die nicht buch-
füihrenden Handwerksmeister nach Durchs chnittsge-
win n s ä tz e n zu veranlagen, verhielt sich die Hand-
werkskammer ablehnend. Die Aufstellung solcher Durch-
schnittsgewinnssätzemuß sasls unmöglich bezeichnet wenden-, sda
die Einkommenverhältnisseder Handwerksbetriebe durchaus
verschieden sind. Das Handwerk muß erwarten, daß die Ver-

anlagung seines Einkommens von Fall zu Fall mit dersel-
ben Genauigkeit und Gewissenhaftigkeit durchgeführt wird-
wie die der anderen Berufe.

War im Reiche die gesetzgeberischeTätigkeit be-

schränkt, so trat demgegenüber Preußen mit einer Reihe
wichtiger Gesetzänderungen hervor. Die N e u r e g e -

lung der Hauszinssteuer brachte eine größere
Anpassung der Steuer an die Belastung der Grundstücke in

der Vorinflationszeit, sowie die Möglichkeit einer größeren
Berücksichtigung etwa eingetreten-er Wertminderungen oder

geringerer Ausnutzung der Grundstücke Trotz-dem wird von

keiner Seite geleugnet, daß die Hauszinsssteuer in ihrer jetzi-
gen Form noch größer-eMängel aufweist. Die hieraus resul-
tierenden Anregungen sauf Umwandlung der Haus-
zisnssteuer in eine ablösbare Rente wurde von

der Hansdswerkskammer nach eingehender Prüfung abgelehnt.
Weiterhin wurden Abänderungen des Ge-

w e r b e st e u e r g e se tz e s vorgenommen. Die Aen-

derung der Gewerbesteuer ist bereits abgeschlossen Es
konnten hierbei eine Reihe von Wünschen des Hand-
werks zur Geltung gebracht werden. So insbesondere
hinsichtlich der Kapitalisierung der Mietsräume, der Be-

steuerung Ider bereits der Grundvermögenssteuer unterliegen-
den Grundstücke und Gebäude, sowie der Anrechnung der

Schuldenzinsen auf iden Gewerbeertrag. Die Aenderung der

Grundvermögenssteuer ist aufgeschoben worden.

Ein endgültiger Zustand ist auch durch diese Maßnahmen
noch nicht geschaffen. Eine solche Festlegung unseres
Steuersystems im Reich und in den Ländern kann frühestens
nach einer endgültigen Lösung des Problems des Finanz-
ausgleichs zwischen Reich, Ländern und Gemeinden erwartet
werden. Die Erledigung dieser Ausgabe war zwarbereits
für das vergangene Frühjahr in Aussicht gestellt- Ist aber
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durch die neue vorläufige Regelung des Flllallzausglelchs
wiederum um 2 Jahre verschoben worden.

»

Die Frage der Erhebung. von. E1nkom-

mensteuerzuschlägen durch d«1eLander und

Geme i nden, die durch das Reichsgesetz vom 10. August
1925 bereits zugesagt unsd »auchvom Handwerk imJnteresse
der Wiederherstellung der Selbstverantwortung bei den
meinden dringend gefordert wurde, mußte »deshalbgleich-
falls zurückgestelltwerden. Auch diese Frage ist vom Stand-
punkt der Handwerker aus betrachtet nicht einfach zu»losen,
da die mit dem Finanzausgleich verfolgten stecke,·»dieGe-

meindselasten wiederum auf die Gesamtheit der Bevolkerung
umzu"legen, nur erreicht werden können, wenn die einkommen-
steuerfreie Grenze von 100 Mk. — eine Begrenzung, die zahl-
reichen kleinen Hancdswerksmeisternzugute kam

»——fortfalslt.
Der Finanzausgleich wir-d noch zu heftigen Kampf-en zwi-
schen Reich, Ländern und Gemeinden, soiwie zwischen den po-
litischenParteien führen, und es werden großeAnstrengungen
notwendig sein, um die Belanige dies Handwerks hierbeiwirk-
sam zur Geltung zu bringen. Es ist selbstverständlichdaß
die Neuregelung des Finsanzsausgleichsfür das Handwerk nur

dann annehmbar ist, wenn sie die jetzt bestehende Ueberlastung
des gewerblichen Mittelstand-es beseitigt.

Die Kammer shat neben den im Vorstehenden ausdrücklich
erwähnten Maßnahmen durch eine IS tell u n g n ah m e zu
den verschied en en Gesetzenwürfen und durch ihre
rege Mitarbeit in dem beim Reichsverband
des deutschen Handwerks und im deutschen
Handwerks- und Gewerbekammertag gebil-
deten Steuerausschuß mitgewirkt.

Die während des Geschäftsjahreszutage getretenen Miß-
stände bei der Steuererhebung und -ver-anlagung veranlaßten
den Vorstand der Handlwerkskammer, die Abteilung-en zur
Errichtung von Buchführungs- und Steuerberatungsstellen
zu ermächtigen. Die Abteilung Glibing -h-at von- dieser Er-
mächtigungbereits Gebrauch gemacht.

Vl. Wirtschaftspolitik.
a) Verdingungswesen.

Wie im letztenGeschsäftsbserichterwähnt, ist seinerzeit auf
Beschlußdes Reichstags ein·saus Vertretern der Reichsregie-
runig, der Länderregierung-en·,des Deutschen Städtet-ages,des
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Reichsvevbandes der deutschen Industrie und des Reichs-
«verban-desdes deutschen Handwerks sowie der Architektensschaft
und der Arbeitnehsmergewerkschaftsenbestehend-er Ausschuß
eingesetzt worden, um einheitliche Grundsätze für die Ver-

gebung von öffentlichenLeistungen und Lieferungen aufzu-
stellen. Dieser sogenannte Reich s ve rd i n g u n g s a u s -

schuß hat im Frühjahr 1926 sein-e Arbeit-en beendet. Die
von ihm aufgestellt-en Richtlinien sind bald darauf Unter dem
Titel ,,Verdinsgun-gsordnung für B-auleiftun-
g e n« im Druck herausgegeben worden. Diese enthalten drei

Abschnitte, und zwar
A. Allgemeine Bestimmungen für die Vergebung von Bau-

Ilseistunsgsen
B. All-gemeineVertragsbedingungen für die Ausführung

von Bau-leistungsen.
C. TechnischeVorschrift-en für Bau-leistungien.

Nur die letzter-en waren bereits iim Jahre 1925 fertig-
gestellt, die übrigen Vorschriften sind neu. Damit sind nach
langen Bemühungen einheitsliche Richtlinien für
dasVerdingungswesen erreicht worden. Durch Er-

laß des Reichsfinsanzministers vom 11. August 1926 sind die

bisher für die Vergebung von Bauleistunsgsensmaßgebenden
Vorschriften der Militär- und Msarinebauordnung außer
Kraft gesetzt. Es soll nunmehr grundsätzlichdie neue Ver-

dinsgungsordnung allen Kosten-anschlägenund Ausschreibun-
gen zugrunde gelegt werd-en. Auch der Reichswehrminifter
und Ider PreußischeMinister für Handel und Gewerbe haben
angeordnet, daß die ihnen unterstellten Behörden in Zukunft
die Reichsverdingungsorsdnung »fürdie Vergebung von Ar-
beiten und Lieferungen, wenn auch zunächstprobeweisfe, zu-

grunde legen-. Die Handwerkskammser unsd ihre Abteilungen
haben die zuständigen Behörden des Kammerbsezirks ihrer-
seits gebeten, den niachgieordnetenBehörden die Beachtung der

Reichsverdingungsordnung nahe zu legen. Ebenso sind die

Oberpoftdirektion, die Reichsbahndirektion, der Lan-deshaupt-
msann der Provinz Ostpreußen und die Kommunen gebeten

worden, die Reichsverdingungsovdnung einzuführen. Ober-

Postdirektion und Landeshauptmann haben die Berücksichti-
gung dieses Wunsches zugesagt. Die Reichsbahnsvserwaltung
hsat eine Entscheidung bisher noch nicht getroffen. Inwieweit
die Städte und sonstigen kommunaklen Versbänlde die Reichs-
verdingunigsovdnung salss maßgebean für die von ihnen zu

vergebenden Arbeiten und Lieferungen in Anwendung brin-
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gen, ist der Handwerksksammer nicht bekannt geworden.Die

Deutsche Architektenschaft hat ihren- Mitgliederndie Anwen-

dunig Oder Reichsverdingungsoridnunig für alle kunftizgenVer-

gebunsgenund Vertrsaigsabschlüsseempfohlen — Bezüglich des

umfangreichen Inhalts ider Reischsversdingungsorsdnungmuß
auf den im Druck erschienenen und im Buchhandel erihaltlichen
Text verwiesen werden«

.

Wenn auch nicht alle Wünsche,die von den Kreisen des-

Handwerks und Gewerbes und der Architektenschaftgeäußert
wurden, erfüllt worden sind und imanche weit-ergehenden
Wünsche im Interesse des Zustsandekomsmens idieser Verbin-

gungsordnung haben zurückgestelltswerden müssen, so isst in

diesen Vorschriften doch unzweifelhaft insofern ein wesent-
licher Fortschritt zu erblicken, als endlich einmal einheitliche
Normen für die Vergebung von Arbeiten und Lieferungen
zustanide gekommen sind. Sie wenden aber erst dann für die

gesamte Wirtschaft von einschneidender Bedeutung werden,
wenn sie von den Behörden, und zwar nicht bloß von den

Reichs- und Staats-behörden, sondern auch von sden Kommu-
nalbehöridenin dem Geiste, in welchem sie erstrebt unld zu-

standegekosmmensind, zur Anwendung gelangen und wenn sie
auch für die private Bauwirtschaft richtunggebend werden. —-

b) Regiebctricbe.
Die bereits im vorigen Geschäftsberichterwähnten Kla-

gen unsd Beschwerden sdes Biausgewerbesüber das V erf ah -

ren der Wohnungsfürsorgesgeseltlschaften (i1i
Ofkpveußsensider Ostpreußisschen Heimstätte G. m.

b. H.) lbei Vergebung von Bauarsbeiten fian im letzten Jahre
auf Veranlassung der Handwerkskammer Gegenstand münd-
licher Verhandlungen im Osberpräsidiumzu Königsberg unsd
im Beirat beim Reichs-kom·miss-arfür das Handwerk gewesen.
Die Verhandlung-en im Qberpräsidium fand-en am 80. April
und am 30. November, »die Beriatunsgen im Beirat beim

Reichskommissar für das Handwerk sasm 14. Oktober in Ber-
lin statt. An beiden Stellen sinsd die Beschwerden eingehend
zum Vortrag gebracht word-en. Sie richtet-en sich namentlich
gegen

1. sdie Errichtung von Eigenbetrsieben oider die Beteiligung
an gewerblichen Unternehmungen mit Hilfe von öffent-
lichen Mittel-n zum Schaden der Wirtschaft,

2. die finanzielle Beteiligung an politisch einseitig eingestell-
ten Produktisvgenossenschaften(B-auhütten) und die Be-

c)
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vorzugung solcher Genossenschaftenbei Tder Vergebung
von Siedlungs- und Wohnungsbautem

Z. die Bevorzugung einer nach Auffassung der Kreise
Baugewerbes nicht empfehlenswerten Bauwei-se, durch
die von »derHeimstättebzsw. mit ihrer Mitwirkung und
unter ihr-er finanziellen Beteiligung errichteten Hestia
Bau-A.-Gs.,

4. den von der OstpreußischenHeimstsättein großem Um-

fang-e betrieben-en Baustoffhandel bzw. ldie Vermittlung
lvon Baustofer, durch Idie idie Bau-gewerbetreisbenden zu
Lohnmeistern herabgedrücktwerden,

5. idie Bevorzugung der Ost-preußischenHeimstästtebei der

Verteilung Ider Hauszinssteuer.
Die Wünscheund Anträge lder Handwerkskammer iginigen

daher idashin,sdsaßdie Wohnungsfürsorgesgsesellschiaften(in Ost-
preußen die OstpreußischeHeismstätte)die Eigenbetriebe ab-
b-auen, die Beteiligung an gewerblichen Unternehmung-en unsd
an Produktivgenossenschaften sowie an ldem Baustoffhsandel
einstellen unsd sich auf die Fisnanzierung und Betreuung von

Siedlunigs- nnd- Kleinwohnunsgsbauten beschränken sollen.
Jn der gleichen Richtung bewegt-e sich ein Antrag des preußi-
schen Landtagsasbgeordnesten Architekt Schluckesbier und

Genossen, der u. sa. -forsderte:

a) die Aufgabe der provinziellen Woihnungsfürsorsgeg.esell-
schaften mit Staatsbeteisliigunsg darauf zu beschränken-

Finanzierung »von Kleinwohnungslbsauten durchzuführen
b) eine staatliche Beteiligung »an- idiesen Wo"l).nungssfürs-orge-

igesellschaftennur idann vorzunehmen-, wenn sie sich ver-

pflichten, bauwirtschsaftilicheBetriebe, Planbürios, Bau-

7stoffshansdlunsgennicht ein-zurichten unsd sich auch nicht an

solchen zu beteiligen,
c) iden Abbsau sder von den provinziellen Wohnungs- und

Fürsorgegesellschaftenbereits eingerichtet-enbauwirtschaft-
lichen Betriebe, Plankbiiross und Basustoffhandlunigen so-
wie idie Zurückzieshunigihrer Beteiligung an solchen zu

fordern,
d) sdie Zurückzahlung der staatlichen Stammkapitalien zu

sverlan-gen, wenn dieser Abibau nicht innerhaltb eines

Jahres erfolgt.

»So-wohlin den Verhandlungen im Oberpräsisdinm zu

Köniigsberg wie im Beirat Ibeim Reichskommissar für das-

Handwerk erklärt-en idie Vertreter der Woshnungssfürsorqe-
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gesellschaften, daß es ihre Absicht und auch der Wille des

Wohlfahrtsministers sei,
1. die Eigensbetriseberestlos aibzwbsau-ens-

»

2. bei sder Vergebung svon Bauarbeiten Paritat walten

zu lassen, d. h. Produktivgenossenschaften und selb-
ständige Baugewerbetreibende in gleicher Weise an den

Ausschreibungen zu beteiligen.
Sie bemerkten im übrigen, daß es sich bei dem

angeblichen Baustoffhandel lediglich um eine Vermitt-

lungstsätigkeithandele, die zur Zeit der Jnsfslation aus Ver-

langen der Landeszentralbehörde aufgenommen, aber auch
heute noch im Interesse der Verbilligung der Bauwirtschaft
unbedingt notwendig sei. An der Vergebung der Hauszins-
steuerhypotheken sei die Woshnungsfürsorigegessellschaftnicht
beteiligt, das sei ausschließlichSache ider Kommunsaslsvserbän«d-e;
sie vermittle lediglichsolche Hypotheken auf Wunsch des Bau-
herrn, und das gehöre zu der Finanzierung von Klein-

wohsn.un.gsbauten.
Die Verhandlungen haben zunächstdas Ergebnis gehabt-
daßeine wesentliche Klärung der strittig-en Fragen herbeige-
lührt und dadurch weitere direkte Verhandslun-gsmöglichskei-
ten zwischen der Ost-preußischenHseimstästteund der Hand-
toerksskammer geschafer wurden. Durch die weiteren Ver-
handlungen ist dann folgend-es erreicht worden-:

1. Die Von der OstpreußischenHeimstätteuntershasltseneTisch-
lerei in Tapisau, die von der Provinzialvenwalstung ge-
pachtet war, ist an die Provinzialverwaltung zurückge-
gebenund von dieser aufgelöst worden;

Z. Die der OstpreußischenHeimstätte gehörende, inzwischen
iatbgebrannte Tonwarenfsabrik in Ragnit soll nicht wieder
aufgebaut werden.

3. Das Baustoffiwerk (»Säge-werk)in O-g.onken,Kreis Ansger-
burg, soll baldmöglichstin private Hände übergeleitet
werden.

4. Die Ziegelei Parleese (Kreis Rößel) ist einer besonderen
Beftriiebsgesellschafhan der allerdings immer noch zum

großtenTeil die Heimstätte beteiligt ist, übertragen.
.-). Bei der Vergebung von Arbeiten wird die Ostpreußische
HemistättedieHandwerkskammer zur gutachtilichenAeuße-
rung Über die Zuverlässigkeitishr nicht bekannter Unster-

nehmer hinzuzieihen und die Wünschedes Handwerks weit-

gehendst zu berücksichtigensuch-en.
zis-



Hinsichtlichder Baustoffvermittlsung hat bisher eine Eini-

gung nicht erzielt werden können, da die Heimstätte auf dem
Standpunkt steh-t,daß diese Tätigkeit im Interesse der gesam-
ten Bau-wirtschaft liegt, insbesondere auch im Interesse des

Baustoffhandels der im übrigen mit der Baustosfvermitt-
lung der Heimstätte einverstanden sei.

Um nicht nur die baugewerbetreibenden Kreise, sondern
auch die übrigen Kreise des Handwerks und die gesamte
Oeffentlichkeit auf die Tätigkeit der Heimstätte und die durch
sie der Wirtschaft entstehenden Nachteile aufmerksam zu
machen, ist seinerzeit dser Landtagsabgeordnete Schsluckebier
gebeten worden, im Kammerbezirk mehrere Vorträge über
seinen Antrag an den PreußischesnLandtag zu lhalten. Jn-
folge seiner Erkrankung sind dies-eVorträge unter dem Titel
»Ka-lte Sozialisierung im Bau-gewerbe« im
Monat November 1926 in den Städten Elbing Königsberg
und Gumbinnen von dem Geschäftsführer des Bundes deut-

scher Architekten für Rhein-land und Westfalsen, Herrn Dr.

Ma-h»ler-Ha-gen sin Westfalen gehalten worden-. Sioswohl
in der OstpreußischenHandwerkszeitun-g-, wie auch in den
Tageszeitungen ist hierüber eingehend berichtet.

Der vorerwähnte Antrag Schsluckebiserwurde im Ausschuß
für Wohnungs- und Heimstättenwesendes PreußsischenLand-
tags am 6. und 7. Mai 1926 und am 15. Februar 1927 be-
raten. Der Landtagsausschuß hat den Antrag in- Idser vorlie-

genden Form mit 15 gegen 11 Stimmen abgelehnt, dagegen
einen aus der Mit-te des Ausschusses gestellten neuen Antrag
in folgend-er Form angenommen:

«Zu diesem Zweckes) ist die Aufgabe der provinziellen
Wohnungssürsorgesgesellschastenim wesentlichen darauf
zu beschränken,die Fintanzierung und bautech-
nische Betreuunig von Kleinwohnungsbauten vor-

zunehmen.«
Dies-es Ergebnis der parlamentariischen Verhandlungen

im Landtag kann —— zumal über-aus strittig ist, was alles

unter »bautechnischerB-etreuusn.g«zu verstehen ist —- ebenso-
wenig wie das Ergebnis der bisherigen Bemühungen der

Handwerkskammer das Handwerk befriedigen. Die Verhand-
lungen mit der Heimstätte werden fortgesetzt —

Jn Verfolg der in der letzten Bollversammslung vorge-

brachten Beschwerden und des hierzu gefaßten Beschlusses ist

sie) -d. h. zur Behebung -d-er Wohnungan durch Förderung
des Wohnungsbsaues

«
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die Handwerkskammer bei dem Wehrkreisverwaltungsamtin

Königsberg und mit Unterstützung des Oberpraftdlums bei
den zuständigen Ministerien dahin vorstellig geworden,daß
die in Ostpreußen in der iletztenZeit errichteten R e g i e we r k-

stät ten d er H ee re s v erw a lItung aufgelijft werden
nnd neue nicht mehr errichtet werden sollen. Der Bescheid des

Wehrkreisverwaltungsamtes bezeichnete die Einrichtung die-

ser Werkstätten angesichts der ungünstigen Finanzsliage des

Reiches als notwendig, betonte jedoch,daß sie lediglich für die

Vornahme von Jnstandsetzungsarbeiten bestimmt seien und

Neuanschaffungen dem freien Gewerbe übertragen würden.
Diese Antwort hat die Kammer nicht befriedigt, sweisl zu be-

fürchten war, daß das ein-mail eingeschlagen-eSystem eine wei-
tere Ausdehnung erfahren würde. Sie hat daher mit Unter-

stützung eines einsfslußreichenVertreters Ostpreußens im

Reichstag den Reichswehrminister um Abhilfe gebet-en und

durch ihren Vertreter im Beirat beim Reichskomsmissar für
das Handwerk in dieser Angelegenheit imsündslichmit dem zu-

ständigenReferenten im Ministerium verhandelt. Das hat
dazu geführt, daß den Vertretern der Kammer Gelegenheit
zur Besichtigung der in Königsberg bestehenden Werkstätten
und zu eingehenden Verhandlungen mit dem Wehrkreisver-
Ivaltungsamt gegeben wurde. Die Auflösung der Werkstätte-n
hat zwar nicht erreicht werden können, aber es ist den Ver-

tretern der Handwerkskammer die Versicherung gegeben wor-

den, daß ein Ausbau sder bestehenden Einrichtungen nicht er-

folgen, die Anfertigung neuer Geräte in diesen Werkstätten
verboten und für die Lieferung der durch das Wehrkreisver-
waltungsamt zu beschaffenden Geräte in Zukunft grundsätz-
lsischdas ostpreußischeHandwerk und Gewerbe herangezogen
werden soll.

Jn neuerer Zeit versucht die Kriegsbeschädigten-Werk-
stätten-G. m. b. H. eine Befreiung von den Vorschriften der

Handwerkskammer über die Lehrlingshöchstzahlunter Hin-
weis auf ihr-en gemeinnützigen Charakter zu erreichen-. Sie
fand dabei die Unterstützung des Lan-desshauptmanns. Die

Handwerk-Hammer die die-fes Unternehmen nicht für gemein-
nützighält, hat smit aller Entschiedesnhesitgegen dies-en Antrag
Stellung genommen. Der PreußischeHandwerkskammertag
ist ebenfalls beim PreußischenHandelsministerium auf Er-

suchen der Handwerkskammer vorstellig geworden. Eine
Entscheidung ist bisher noch nicht ergangen.
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c) Kreditwesen.
Auf dem Kreditmarkt ist im Laufe des Geschäftsjahres

eine wesentliche Besserung eingetreten. Die Sparkassen
konnten sich infolge des Anwachsens der Spareinlagen in

erhöhtem Maße der Gewährung langfristiger Kredite zu-
wenden. Auch die Kreditgenossenschaften wurden in stei-
gendem Maße den Kreditbedürfnissen des Handwerks ge-

recht. Dennoch blieb die Besserung der Kreditverhältnissein
Ostpreußen hinter dem Aufschwung, der i1n Reiche zu ver-

zeichnen ist, erheblich zurück. Namentlich an langfristigen
Krediten herrschte im Gegensatz zu einer Flüssigkeit am

Geldmarkte ein erheblicher Mangel.
Jm Hinblick auf sden auch im Handwerk bestehenden

Mangel an langfristigen Krediten hat die Handwerkskammer
der Entwicklung des Kreditmarktes dauernd ihre Aufmerk-
samkeit gewidmet. Hierbei mußte die Frage einer staatlichen
Sonderkreditaktiom die nach den Erfahrungen der Mittel-
standskreditaktion des Jahres 1925 jetzt von der Spitzen-
vertretung des Handwerks im allgemeinen als unzweckmäßig
abgelehnt wird, von der Handwerkskannner, obwohl sie die

grundsätzlichenBedenken nicht verkennt, vom Standpunkt
der ostpreußischenVerhältnisse aus anders beurteilt werden.
Das langsame Anwachsen der Spareinlagen und die da-

durch bedingte verzögerte Gesundung der Kreditverhältnisse
in Oftpreußen erfordert eine besondere Unterstützung Ost-
preußens im Rahmen der staatlichen Kreditpolitik.

Zu den beim Oberpräsidenten und im Reichswirt-
ichaftsministerium ftattfindenden Besprechungen über die

KreditverhältnisseOstpreußens ist neben den Vertretungen
der übrigen Wirtschaftsgruppen auch die Handwerkskammer
hinzugezogen worden. Sie hat darüber hinaus wiederholt
Gelegenheit genommen, auf schriftlichem und mündlichem
Wege im Ministerium für Handel und Gewerbe und im

preußischenFinanzministeriu1n, sowie beim Reichskommissar
für Handwerk und Kleingewerbe, die sich aus der Kreditnot

ergebenden Wünsche des ostpreußischenHandwerks vorzu-
tragen. Um so mehr mußte es befremden, als aus den im

August des vorigen Jahres auftauchenden Pressemeldungeil
über das Sofortprogramm der Reichsregierung hervorgina,
daß zwar für die ostpreußischeJnsdustrie und Landwirtschaft
Kreditfummen bereitgestellt wurden, eine Beteiligung des

Handwerks an der Kreditaktion aber nicht vorgesehen war.



—39—

Im Handwerk entstand hierüber eine begreifliche Erregung,
so daß die Handwerkskainmer ihren ganzen Einfluß glaubte
einsetzen zu müssen, um eine Beteiligung des Handwerks an

der Kreditaktion zu erwirkenz Das ist schließlichnach län-
geren mündlichen und schriftlichen Verhandlungen mit den

zuständigenStellen gelungen, nachdem auch die im Ostaus-
schuß des Reichstages vertretenen Reichstagsabgeordneten
durch die Handwerkskammer von der Sachlage eingehend
unterrichtet worden waren.

Gegen Ende der Berichtszeit wurden den Sparkassen
nnd gewerblichen Kreditgenossenschaften insgesamt 2 650 000

Mark für die Zwecke der Gewährung von Krediten an die

Angehörigen des gewerblichen Mittelstandes (unter Aus-

schluß der Landwirtschaft) zugeleitet. Die Kredite sollen
nach den herausgegebenen Richtlinien auf geschäftlicher
Basis zu einem Zinssatz, der sich für den kreditnehmen-
den Gewerbetreibenden nicht über R e i chs b a n k d i s -

kont stellt, weitergegeben werden. Den Genossenschaften
wurden die Kredite auf 5 Jahre zur Verfügung gestellt.

Zur Kritik dieser Aktion ist zu bemerken, daß die
Summe an sich zu geringfügig ist, um eine nachhaltige
Besserung der Kreditverhältnisse des Handwerks herbeizu-
führen. Sie übersteigt die durch die Mittelstandskredit-
aktion des Jahres 1925 bereitgestellte Summe (2 200 000

Mark) nur um ein geringes, kann jedoch im Hinblick
uns die erheblich niedrigeren Zinssätze und die bedeutend

längerenZahlungsfristen höher bewertet werden und ist von

seiten des Handwerks trotz der Unzulänglichkeit der Mittel
zu begrüßen, da sie geeignet ist, dem im Handwerk herrschen-
den Kreditbedürfnis immerhin bis zu einem gewissen Grade

abzuhelfen.
Bedauerlich ist nur, daß entgegen den Wünschen der

Handwerkskammer wiederum bereits bei der Vorverteilung
eine zu große Anzahl von Kreditinstituten als Zwischen-
stellen eingeschaltet, und dadurch auch bei dieser Kreditaktion
eine Verzettelung der Summen und eine Erschwerung der

Kontsrtolleüber die Art der Vergebung der Kredite eingetre-
.en 1 .

Auf Antrag der Handwerkskammer ist gegen Ende der

Berichtszeit der Präsident zum Mitgliede des Bezirks-
ausschusses der Reichsbank zu Königsberg ge-
wählt worden. Damit ist eine weitere Gelegenheit gegeben,
die Interessen des Handwerks zur Geltung zu bringen.



—40—

d) Verkehrswesen.
Das für die Berechnung der Güterfrachten zurzeit gül-

tige sogenannte Staffeltarifsystem, das bei ver-

hältnismäßig hohen Nahfrachten niedrige Frachtsätze bei
weiten Entfernungen ermöglicht,wurde während des ver-

gangenen Jahres aus den Kreisen des Großhandels und der

Seeschiffahrtsunternehmungen lebhaft bekämpft. Es wurde
von ihnen hierbei eine Umwandlung des Staffeltarifsystems
in das vor dem Kriege übliche Kilometertarifsystem, nach
welchem die Frachtsätzefür nahe Entfernungen gering, für
weite Entfernungen aber um so höher sind, gefordert. Jm
Jnteresse des Handwerks, für das nach Ansicht der Kammer

mäßigeFrachtsätzefür die größtenteils auf weite Entfernun-
gen aus den übrigen Teilen des Reiches kommenden Roh-
stoffe notwendig sind, wurde die Forderung auf Erhaltung
des Staffeltarifsystems nach wie vor vertreten.

Die 1Inzuträglichkeiten,die sich aus der Höhe der Nah-
frachten ergeben, müssen nach Ansicht der Kammer durch die

Gewährung von Ausnahmetarifen erforderlichenfalls aus-

geglichen werden. Solche Ausnahmetarife hält die Kammer

insbesondere für den Transport Von Schnittholz innerhalb
der Provinz zwecks Senkung der die Bautätigkeit lähmen-
den hohen Baukosten für dringend erforderlich. Mit der

Reichsbahndirektion sind über diese Frage während des lau-

fenden Jahres wiederholt unter Vorlage von Material Ver-

handlungen gepflogen worden. Ein Ergebnis ist in dieser
Frage bisher jedoch nicht erzielt worden.

Daneben boten die Verhandlungen im L an d es -

e i s en b ah nr at dem Vertreter der Handwerkskammer
die Möglichkeit,verkehrstechnische Forderungen sdes Hand-
werks wirksam zu vertreten. Das gilt insbesondere für die

Tarifierung von Mehl und Getreide, Eisen und Eisenwaren
sowie Holz, an der die Kreise der Müllermeifter, sowie der

Holz und Eisen verarbeitenden Handwerke und der Bau-
und Baunebengewerbe lebhaft interessiert sind, und für die

Einführung von Feriensonderzügen nach dem Reich mit 50

Prozent Fahrpreisermäßigung auch in den Monaten Mai,
Juni und September.

Wiederholt wurden von der Kammer Wünsche auf
Aenderung des Fahrplanes und Verbesserung des Personen-
verkehrs unterbreitet, soweit ihr solche Wünsche aus den

Kreisen des Handwerks bekannt wurden. Sie wurden zum
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Teil von der Reichsbahndirektion, so insbesonderehinsichtlich
des Verkehrs auf der Strecke Marienburg-Elbing und der

Strecke Allenstein—Königsberg berücksichtigt, ·

.

Neben anderen Berufsvertretungen erhob d1e Kammer

Einspruch gegen die auf Anordnung der Reichsbahnzentral-
verwaltung im April vorigen Jahres durchgeführtenEin-

schränkungendes Personenverkehrs. Die Reichsbahnzentral-
verwaltung hatte damals in allen Bezirken eine Einschrän-
kung des Personenverkehrs auf 3 Proz. angeordnet. Wäh-
rend in den verkehrsreicheren Gebieten des Reiches diese
Einschränkungenwohl ohne wesentliche Benachteiligung der

Bevölkerung und des Wirtschaftslebens durchgeführtwerden

konnten, mußte diese Einschränkung in dem ohnehin unter

den ungünstigen Verkehrsverhältnissen leidenden ostpreußi-
schen Wirtschaftsgebiet zu schweren Schädigungen führen.
Dem vereinten Einspruch der Berufsvertretungen ist es da-
mals gelungen, die schärfstenSchädigungen und die sich am

Backåteiligsten
bemerkbar machenden Einschränkungenzu ver-

in ern.

e) Wirtschaftsberichte.
Bei der Erstattung der Wirtschaftsberichte fand die

Handwerkskammer, obwohl die Wichtigkeit dieser Bericht-
erstattung an die Spitzenvertretungen des Handwerks und

durch diese an die Spitzenbehördennicht unterschätztwerden

kann, leider im Handwerk vielfach nicht die dringend not-

wendige Unterstützung. Obwohl die Fragebogen im Laufe
des Jahres wesentlich vereinfacht wurden, konnten sdie Ab-

teilungen nur sehr unvollkommen ausgefüllte, oftmals über-
haupt keine Fragebogen von den Jnnungen beantwortet zu-

rückerlangen. Aber auch dort, wo regelmäßig Antworten

erfolgten, war bisweilen die Absicht, die Verhältnisse des

Handwerks noch schlechter,als sie ohnehin sind, darzustellen,
nicht zu verkennen. Man ging wohl in diesem Falle von dem

Gedankenaus, daß durch eine derartige Schilderung der Ver-

hältnisse im Handwerk eine größere Unterstützung seitens
des Staates oder anderer Stellen zu erwirken wäre, während
eine solcheBerichterstattung doch tatsächlichnur geeignet ist,
das Bertrauen zum Handwerk zu schwächen.Trotzdem ist
es währenddes.laufenden Jahres gelungen, nicht nur die

halbjährlicheWirtschaftsberichterstattungauszubauen, son-
dern auch durch die Mithilfe der Provinzialinnungsverbände
eine monatliche Berichterstattung zu erreichen. Die Berichte,
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die ein gutes Propagandamittel für das Handwerk dar-
stellen, wurden dem Deutschen Handwerks- und Gewerbe-
kammertag, den ostpreußischenBehörden und dem amtlichen
Vertreter Ostpreußens bei den Reichs- und Staatsministe-
rien in Berlin übersandt. Der Deutsche Handwerks- und

Gewerbekammertag kann auf Grund der Wirtschaftsberichte
der einzelnen Kammern Gesamtberichte herausgeben, die an

die Ministerien und Parlamente versandt und großenteils
in der Presse mit Interesse aufgenommen wurden.

k) Sonstiges.
Von besonderer Bedeutung war für das Handwerk die

gesetzliche Regelung des Reichswirtschaftsrates,
der bisher als vorläufiger Reichswirtschaftsrat bestanden
hat und nunmehr durch einen endgültigenReichswirtschafts-
rat ersetzt werden soll. Den Spitzenvertretungen des Hand-
werks fiel es hierbei außerordentlich schwer, eine hinrei-
chende Vertretung in dieser für die Wirtschaftsgesetzgebung
so außerordentlichwichtigen Körperschaftzu erwirken. Ins-
besondere war es auch in diesem Falle, wie in so zahlreichen
anderen nicht möglich, die Bedeutung des Handwerks in

irgend einer Weise zahlenmäßignachzuweisen. Nachdem von

den Handwerkskammern durch besondere Erhebungen müh-
sam hierzu einiges Material zusammengetragen war, gelang
es schließlich,eine einigermaßen angemessene Berücksichtigung
des Handwerks durchzusetzen.

Jm Hinblick auf das sich bei jeder Jnteressenvertretung
des Handwerks außerordentlichnachteilig bemerkbar ma-

chende Fehlen von ftatistischem Material waren die gegen
Ende des Geschäftsjahres von dem hierzu durch Reichsgesetz
eingesetzten E n q u e t e - A u s s chu ß eingeleiteten U n t e r-

s u chu n g e n über die Erzeugungs- und Absatzbedingungen
der deutschen Wirtschaft von besonderer Wichtigkeit. Auch
in diesem Falle stellten sich der Jnteressenvertretung des
Handwerks erhebliche Schwierigkeiten entgegen und erst dem

energischen Auftreten der Spitzenvertretungen des Hand-
werks ist es gelungen, die Einbeziehung des Handwerks in

dieser Untersuchung zu erwirken.

,

Nachdem bereits im Frühjahr auf Ersuchen des hierzu
eingesetzten Unterausschusses des Enquete-Ausschusses von

der Handwerkskammer unter Mitwirkung der Abteilungen
ein eingehender Bericht über die infolge der Gebietsabtre-
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tungen eingetretenen Aenderungen in der Wirtschaftsstruk-
tur, soweit sie das ostpreußischeHandwerk berühren, abge-
geben worden war, wurde gegen Ende des Geschäftsjahres
mit einer großzügigen Untersuchung über das Handwerk
begonnen. Zu diesem Zwecke sind von den Handwerkskam-
merabteilungen an die Jnnungen Fragebogen ausgesandt,
von deren sorgfältiger Beantwortung der Erfolg dieser Un-

tersuchung wesentlich abhängt. Die Untersuchung ist bisher
noch nicht abgeschlossen.

Auf dem Gebiete der Gesetzgebung beschäftigtesich die

Kammer neben den bereits erwähnten Fragen mit den Ent-

würfen eines Gesetzes über Schußwafsen und Munition,
eines Schankstättengesetzes,eines Spiritusmonopolgesetzes,
der gesetzlichenAenderung des Mindestkapitals der G. m.

b. H» der Frage der gesetzlichen Einführung der Buchfüh-
rungspflicht für Minderkaufleute und Handwerker, die von

der Handwerkskammer im Hinblick auf die für zahlreiche
kleine Betriebe entstehenden Schwierigkeiten zwar abgelehnt,
von der überwiegendenMehrzahl der deutschen Handwerks-
kammern und sonstigen Organisationen, sowie den Spitzen-
vertretungen des Handwerks jedoch befürwortet wurde, und

der Frage der Wohnungszwangswirtschaft, deren schritt-
weiser Abbau von der Handwerkskammer zwar für unbe-

dingt notwendig gehalten wurde, der jedoch in der Form-
wie es in Preußen durch die Freilassung der nicht mit Woh-
nungen verbundenen gewerblichen Räume geschah, nicht ge-

billigt werden konnte.

Ferner beschäftigtesich die Kammer mit der Frage des

Verkaufs von tuberkulös verdächtigtemVieh in Jnsterburg
und der Frage des kleinen Grenzverkehrs in Tilsit und an-

deren Orten, da aus den Kreisen des in diesen Orten an-

säsfigen Fleischerhandwerks wiederholt über Schädigungen
geklagt wurde.

Jn der Frage der Konkurrenz der Gefängnisbetriebe
ist es gelungen, stellenweise die größten Schädigungen des

Handwerks dadurch zu unterbinden, daß der Gefängnisbei-
rat. der Hansdwerkskammer, Vizepräsident Kürschnerober-
meister S t e i n, mit »den in Frage kommenden Strafanstal-
ten und den betroffenen Jnnungen erfolgreiche Verhand-
lungen sührte.»Da nun einmal aus allgemeinen Gründen
für eine Beschaftigung der Strafgefangenen gesorgt und so-
mit eine Schädigung des Handwerks nicht vollkommen un-

terbunden werden kann, gehen die Forderungen der Hand-
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werkskammer dahin, daß diese Anstalten nicht, wie wieder-

holt geschehen, mit modernsten Maschinen ausgestattet, son-
dern vorwiegend durch Handarbeit betrieben werden und

sich, soweit möglich,nur mit der Herstellung von Halbfabri-
katen, die durch das ortsansässige Gewerbe zu vertreiben

wären, beschäftigen.

Auf Veranlassung des Verbandes der vereinigten Jn-
nungen im Regierungsbezirk Gumbinnen, Sitz Jnsterburg,
trat die Kammer an den Deutschen Handwerks- und Ge-

werbekammertag bezüglicheiner Abänderung der gesetzlichen
Bestimmungen über den Offenbarungseid ein. Hierbei
wurde eine Abkürzung der Freistellungsfrist von erneuter

Eidesleistung aus höchstens 1 Jahr, die Verpflichtung des

Schuldners, vor der Eidesleiftung seine Geschäftsbücher
usw. dem Gericht zur Einsicht vorzulegen, und die Ausdeh-
nung der Eidespflicht auf die Richtigkeit und Vollzähligkeit
der Geschäftsbüchergefordert. Der Deutsche Handwerks-
nnd Gewerbekammertag hat den preußischenHandelsminister
auf die Klagen über die Mängel des Offenbarungseides auf-
merksam gemacht und eine Abkürzung der Freistellungsfrist
gefordert.

VII. Handwerk und Presse.
Die ,,OstpreußischeHandwerkszeitung«,deren Schrift-

leitung nach Lösung des Vertrages mit dem Verleger Hoff-
mann wieder auf die Kammer überging, hatte während des

laufenden Jahres eine günstige Fortentwicklung zu verzeich-
nen. Jn steigendem Maße ist es gelungen, durch das Blatt
das Handwerk über steuerliche, wirtschaftspolitische, und be-

ItufsständischeFragen zu unterrichten und gegen Angriffe,
die ans anderen Kreisen auf das Handwerk gerichtet wur-

den, Stellung zu nehmen. Naturgemäß konnte die Bericht-
erftattung infolge der inneren Verhältnissedes Blattes nicht
immer eine so schnelle sein, wie es wünschenswertwäre.
Das lag einmal daran, daß dem Blatt nicht ein ähnlicher
Nachrichtenapparat wie den Tageszeitungen zur Verfügung
steht, und ist zum anderen dadurch bedingt, daß infolge des
nur .1Xz-monatlichenErscheinens zahlreiche Nachrichten nicht
sofort nach ihrem Eintreffen bei der Kammer veröffent-
licht, oder auch wegen des geringen Umfangs des Blattes

grstkerspätet
oder gar nicht zum Abdruck gebracht werden

onn en.
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Immerhin darf festgestellt werden, daß mit den gerin-
gen Mitteln, die von der Kammer für das Blatt aufgewen-
det werden, recht viel erreicht wurde. Es darf bei der Be-

urteilung des Blattes nicht außer acht gelassen werden, daß
die seitens der Kammer aufgewandten Mittel nicht mehr als
l Reichsmark jährlich pro Handwerksbetrieb ausmachen und

jeder selbständigeHandwerksmeister, sowie zahlreiche die

Angelegenheiten des Handwerks bearbeitende Behörden das
Blatt zweimal monatlich vollständig kostenlos zugestellt er-

halten. Ein öfteres Erscheinen des Blattes konnte bisher
nicht durchgeführt werden. Ein solcher Ausbau kann sich
vielleicht einmal später bei günstiger Weiterentwicklung des

Anzeigengeschäftsermöglichen lassen, ohne daß eine Er-

höhung der Aufwendungen der Kammer notwendig ist.
Größere Aufmerksamkeit als bisher wandte die Kam-

mer der Tagespresse während des laufenden Geschäftsjahres
zu. Durch Uebersendung der von der Pressestelle des Reichs-
oerbandes des deutschen Handwerks herausgegebenen Nach-
richten an die Tageszeitungen mit Hilfe der Ka1nmerabtei-

lungen wurde die Tagespresfe in erhöhtem Maße über Fra-
gen des Handwerks unterrichtet nnd mit der Stellungnahme
des Handwerks zu wirtschaftspolitischen Fragen bekannt ge-
macht. Erfreulicherweise konnte beobachtet werden, daß sich
die Tagespresse in erhöhtem Maße dieses Nachrichtendienstes
bediente. Mehrfach haben auch die geschäftsführendenBe-
amten der Kammer und ihrer Abteilungen in einzelnen Ta-

gesblättern Artikel über Handwerkerfragen veröffentlicht.
Besonders zu erwähnen ist, daß die in Königsberg er-

scheinende ,,Ostpr. Zeitung« während des Berichtsjahres
zur Herausgabe einer Sonntagsbeilage »Handwerkund Ge-
werbe« übergegangen ist.

vnt. Schluß.

Der vorliegende Bericht hat nur einen kurzen Ueber-
blick über die Gesamttätigkeit der Handwerkskammer unter

Berücksichtigungder wichtigsten Fragen gegeben. Dennoch
läßt er erkennen, daß die Tätigkeit während des vergangenen
Geschäftsjahres einen ganz besonderen Umfang erreicht hat.
Namentlich die zahlreichen sozialpolitischen, steuerlichen und

sonstigen Gesetzesänderungenerforderten eine genaue Prü-
fung, die die Kräfte der Geschäftsstelleauf das schärfstean-

spannte. Wenn auch nicht jede Schädigung des Handwerks
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abgewendet werden konnte, so sind doch in den meisten Fäl-
len wesentliche Verbesserungen für das Handwerk gegenüber
der ursprünglich beabsichtigten Regelung erreicht worden«
Wenn es daneben noch gelungen ist, im Rahmen staatlicher
Unterstützungsmaßnahmen eine Berücksichtigungdes Hand-
werks trotz der starken Widerstände zu erwirken, so kann das
als ein besonderer Erfolg gebucht werden.

Wenn auch das alte Vorurteil gegen das Handwerk und
die Verkennung seiner wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Bedeutung an maßgebender Stelle fder Vertretung der In-
teressen des Handwerks immer noch schwere Hemmnisse be-

reiten, so läßt der Bericht doch erkennen, daß wohl kaum eine

wichtige wirtschaftliche oder sozialpolitische Frage während
des vergangenen Geschäftsjahres erledigt worden ist, ohne
daß die Berufsvertretungen des Handwerks ihren Einfluß
hierbei geltend machen konnten. Damit ist ein Zustand er-

reicht worden, der gegenüberfrüheren Jahren einen ganz be-
deutenden Fortschritt bedeutet.

Auch das neue Geschäftsjahr wird weitere Aenderungen
in Gesetzgebung und Verwaltung bringen, die die wirtschaft-
lichen und berufsständischenInteressen des Handwerks be-

rühren. Wir weisen hierbei insbesondere auf die Erledi-

gung der Novelle zur Gewerbeordnung, die Durchfüh-
rung des Arbeitsgerichtsgesetzes und anderer sozialpoliti-
scher Gesetze, die Untersuchungen über die Erzeugungs- und

Absatzbedingungen der deutschen Wirtschaft, den Finanz-
und Lastenausgleich zwischen Reich, Ländern und Gemein-

den, das Reichsrahmengesetz über die Realsteuern und die
immer noch nicht erledigte Verwaltungsreform hin. Die

Mitarbeit der Berufsvertretungen des Handwerks wird auch
hierbei erforderlich sein, wenn die Interessen des Handwerks
gewahrt werden sollen. In stärkerem Maße als bisher er-

fordern diese Arbeiten ein einiges Zusammenstehen des ge-

samten Berufsstandes gegenüber den Widerständen, die

einherVertretung der Interessen des Handwerks entgegen-
ste en.

Möge das neue Geschäftsjahr einen weiteren Schritt
zur Aufwärtsentwieklung des ostpreußischenHandwerks be-
deuten!
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Geschäftsbericht
der HandwerkskammersAbteilung Königsberg.

1. Organisation nnd Kassenverwaltung.
Die innere und äußere Gliederung der Handwerks-

kammer-Abteilung Königsberg ist dieselbe geblieben. .

Das Rechnungsjahr 1926 stellte die Kassenverwaltung
insofern vor besondere Schwierigkeiten, als die für die Er-

rechnung der K a m m e r b e i t r ä g e maßgebendeGewerbe-

steuerveranlagung des Jahres 1925 erst im November 1926

vereinzelt durchgeführt war. Dank der getroffenen Vorbe-

reitungen, wie z. B. der Aufstellung eines Steuerlisten-
auszuges für jede Gemeinde, der Aufklärung über zweifel-
hafte Betriebe, konnte jedoch bereits am 18. November
v. Js» nachdem der Vorstand der Handwerkskammer am

9. November die Höhe des Grundbeitrages und des von

der veranlagten Gewerbesteuer zu erhebenden prozentualen
Zuschlages festgelegthatte, die Veranlagung von acht Kreisen
erfolgen. Trotz der späten Beitragsausschreibungen gingen
die Beiträge verhältnismäßig pünktlichein, so daß von dem
laut Heberolle aufzubringenden Betrage nur noch etwa
3000 Mk. ausstehen. Zwecks Einziehung der Restbeiträge
haben wir uns mit den Landräten in Verbindung gesetzt.

Von den für das Rechnungsjahr 1926 an Soll-Bei-

trägen aufzubringenden 228 000 Mk. der Handwerkskammer
für das östlichePreußen entfielen auf die Abteilung Kö-
nigsberg lt. Haushaltsplan 86 750 Mk.; idie tatsächlich
von der Abteilung aufgebrachte Summe. wird sich jedoch auf
etwa 96 000 Mk. beziffern. Von dieser Summe sind bisher
rund 56 000 Mk. an die Zentralkammer abgefiihrt. Ver-

anlagt wurden wie im Vorjahr 80 Magistrate und 1100 Ge-
meinden mit insgesamt rund 13 000 Betrieben. An Ab-

gängen sind bisher etwa 1500 Mk. zu verzeichnen, die vor-

wiegend auf zahlungsunfähig gewordene ländlicheBetriebe
entfielen. Der Erlaß des PreußischenMinisters für Han-

4
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del und Gewerbe, wonach den Handwerkskammern die ent-

stehenden Ausfälle für die nächstjährigeVeranlagung in

Anrechnung zu bringen sind, wurde von den Landgemeinden
kaum beachtet. Jn den meisten Fällen zogen die Gemeinden
bei der Einsendung der Beitragssumme den zu Unrecht ver-

anlagten Betrag ab.

Auch in diesem Jahr war die Zahl der E in sp r ü che

gegen die Veranlagung zu Handwerkskam-
m e r b e i t r ä g e n beträchtlich. Die meisten Einsprüche
legten die zu 4 Mk. Jahresbeitrag veranlagten ländlichen
Handwerksbetriebe ein. Jn vielen Fällen aber handelte es

sich auch um die Einsprüche der sogenannten gemischten Be-
triebe. Die Handelskammern zogen derartige Betriebe trotz
zahlreicher das Gegenteil besagender Entscheidungen der

letzten Zeit nach wie vor von dem gesamten gewerblichen
Einkommen zu ihren Kosten heran. Sie gingen sogar dazu
über, eine Anzahl reiner Handwerksbetriebe, sofern diese
handelsgerichtlich eingetragen, in vollem Umfangefür sich
zu beanspruchen. Jn den meisten Fällen gelang es uns, auf
Grund eingehender Gutachten die Anerkennung fraglicher
Betriebe als Handwerksbetriebe durchzusetzen. Durch Ent-

scheidungen des Oberpräsidenten bzw. des Bezirksausschusses

gingenuns zwei Mühlenbetriebe unId eine Buchdruckerei
ver oren..

Das Ergebnis des Rechnungsjahres 1926 ist ein durch-
aus günstiges. Bewegten sich die Einnahmen durchschnitt-
lich im Rahmen des Haushaltsplanes, so sind bei den Aus-

gaben verschiedentlichErsparnisse erzielt worden, so daß wir
einen Vortrag von 10 000 Mk. in den Haushaltsplan ein-

setzen können.
Der Vorstand der Handwerkskammer-Abteilung Kö-

nigsberg trat im Berichtsjahre zu vier Sitzungen zusammen,
die einem Vorstandsbeschlußvom 28. Juli 1926 zufolge
zweimal außerhalb Königsbergs an den Wohnorten der

auswärtigen Vorstandsmitglieder stattfanden. Zur Bera-

tung standen wichtige Gesetzentwürfe (Novelle zur
Arbeitslosenversicherungsgesetz, Berufsausbildungsgesetz),
Steuer- und Buchführungsfragen, Gesuche um Gewährung
von Unterstützungen und Beihilfen an Handwerksmeister
Jnnungen und Fachverbän«de,Beauftragtenwesen, Haus-
haltsfragen, Lehrlingsangelegenheiten, Personalfragen und
interne Kammerangelegenheiten.
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Die Zahl der im Abteilungsbezirk Königsbergbestehen-
den Zwangsinnungen erhöhte sich Von 100 auf 103. Neu

errichtet wurden:
.

die Damenschneiderinnen-Zwangsinnung in Heilsberg,
die Frauen-Zwangsinnung für das Damenschneiderge-

werbe in Rastenburg und
die Schneider-Zwangsinnung in Drengfurt.

Die Schneiderinnung in Drengfurt löste sich auf, so
daß die Anzahl der freien Jnnungen von 186 auf 185 zurück-
gegangen ist.

2. Lehrlings- und Prüfungswesen.

Jnfolge der Errichtung neuer Zwangsinnungen erhöhte
sich die Zahl der in die Lehrlingsrollen der Jnnungen eink
geschriebenen Lehrlinge von 1843 auf 2082, die Zahl
der vor den Prüfungsausschüssen der Jnnungen geprüften
Lehrlinge von 1217 auf 1565, von denen 11 die Prüfung
nicht bestanden. Dagegen wurden in die Lehrlingsrollen
der Handwerkskammer nur 603 Lehrlinge gegen 998 des

Vorjahres eingetragen. Die Zahl der vor den Prüfungs-
ausschüssen der Handwerkskammer geprüften Lehrlinge
sank von 483 auf 264, von denen 9 das Ziel nicht erreichten.
101 Gesuche um Abkürzung der Lehrzeit wurden auf Grund
besonderer Verhältnisse nach gutachtlicher Aeußerung der be-

treffenden Jnnungen genehmigt. Um sich über den Stand
des gewerblichen Unterrichtswesens zu informieren, wohnten
der Vorsitzende und Synidikus den Abschlußprüfungenver-

schiedener Berufsschulen bei. Jn Königsberg-Stadt sowie
in den Kreisen Labiau, Heiligenbeil und Friedland führten
unsere Beauftragten Revisionen aus, die mancherlei Mängel,
wie das Ueberschreiten der vorgeschriebenen Lehrlingshöchst-
zahlen, das Fehlen der Arbeitsbücher,unzureichende Unter-

kunftsräume u. a. m. ergaben. Jn Anbetracht der Notwen-

digkeit dieser Revisionen würden wir es lebhaft begrüßen,
wenn die Beauftragten sich künftig ihrer Aufgaben in höhe-
rem Maße annehmen würden als bisher.

Eine für Oktober 1926 geplante Ausstellung von Ge-
sellenstückenist leider aus Mangel an Beteiligung nicht zu-
stande gekommen.

Die Bauinnung Königsberg erhielt eine Reisebeihilfe
in Höhe von 200,— Mk. zum Besuch der Kölner Verbands-

tagung,- auf der die Meisterprüfungsordnungenfür das

Baugewerbe zur Beratung standen.
4sk
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«

·"Der Fachschuleder Friseurinnung Königsberg und dem

Handwerkerbund Braunsberg wurden je 100 Mk. für die

Prämiierung besonders guter Lehrlings- und Gesellen-
arbeiten überwiesen.
«Der Meisterprüfung unterzogen sich vor den

Prüfungskommissionen in Königsberg und Bartenstein
380 Gesellen, von denen 84 die Prüfung nicht bestanden.
Jm Interesse der Heranbildung eines tüchtigen und lei-

stungsfähigen Meisterstandes wurden die Vorsitzenden der

Meisterprüfungskommissionen in einer Besprechung vom

August 1926 gebeten, die Prüfungsvorschriften auf das

Genaueste zu beachten und die Prüfungen so scharf wie mög-
lich zu handhaben. Eine in Gegenwart des Staatskom-

missars und des Präsidenten der Handwerkskammer für das

östlichePreußen vorgenommene Revision verschiedener Mei-

sterprüfungen ergab, daß eine straffere Handhabung der

Prüfungen durchaus angebracht ist.
Wir nahmen im Einvernehmen mit den betreffenden

Prüfungsausschüssenund -kommisfionen Stellung zu einer

Reihe von Abänderungsvorschlägenvon Gesellen- und Mei-

sterprüfungsordnungen.

Z. Meister- und Fachkursc.
Die Abteilung veranstaltete im Geschäftsjahr 7 Kurs-:

zur Vorbereitung auf die theoretische Meisterprüfung, und

zwar 4 Kurse in Königsberg mit insgesamt 174 Teilneh-
mern, einen Kursus in Rastenburg mit 21 Teilnehmern,
einen in Tapiau mit 28 Teilnehmern und einen in Mehl-
sack mit 14 Teilnehmern. Fachkurse konnten leider infolge
mangelnder Beteiligung nicht abgehalten werden. Den Ab-

schlußprüfungen wohnten der Vorsitzende bzw. stellvertre-
tende Vorsitzende, der Syndikus und eine Reihe von Ver-
tretern der beteiligten Fachkreise regelmäßigbei.

Dem Bezirksverband Ost- und Westpreußen im Reichs-
bund der Deutschen Kürschner wurde eine Beihilfe in Höhe
von 200 Mk. zur Abhaltung eines Zuschneidekursus gewährt.

4. Auszeichnungen, Ehrungen, Unterstützungen
Aus Anlaß des 25jährigen Meisterjubiläums verlieh

die Abteilung 117 Ehrenurkunden, die den Jubilaren durch
den Vorsitzenden und Syndikus der Abteilung, durch die

Beauftragten der Handwerkskammer oder durch die zustän-
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digen Jnnungsobermeister überreichtwurden. Künftig wird
die aus einem von der Abteilung veranstaltetenPreisaus-
schreiben hervorgegangene neue Ehrenurkunde, die der Würde
des Handwerks weit mehr entspricht als die bisherige, ver-

liehen werden. 52 Handwerksmeister bzw.. deren Witwen

haben aus den der Abteilung für Unterstützungszweckezur

Verfügung stehenden Mitteln Beihilfen erhalten.

5. Allgemeines.

Auch im abgelaufenen Berichtsjahr ist die Tätigkeit
der Abteilungen eine äußerst vielseitige und umfangreiche
gewesen. Die Zahl der Eingänge betrug 8846, die der Aus-

gänge 8723.

Neben den eigentlichen, den Abteilungen zur selbstän-
digen Bearbeitung überwiesenenAufgaben der Handwerks-
kammer war es wiederum vor allem die beratende und gut-
achtliche Tätigkeit in Steuerangelegenheiten, die
den Hauptteil unserer Arbeit ausmachte. An der im Jahre
1926 durchgeführten Neubildung verschiedener Steueraus-

schüffehat die Abteilung in erheblichem Umfange mitgewirkt.
Es handelte sich hier zunächsteinmal um Vorschläge für die

Neuwahl von Mitgliedern der Einkommen- und Vermögens-
steuer-Ausschüfsesowie des Oberbewertungs-Ausschusses, so-
dann aber auch um die den öffentlich-rechtlichenberufsstän-
dischen Vertretungen obliegende Wahl von Mitgliedern und

stellvertretenden Mitgliedern der auf Grund des— Reichs-
bewertungsgesetzes zu bildenden Bewertungs-Ausfchüsse, der
Grundwert- und Gewerbe-Ausschüsse. Beide Maßnahmen
verursachten einen regen Schriftwechsel mit den Finanz-
ämtern, den Magistraten, Kreisausschüssenund den örtlichen
Vertretungen des Handwerks.

Die Mithilfe der Abteilung bei der Aufstellung von

Durchschnitts-Gewinnsätzen zu Zwecken der

Einkommenbesteuerung ist wegen der Undurchführbarkeit
dieser Maßnahme von uns stets abgelehnt worden. Nach-
dem jedoch die vom Kammertag und Reichsverbandmit dem
Reichsfinanzministerium geführten Verhandlungen über die
Veranlagung der nichtbuchführendenGewerbetreibenden

ihren gesetzmäßigenNiederschlag in einem Erlaß des Reichs-
finanzministers vom 8. Februar 1927 betreffend Richtlinien
für. die Frühjahrsveranlagungzur Einkommensteuer, Kör-
perschaftssteuer und Umsatzsteuer gefunden hatten, benannten
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wir dem Finanzamt Königsberg-Nord für die einzelnen
Gewerbezweige insgesamt 240 Sachverständige, die das

Finanzamt künftig bei dem Ermittelungsverfahren zwecks-
Durchführung einer möglichst individuellen Veranlagung
unterstützen sollen.

Wir erstatteten weiterhin für den Vorsitzenden des Ge-

werbesteuer-Ausschusses Könisgsberg eine Reihe von Gut-

achten zur Frage der Gemeinnützigkeit der sozia-
len B aub etrieb e, in denen wir den Nachweis zn er-

bringen versuchten, daß die sozialen Baubetriebe nicht mehr
und nicht minder »sozial« eingestellt sind als jeder andere
Baubetrieb.

Die Ausübung des uns gesetzlichzustehenden Rechts der

gutachtlichen Aeußerung zu den Grundvermö-

gens- und Gewerbesteuerzuschlägen der Ge-
m e i n d e n gestaltete sich in diesem Jahre besonders schwie-
rig. Zeigten doch die Gemeinden vielfach das Bestreben, die
vom Gesetzgeber angeordneten Milderungsvorschristen durch
entsprechen-de Erhöhungen der Gewerbesteuerzuschlägeaus-

zugleichen. Die Mahnungen der zuständigenReichs- und

Staatsstellen zur- Senkung der Realsteuern blieben meist
unbeachtet. Jn einer Reihe von Fällen ist es uns jedoch ge-

lungen, durch eingehend begründete Gutachten oder auch
mündliche Verhandlungen eine Herabsetzung der ursprüng-
lich geplanten Steuerzuschläge zu erzielen. Jn Königsberg
erfolgten unsere Aeußerungen im engsten und besten Ein-

vernehmen mit der Industrie- und Handelskammer.
Zu zahlreichen Fragen und Gesetzentwürfen,

die uns vom Deutschen Handwerks- und Ge-
w e r b e k a m m e r t a g durch die Handwerkskammer für
das östlichePreußen übermittelt wurden, nahmen wir Stel-

lung. Erwähnt seien die Entwürfe einer Novelle zur Ge-

werbeordnung eines Gesetzes zur Abwendung des Konkurses,
des Berufsausbildungsgesetzes, des Arbeitslosenversiche-
rungsgesetzes, des Arbeitsschutzgesetzes, des Arbeitsgerichts-
gesetzes, die Fragen lder Gewerbesteuerreform, der gesetzlichen
Einführung der Buchführungspflicht für Minderkaufleute,"
der Errichtung von Schieds- und Prüfungsstellen bei den

Handwerkskammern u. ä. m.

Die Ortssatzungen verschiedener Berufsschulen wurden
begutachtet. Die Fragen der B e i t r a g s e r h e b u n g und

der Vertretung des Handwerks in der Verwaltung der B e -
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Vernehmen mit den Richtlinien des PreußischenHandwerks-
kammertages erklärten wir uns für die Beitragserhebungin

Form von Zuschlägen zur staatlich veranlagten Gewerbe-

steuer.
Den Bestrebungen des Magistrats Königsberg aus E r-

weiterung der privatwirtschaftlichen Be-

tätigung der Stadt traten wir entgegen.
Die im Rahmen des ,,S o f o r t p r o g r a m m s« der

Reichsregierung durchgeführtenErhebungen über die Kredit-

fähigkeit des Handwerks innerhalb sdes Abteilungsbezirks
Königsberg zeitigten das Ergebnis, daß durchschnittlichjeder
vierte Handwerker ixn Besitze von unbelastetem Grund und

Boden ist.
Lebhaft beschäftigteuns die Frage der Ausdehnung der

von der Handwerkskammer erlassenen Vorschriften zur Re-

gelung des Lehrlingswesens auf A n st a l t en ch a r i t a -

r i v e n Ch a r a k t e r Hatten wir das ,,Hindenburg-
haus« nach einer mit dem Landeshauptmann der Provinz
Ostpreußen getroffenen Vereinbarung infolge des besonderen
Aufbaues dieser Anstalt von der Jnnehaltung der vorge-

schriebenen Lehrlingshöchstzahlentbunden, so versuchten wir

mit allen Mitteln, die Vorschriften über die Höchstzahlvon

Lehrlingen auf die ,,Kriegsbeschä’digten-WerkstättenKönigs-
berg G. m. b. H.« auszudehnen. Jn einem für den Preu-
ßischenMinister für Handel und Gewerbe bestimmten Gut-

achten versuchten wir zu beweisen, daß die Kriegsbeschädigten-
Werkstätten genau so wie jeder andere Gewerbebetrieb ein

auf Gewinnerzielung gerichtetes Unternehmen darstellten,
das sich auf seine Gemeinnützigkeitzu Unrecht beriefe.

Wir äußerten uns ferner zu der vom Magistrat der
Stadt Königsberg geplanten Um s chu l u n g e r w e r b s-

lo s e r A n g e st e l l t e r in handwerklicheBerufe, und zwar
grundsätzlichzustimmend, falls die in Frage kommenden

Personen sich noch nachträglicheiner ausreichenden Lehre in

einem Handwerksbetriebe unterzögen.
Auf Grund der von uns san die Jnnungen unseres Be-

zirks versandten, leider oft nur unzureichend beantworteten

Fragebogen erstatteten wir eingehenden Bericht über

die wirtschaftliche Lage des Handwerks in-

nerhalb des Abteilungsbezirks Königsberg in der Zeit vom

1. April bis 30. September 1926.
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Die Verordnung des PreußischenWohlfahrtsministers
vom 11. November 1926 betreffend L o ck e r u n g d e r

Wohnungszwangswirtschaft gab uns wiederholt
Veranlassung zu eingehenden Gutachten an die Zentrale
für den PreußischenHansdwerkskammertag und an den Ma-

gistrat Königsberg.
Den Mißständen auf dem Gebiete des H a u s b e -

d a r f s l eh r w e se n s versuchten wir, soweit dies bei den

zurzeit noch geltenden minifteriellen Bestimmungen möglich
ist, zu begegnen. Wir fanden hierbei weitgehende Unter-

stützungbei dem Sachbearbeiter des Regierungspräsidenten,
mit dem wir wiederholt in der Angelegenheit verhandelten.

Es gelang uns, die Verordnung des Regierungspräsi-
denten zur Regelung des Ausverkaufswesens
für das Handwerk günstiger zu gestalten.

Auch in diesem Berichtsjahr haben wir es trotz starker
dienstlicher Inanspruchnahme ermöglichen können, den

Einladungen hansdwerklicher Organisatio-
n e n zu Verbandstagungen, Generalversammlungen, Jn-
nungsjubiläen, Bannerweihen usw. Folge zu leisten und
bei verschiedenen Gelegenheiten Vorträge zu halten. Möge
»die dadurch erzielte Zusammenarbeit zwischen Handwerk
und Handwerkskammer sich künftig noch enger und ersprieß-
licher gestalten!

Technische Beratungs- und Prüfungsstelle.
Auf Anforderung erstatteten wir für die Landes- und

Amtsgerichte die Wehrkreisbaudirektion 1, das Heeresbau-
amt, das Heeresunterkunftsamt, die staatlichen Hochbau-
ämter, die OstpreußischeHeimstätteG. m. b. H» Oberpost-
direktion, die Stadtbauverwaltung Königsberg, die Maschi-
nenberatungsstelle der Landwirtschaftskammer usw. und für
Private Preis- und sonstige Gutachten. Auf Ersuchen der

Gerichte und von Privaten benannten wir für die vorliegen-
den Streitfälle geeignete gewerbliche Sachverständige.
Für Behörden und Handwerksmeister stellten wir nicht

nur Bescheinigungen über die jeweils gültigen Löhne, Zu-
schlägefür Geschäftsunkostenund für Rücklageund Wagnis
aus, sondern auch solche für rückliegendeJahre. Diese Be-

scheinigungen benötigten die Behörden für die Prüfung und

Zahlungsanweisung der Handwerkerrechnungen.
Bei den uns von Behörden und Privaten zur Prüfung

iibersandten Handwerkerrechnungen machten wir verschie-
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dentlich die Erfahrung, daß von den RechnungskAus-
stellern infolge nicht ordnungsmäßigerBuchfuhrungdie er-

forderlichen Unterlagen für eine sachgemäßePrüfung nicht
beigebracht werden konnten.

Vom Gericht uns zugesandte Anträge von Handwerks-
meistern auf Stellung unter Geschäftsauffichtpruften und

befürworteten wir.
An den Gutachter-Ausfchußsitzungender Königsberger

Werke und Straßenbahn G. m. b. H. und der Ueberland-
werke G. m. b. H. fiir die Zulaffung von Elektroinstalla-
teuren zur Ausführung von elektrischen Anlagen im An-
schlußan die Leitungsnetze dieser Werke nahm der technische
Referent der Beratungsstelle als Vertreter der Handwerks-
kammer-Abteilung teil. Gegen die Konkurrenzbetätigung der

Königsberger Werke wurde in mehreren Gutachter-Aus-
schußsitzungengemeinsam mit den Vertretern der Elektriker-

Zwangsinnung Einspruch erhoben.
Wir erwirkten auf eine Anzahl von Handwerksmeister-

eingaben durch entfvrechende Anträge an die zuständigen
Wohnungsämter die Freigabe der beschlagnahmten Räume
und Ueberweifung derselben an den betreffenden Handwerks-
meister zur Benutzung.

Wir richteten Rundschreiben an die Landratsämter und

Stadtverwaltungen, im Kammer-Abteilungsbezirk die unter-

geordneten Stellen anzuweisen, die Verdingungsordnung für
Bauleistungen bei der Vergebung von Aufträgen zugrunde
zu legen und nach dieser zu verfahren. Die Landratsämter
und Stadtverwaltungen bis auf einige haben sich schriftlich
bereit erklärt, die vorkommenden Aufträge nach der Ver-
dingungsordnung zu vergeben. Auf Weigerung des einen
Landrats, die Verdingungsordnung einzuführen,mußten wir
uns beschwerdeführendan den Herrn Regierungspräfidenten
wenden, der sodann das Weitere veranlaßte.
Für Anträge von Handwerksmeistern auf Stundung

und Ermäßigung der Hauszinsfteuer fertigten wir dement-
sprechende Gutachten für das Katasteramt und die Steuer-
Verwaltung an.

Verschiedenen Handwerksmeistern konnten wir die ge-
psändeten Maschinen usw« die sie zur Fortführung ihres
Betriebes dringend benötigten,durch Eingaben wieder frei

en.

. Die Reichsbankforderte von uns für die Vergebung von

Arbeiten zum Reichsbank-Neubau vertrauliche Auskünfte
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über die Leistungsfähigkeitvon Handwerksmeistern an. Nach
eingehenden Feststellungen erteilten wir diese. Bei der Ver-

dingung der Erd-, Maurer- und Zimmerarbeiten zum

Reichsbank-Neubau gab die auswärtige Firma Heilmann u.

Littmann, die hier nur eine Zweigstelle unterhält, das bil-

ligste Angebot ab. Nach Rücksprachemit dem Herrn Reichs-
bankdirektor erhielt eine Königsberger Baufirma den Auf-
trag. Durch Verhandlung mit der Bauleitung des Reichs-
bankneubaues gelang es uns, daß die Vergebung der Tisch-
ler- und Glaserarbeiten voneinander getrennt erfolgte.

»

Die uns von dem Polizeipräsidenten übersandten An-

träge über die Gewährung eines Vorschusses auf die Ueber-

gangsgebührnisse an aus dem Dienst scheidende Schutz-poli-
zeibeamte priiften und begutachteten wir. Es handelte sich
um Polizeibeamte, die vor ihrem Eintritt in das Heer ein

Handwerk erlernt hatten nnd sich nunmehr nach ihrem
Dienstaustritt eine handwerkliche Existenz griinden wollten.

Auf Ersuchen des Obermeisters der Tischlerinnung
Nordenburg fertigten wir nach den uns übersandten Skizzen
eine eingehende Preisberechnung für eine Schlafzimmerein-
richtung aus Eschenholz an. Er wollte diese Berechnung zu
einer Aussprache in der Jnnungsversammlung benutzen, da
die Angebote der Konkurrenzfirmen für die Schlafzimmer-
einrichtung sehr verschiedentlich im Preise bemessen waren.

Für den von der städtischenBaupolizeiverwaltung neu

aufgestellten Entwurf einer Polizeiverordnung, betreffend
die Regelung des Schornsteinfegerwesens und Festsetzung
der Kehrgebiihren in der Stadt Königsberg, arbeiteten wir
einen Vorentwurf aus, in dem wir die Wünsche»der Be-

zirksschornsteinfegermeister zum Ausdruck brachten. Die

städtischeBaupolizeiverwaltung hat bei sder Aufstellung der

Polizeiverordnung unsere Wünsche in weitgehendster Weise
berücksichtigt.

Ein Tischlermeister in Domnau hatte dem Finanzamt
in Bartenstein seinen Jahresumsatz mit ca. 11500 Mark

angegeben. Das Finanzamt setzte den Jahresumsatz auf
22 000 Mark fest, wogegen der Tischlermeister Berufung
einlegte. Das Finanzamt forderte uns nunmehr zur Be-

gutachtung und Feststellung des Jahresumsatzes auf. Durch
unsere Nachfragen bei dem Tischlermeister und den hiernach
aufgestellten Berechnungen bewiesen wir dem Finanzamt,
daß der Jahresumsatz nur höchstens 11 800 Mark betragen
haben kann.
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Der Inhaber einer Königsberger Biirsten-und Pinsel-
macherwerkstättebeschwerte sich darüber bei uns, sdftßdie

Reichsbahndirektion und die Oberpoftdirektion die erforder-
lichen Bürftenmacherwaren aus den Strafanftalten

.

und

außerhalbOstpreußens bezögen.Durch Vorsprachen bei den

in Frage kommenden Dezernenten der Reichsbahn und»Ober-
postdirektion stellten wir fest, daß die Angaben des Bursten-
machers verschiedentlich nicht mit der Wirklichkeit überein-
stimmten. Beide Dezernenten erklärten sich jedoch bereit, eine
Vorsprache des Bürstenmachers entgegenzunehmen. Einen

dementsprechenden Bescheid ließen wir diesem zukommen.
Aus einem uns von dem Bürstenmacher zugegangenen
Dankschreiben für unsere Bemühungen schließenwir, daß er

von beiden Stellen Lieferaufträge erhalten hat.
Auf Veranlassung des Präsidenten der Zentral-Hand-

werkskammer und des Vorstandes ider Handwerkskam-
merabteilung Königsberg nahm der technische Referent der

Beratungs- und Prüfungsstelle an einem vom Forschungs-
inftitut für rationelle Betriebsführung Karlsruhe veranstal-
teten Kursus zur Einführung in die rationelle Betriebs-

führung teil.
Der Kursus fand in der Zeit vom 8. bis 13. Novem-

ber in dem Landesgewerbeamt Karlsruhe statt. Es be-

teiligten sich an diesem insgesamt 41 Herren, haupt-
sächlich aus den westlichen Landesteilen (Rheinprovinz,
Heffen, Weftfalen, Württemberg, Baden). Teilnehmer
hatten entsandt: das Thüringifche Ministerium für
Volksbildung und Justiz, das SächfischeWirtschaftsministe-
rium für Volksbildung, »die Ministerialabteilung für Fach-
schulen Württembergs und 10 Gewerbe- bzw. Handwerks-
kammern. Von den östlichenKammern waren nur Berlin,
Frankfurt a. O. und Königsberg, das selbständigeHand-
werk durch 5 .Meister vertreten. Jn der Hauptsache be-

teiligten sich an dem Kursus Gewerbeschuldirektoren, Ge-

werbeoberlehrer, Gewerbelehrer und Hilfslehrer.
Die Vorlesungen wurden im Zeichensaal des Landes-

gewerbeamtes gehalten. Sie erstreckten sich auf die Ein-

führung in die modernen Rationalisierungsbeftimmungen
in Handwerk und Industrie, Betriebswirtschaftslehre,
Handwerkszeuge und Hilfsgeräte, griaphische Darstellungen
als Anschauungsmaterial, Kraftmafchinen, menschliche Ar-

beitskraft, Kraftübertragung, Arbeitsmaschinen, Rechnungs-
wesen, Materialprüfung, wärmetechnische Einrichtungen,
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Verbrennungslehre, Rentiabilitätsberechnung,technische Be-

triebsleitung, Beratung, Fortbildung und Werkstättenein-
richtung. Practica fanden nur an einem Nachmittag in
ZStunden statt, an dem auch durch Oberregierungsrat
Bucerius eine Führung durch die technologischen Samm-

lungen des Badischen Landesgewerbeamtes in Karlsruhe
erfolgte.

v

An einem Vormittag wurden die auf Fließarbeit um-

gestellte NähmaschinenfabrikHeid öz Neu in Karlsruhe und
an einem Nachmittag die Automobilfabrik Benz in Gag-
genau.—Murztal besichtigt.

Durch die Teilnahme an dem Kursus war es dem tech-
nischen Referenten ermöglicht,weitere Kenntnisse zu sam-
meln, sein Wissen zu erweitern, um für die Förderung und

Weiterbildung des Handwerks tätig sein zu können.

Dem technischen Referenten lag schließlichdie Hausher-
waltung des Grunsdstückessder Handwerkskammer für das

östlichePreußen, Hansaring 22, ob.
Das Bestreben der technischen Beratungs- und Prü-

fungsstelle wird es wie bisher so auch im neuen Geschäfts-
jahr sein, in weitgehendstem Maße für die Interessen des

Handwerks einzutreten.



Geschäftsbericht
der HandwerkskammersAbteilung Allenstein.

Eine Veränderung innerhalb der Abteilung ist wäh-
rend des Geschäftsjahres nicht erfolgt. Die Abteilung Allen-

ftein besteht zurzeit aus 16 Mitgliedern einschließlichder

zugewählten Sachverständigen. Das Büro besteht aus zu-

sammen 6 Beamten und Angestellten.
Der S chr i f t v e r k e h r weist insgesamt 10 431 Vor-

gänge auf gegenüber 9952 im Vorjahre. Die Sprechstunden
wurden von rund 4300 (1925J26: 3400) Befuchern in An-

spruch genommen. Diese verstärkte Inanspruchnahme der

Geschäftsstelleerfolgte überwiegend in wirtschaftlichen Fra-
gen, während auf dem Gebiete des Lehrlings- und Prü-
fungswesens teilweise ein Rückgang der Eingänge zu ver-

zeichnen ist. Die folgenden Zahlen über Eintragungen in

die Lehrlingsrolle, Gesellen- und Meisterpriifungen geben
Näheres an. Die Zunahme der Gesuche und Beschwerden
auf den verschiedensten wirtschaftlichen Gebieten ist zweifel-
los iiberwiegend der anhaltenden Verschlechterung der wirt-

schaftlichenLage des Handwerks, die in den regelmäßiger-

statteten Wirtschaftsberichtennäher erörtert ist, zuzusprechen.
Die Behandlung der Wirtschaftsfragen mußte daher im

verflossenen Jahr im Vordergrund sides Interesses stehen.
Einen großen Teil unserer Arbeit glaubten wir darauf

verwenden zu müssen, das Handwerk seinen Organisationen,
den Jnnungen und Vereinen, näher zu bringen
und die Entwicklung aller Handwerker zum organisations-
treuen und organisationsbewußtenMeister zu fördern. Die

Versammlungen der Vereine und teilweise auch einzelner Jn-
nungen wurden von uns möglichstbesucht. Buchführung,
Kalkulation, Steuerfragen, Gesetzgebung waren Themen, die

hierbei besonders behandelt wurden. Zum Besuch der Ver-
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sammlungen wurden insgesamt 11890 Kilometer zurück-
gelegt, und zwar vom

Vorsitzenden oder Vorstandsmitgliedern . . 4 666

Geschäftsführer . . . . . . . . . 7 224

zusammen: 11 890

Es bestanden zu Beginn des Berichtsjahres:
78 Zwangsinnungen . . . . mit 2780 Mitgliedern

110 Freie Jnnungen . . . . » 2240
»

32 Handwerkervereine . . . » 4000 »

Es sind 3 Zwangsinnungen und eine Freie Jnnung
neu errichtet, so daß zurzeit bestehen:

76 Zwangsinnungen . . . . mit 3100 Mitgliedern
111 Freie Jnnungen . . . .

» 2300 ,,

34 Handwerkervereine . . . .
» 4800 ,,

Unter den 3 neuen Zwangsinnungen ist Idie erste
Fraueninnung im Bezirk mit ca. 400 buchmäßigenMit-

gliedern. Den Jnnungen gehören jetzt 65 Proz. der am

Ende des Jahres Vorhandenen Handwerksbetriebe an. Be-
antragt sind 2 weitere Zwangsinnungen, und zwar eine

Dachdeckerinnung für den ganzen Bezirk und eine weitere

Frauenzwangsinnung.
Jn unserem Bezirk haben 2 P r o v i n z i a l - J n -

n u n g s v e r b ä n d e, und zwar der Verband ostpreußischer
Schneiderinnungen und der Jnnungsverband selbständiger
Sattler und Tapezierer ihren Sitz. Beide Verbändc sind in

ihrer Tätigkeit weitmöglichstunterstütztworden.
Die Zahl der Jnnungs-Priifungsausschüsse

ist um 4 vergrößert, und zwar bestehen zurzeit 164 Prü-
fungsausschüssebei Jnnungen, davon bei Zwangsinnungen
76 und bei Freien Jnnungen 88. An Handwerkskammer-
Prüfungsausschüssen waren wie im Vorjahr 75 bestätigt.

Die Lehrlingsrollen der Jnnungen wiesen zusammen
1693 Neueintragungen auf. Zur Lehrlingsrolle der Ab-

teilung wurden 602 Lehrlinge gemeldet. Es wurden mit-

hin insgesamt während des Jahres 2295 Lehrlinge neu ein-

getragen; — 1924j25 lagen 1498 und 1925X26 2185 Neu-

anmeldungen vor. Vor Beendigung der Lehrzeit schieden
113 Lehrlinge aus. Es werden zurzeit im Bezirk 5800

Lehrlinge beschäftigt,von Idenen 4261 zu den Rollen der

Jnnungen und 1539 zu den Lehrlingsrollen der Handwerks-
kammer gemeldet sind.
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Die Gehilfenprüfung wurde von insgesamt
1237 Lehrlingen abgelegt. Hiervon entfielen 2223«auf die

Prüfungsausschüsse der Jnnungen und 314 auf die Hand-
werkskammer-Prüfungsausschüsse. Zusammen 29 Lehr--
linge haben die Gesellenprüfung nicht bestanden.

Von den 314 Prüflingen der H an d w e r k s k a m m e r-

P r ii f u n g s a u s s chü s s e haben die Prüfung bestanden:
17 sehr gut,

116 gut,
168 genügend-

13 nicht.

Auf Grund langjähriger Tätigkeit wurden 11 Hand-
werker zur Gesellenprüfung hauptsächlichim Damenschnei-
der- und Elektro-Jnstallateurgewerbe zugelassen. 23 wei-
tere Anträge wurden abgelehnt.

Von den 52 Anträgen aus Verkürzung der Lehr-
zeit wurden im Einvernehmen mit Lehrherr und Junung
22 ganz oder teilweise genehmigt und 80 abgelehnt.

F a b r i k l eh r l i n g e sind während des letzten Jahres
bei uns weder zur Lehrlingsrolle noch zu den Priifungen
gemeldet, da die hiesige Industrie- und Handelskammer dem

Beispiele einiger westdeutschen Handelskammern folgend
eigene Prüfungsausschüsse errichtet hat.

Auf dem Gebiete der Lehrlingshaltung konnten

während des Berichtsjahres geordnetere Verhältnisse durch-
geführt werden. Jm allgemeinen werden die festgesetzten
Höchstzahlenjetzt durchgeführt. Soweit uns in Einzelfällen
Ueberschreitungen der Höchstzahlen gemeldet sind, wurde
von uns eingeschritten. Auch bei den Damenschneisderinnen
läßt sich eine leichte Besserung der bisherigen trostlosen Ver-

hältnisse in der Lehrlingshaltung feststellen. Leider konnte

bisher nur in größeren Städten einigermaßenldurchgegriffen
werden, weil auf dem Lande alle veranlaßtenRevisionen er-

gebnislos verlaufen sind. Nach den uns gemachten Mit-

teilungen ist dies Ergebnis darauf zurückzuführen,daß die
»unvermuteten« Revisionen frist- und formgemäß vorher
angemeldet wurden.

Mehrere Sammelanzeigen von Gehilfenorganisationen
wegen Ueberschreitung der Höchstzahlenwaren zu bearbeiten.
Jn den meisten Fällen stellten sich die Anzeigen jedoch als

unzutresfend heraus.
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Die Zahl der Anträge auf Erteilung der An-
l e i tu n g s b e f u g n i s auf Grund der Uebergangsbestim-
mungen hat sich gegenüber den Vorjahren erheblich verrin-
gert. Von den 58 Anträgen auf Befugniserteilung wurde
in 17 Fällen die Anleitungsbefugnis verliehen, weil die Be-

dingungen erfiillt waren. Zu den restlichen 41 Anträgen
nahmen wir eine ablehnende Stellung ein, der sich die un-

teren Verwaltungsbehörden restlos angeschlossenhaben.

Häufiger waren die Anträge der Damenschneiderinnen
auf Genehmigung zur Errichtung eines Schulbe-
tr i e b e s. Entsprechend den Beschlüssenin der letzten Voll-

versammlung haben wir uns zu diesen Anträgen allgemein
ablehnend geäußert,zumal in allen Städten durch die bereits

bestehenden Schulen einem etwaigen Bedürfnis nach derarti-

tigen Einrichtungen genügendRechnung getragen ist. ZU Be-

ginn des Jahres haben wir uns an alle Ortsschulbehörden
gewandt und bis auf weiteres um Ablehnung der Anträge
auf Genehmigung zur Ausbildung von Hausgebrauchslehr-

mädåhengebeten. Alle Antwortschreiben lauteten zustim-
men .

Der sonstige Schriftverkehr auf dem Gebiete des Lehr-
lingswesens erstreckte sich auf die üblichen in den vorjähri-
gen Geschäftsberichtenbereits angegebenen Fragen.

Die Meldungen zur M e i st e r p r ü f u n g sind gegen-
über dem Vorjahre erheblich zurückgegangen Es meldeten

sich zur Meisterprüfung während des Berichtsjahres:
1926X27 . . 228 Gehilfen
1925X26 . . 321 »

1924X25 . . 192 »

1923X24 . . . 232 »

Von den 228 Prüflingen des letzten Jahres bestanden
die Prüfung

mit Auszeichnung . 7 = 8,4 70
» gut . . . . . 98 = 47,8 70
,, genügend . . . 87 = 42,4 70

nicht bestanden . . 18 = 6,4 70

Vor der Prüfung zurückgetretensind 9 Gehilfen. 14 An-

träge auf Zulassung zur Meisterprüfung wurden abgelehnt.

Auf die einzelnen Gewerbe verteilen sich die Meister-
prüfungen wie folgt:
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mit Aus- ge- NichtGewerbe
zeichnung

gut
nügeud bestand zus.

Bäcker . . . . . . 1 9 8 — 18

Damenschneider . .

— 7 1 — 8

Elektroinstallateure — 1 5 6 12

Fleischer . 1 12 6 — 19

Friseure . 1 11 4 2 18

Glaser .

— — 2 — 2

Kleinpner . . , .

— 3 —
— 3

Konditoren . . .
.

— 1 —
— 1

Maler. .
-

. . .

— 2 8 — 10

Maschinenbauer . .

— 3 1 — 4

Müller . . . . .

— 2 2 — 4

Sattler . , . . .

— 2 —

— 2

Schlosser .

— 7 4 — 11

Schmiede. . 1 17 9 — 27

Schneider . . . . I 13 12 1 27

Schornsteinfeger .
— 1 —

2 3

Schuhmacher 2 3 8 — 13

Stellmacher — 1 5 1 7

Tapezierer . . . .

— — 1 — 1

Tischler .

-

. . .

— 3 9 1 13

Töpfer . . · . .

— — 2 —- 2

zus. 7 98 87 I 13 l 205

Jm Abteilungsbezirk bestehen nach der Neubestätigung
der Meisterprüfungskommissionenzusammen 26 Prüfungs-
ausschiisse, davon 21 mit dem Sitz in Allenstein und 5 in

Lyck. Die Errichtung einer eigenen Prüfungskommission
für den Regierungsbezirk Allenstein für das Baugewerbe
ist beantragt.

An theoretischen Meisterkursen fanden während des

Jahres 7 mit zusammen 195 Teilnehmern statt. Die vor-

gesehenen Fachkurse für Schneider, Schneiderinnen, Schuh-
macher und Maschinenbauer, sowie der Jnnungsschulungs-
kursus mußten wegen ungenügender Beteiligung ausfallen.

Es erhielten Ehrenurkunden:
114 Handwerksmeister für 25jährigeMeisterschast

«

807 « « » «

1 » « « «

20 » » 50- U«

0
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Die Eh r e n m e d a i l l e n für langjährige Tätigkeit in

Handwerks-betrieben wurden an 3 Gehilfen verliehen.
sSehr segensreich konnten wir durch die G e w ä h r u n g

von Unterstützungen an alte bedürftige Handwerker
wirken. Wir waren bemüht,möglichstvielen dieseUnterstützung
zukommen zu lassen. Die im einzelnen gezahlten Beträge konn-
ten daher nur klein sein und betrugen durchschnittlich80 Mk.
Wenn auch diese Summe nicht viel an der Lage der ein-
zelnen Familien ändern konnte, so trugen die von uns ge-
zahlten und teilweise außer-dembei den Gemeinden erwirkten
Beihilfen viel zur Linderung der äußersten Not bei. Die
uns zur Verfügung gestellten 3000 Mk. sind aufgebraucht.
Es gingen 112 Unterstützungsanträgeein, von denen 17 ab-
gelehnt wurden. Die 95 gezahlten Beihilfen verteilen sich
auf die einzelnen Gewerbe und Kreise wie folgt:

»F w
I ·..

: II- J k:
«

J S

E E E B B :- E

Handwerk F g Z S II Z
Z »F g- sg ss «- E gä-5 to
a- erp de (-2 s c) ca ges «

Böttcher. .

Tischler . . 260 195 35 — 50 140 50 20 750

Stellmacher

Kürschner .

,- » , ,

Schneider . I '- — f5 220 Js)

Schuhmacher 275 60 — 170 20 150 — — 675

Fleischer., .

I — — ,
« —

« ,

Bäcker .

— 40 100 90 ZZJ

Töpfer . .

Maler . 75 —-
— 50 —- 30 — 30 185

Klempner .

S iler . .

Säule«» i — 25 — 25 30 60 — 35 175

Schmiede .

f, —
.

— ,

Schlosser . I 30 — — 150

Sonstige. . 50 130 35 —— — — —
— 215

Sa. 770 540 110 275 l 130 l 690 l 130 310 l2955
Die Zahl der im Geschäftsjahre1926X27 eröffneten G e-

schäftsaufsichten und Konkursverfahren ist
im Vergleich zur Zahl der vorjährigen Verfahren erheblich
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gesunken. Andererseits ist die Anzahl der Zwangsversteige-
rungen um 65 Proz. gestiegen. Es sind 25 Konkursver-
fahren, 11 Geschäftsaufsichtenund 79 Zwangsversteigerun-
gen zu verzeichnen, die sich wie folgt auf die einzelnen Mo-

nate verteilen: (zum Vergleich sind die Zahlen des Jahres
1925X26 beigefügt):

M o n a t
Geschäftsaufsichten Konkurse veräxkxenrgigen

1925 1926 1925 1926 1925 1926

April. . .

— 9 3 ll 4 11

Mai . 1 1 1 3 6 8

Juni . .

—
— 4 2 3 3

Juli . .

— l 3 2 3 11

August .

—-
— 6 2 4 11

September 1 — 1 2 4 12

Oktober . .

—- —— 6 — 4 5

November . 2 — 9 — 4 7

Dezember - 1 —- 6 2 2 3

Januar. 5 — 11 —- 10 3

Februar. 3 — 7 1 2 3

März. . Z — 6 — 3 2

Sa. 16 11 63 25 l 49 l 79

Jm Mai vorigen Jahres bildete sich eine Notge-
meinschaft zwischen Industrie, Handel, Hand-
werk, Landwirtschaft und Hausbesitz für den

ganzen Regierungsbezirk Allenstein nach dem Muster der

Vorher für den Kreis L y ck gegründeten Arbeitsgemeinschaft.
Bei den Tagungen der Notgemeinschaft war die Abteilung
vertreten. Ein Mitglied der Abteilung gehört dem engeren

Arbeitsausschußan. Eine direkte Mitarbeit seitens der Ab-

teilung kam nicht in Frage, da bei der Gründung die amt-

lichen Berufsvertretungen ausgeschaltet wurden, um den

Charakter des freien Zusammenschlusses der Berufsstände
zu wahren. Die Notgemeinschaft mit ihrem Sitz in L y ck

hat mehrfach mit den Berliner Zentralstellen vorwiegend
wegen Kreditgewährung verhandelt.

Soweit dies möglich,waren wir seitens der Abteilung
ebenfalls um die Beschaffung und Verteilung
v o n K r e d i t e n bemüht. Es galt besonders Feststellun-
gen zu treffen über die Auswirkungen der seinerzeit aus-

5-le
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gegebenen Mittelstandskredite, und vor allem mußten zur
Unterstützung unserer verhandelnden Zentralstellen Unter-

lagen beschaffen werden über die Kreditbedürftigkeitund die

Kreditwürdigkeitdes Handwerks. Nach dem Ergebnis dieser
Untersuchungen hatten im Sommer vorigen Jahres die von

unseren Erhebungen getroffenen rund 6000 Betriebe insge-
samt 3,4 Millionen Mark laufende Wechselschulden,rund ein
Drittel aller Handwerksmeister sind Hausbesitzer. Von den

laufenden Schulden konnten rund 34 Million in eine lang-
fristige Grundschuld zu erster Stelle umgewandelt werden.

Auf unseren Antrag genehmigte der Herr Regierungs-
Präsideut in Städten unter 10 000 Einwohnern für alle für
die Landwirtschaft arbeitenden Handwerksbetriebe in den
Sommermonaten eine neunstündigeA r b e i t s z e i t. Für den
Stadtkreis Allenstein beantragten wir auf Veranlassung der

Jnnung ein Verbot zur Oeffnung der Bäckerläden an Sonn-
und Feiertagen. Der Herr Regierungspräsident hat diesem
Antrag stattgegeben; ab 1. April d. Js. dürfen die Bäcker-
läden in der Stadt Allenstein an Sonntagen nicht mehr ge-

öffnet werden. Ueber eine Schließung der Friseurgeschäfte
in Allenstein an den Sonntagen wird zurzeit verhandelt.
Für eine Reihe anderer Gewerbe wurde durch unsere Ver-

mittlung eine allgemeine Regelung der Arbeitszeit und der

Sonntagsarbeit getroffen.
Wegen Vermittlung arbeitsloser Hand-

werksgesellen an Private durch die Arbeitsämter

führten wir Beschwerde. Bei den Kommunalverwaltungen
wurden wir erneut wegen Vergebung von Arbeiten an die

ortsansässigen Handwerksmeister vorstellig. Die Verbin-

gungsordnung für Bauleistungen ist auf unseren Antrag bei

sämtlichenBaubehörden des Bezirks eingeführt.
Die bei lden laufenden Jnstandsetzungsarbeiten der be-

hördlichen Gebäude berücksichtigtenHandwerksmeister wur-

den von uns benannt.

Die Zahl der von privater Seite angeforderten Gut-

achten über Handwerkerrechnungen ift gegen-
über dem Vorjahre erheblich geringer geworden. Jn einzel-
nen Fällen wurden uns von den Bauämtern vor der Er-

teilung des Zuschlages die Submissionsergebnisse zur Be-

gutachtung zugesandt.
Jm Sommer fand in Allenstein eine Besprechung mit

den Vertretern der E i chu n g s d i r e k t i o n Königsberg
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über die Frage der Eichungspflicht der Backstubenwagen
statt, die ergebnislos verlies.

,

Zu den Zuschlägen zur Gewerbesteuer
mußte auch im Vorjahre von den Gemeinden unsere»Aeuße-
rung eingeholt werden. Unsere Einsprüchegegen die Hohe der

Zuschlägewurden leider vom Bezirksausschußzu einem Teil

nicht berücksichtigt,da die sich durch eine Senkung der Zu-
schlägeergebenen Fehlbeträge nicht anderweitig gedecktwer-

den konnten. Bei mehreren Gemeinden ist es jedoch ge-

lungen, durch Nachweisung eines höheren Grundbetrages
die Zuschläge zu ermäßigen.

Recht umfangreich war der Schriftwechsel mit der Zen-
trale. Wir hatten zu den im vergangenen Jahr recht zahl-
reichen G e se tz e s e n t w ü r f e n Stellung zu nehmen.

Bei der Einteilung der Arbeitsgerichts-
bezirke haben wir die Wünschedes Handwerks nach Er-

richtung großer arbeitsfähiger Bezirke erfolgreich Vertreten

können.

Die von der Abteilung veranstalteten 3 O b er m e i st er-

t a g e waren gut besucht. Zu der letzten Tagung, Ende Januar,
war es uns gelungen, als Referenten den Landtagsabgeord-
neten, Herrn Malerobermeister B e y e r - Waldenburg und

Herrn Verbandssdirektor S chu m an n - Allenstein zu ge-
winnen. Die Handwerkervereine wurden außerdem über

dringende und wichtige Fragen durch Rundschreiben unter-

richtet.
Jn 2 Abteilungssitzungen und 8 Vorstands-

sitz un g en wurde über die laufenden Verwaltungsfragen
entschieden. Die letzte Vorstandssitzung am 12. Januar stand
im Zeichen der Ehrung des Abteilungsvorsitzenden, Maurer-
und Zimmerobermeister Pseisfer, der an diesem Tage
mehrere Jubiläen beging. Durch den stellvertretenden Vor-

sitzenden, Schlosserobermeister C a r l - Allenstein, wurde ihm
eine künstlerischausgeführte Ehrenmappe überreicht.

Neben der Unterstützung der Jnnungen und der einzel-
nen Handwerksmeister durch Eingaben und Berichte, sowie
Beantwortung der zahlreichen Anfragen hatten wir den Be-

hörden über die Wirtschaftsverhältnisseder einzelnen Hand-
werkszweige zu berichten. Die Tageszeitungen wurden

außer mit den uns vom Reichsverband des Deutschen Hand-
werks zur Verfügung gestellten R.-H.-Nachrichten auch mit

eigenen Artikeln laufend beliefert. Soweit wir feststellen
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konnten, ist das von uns versandte Material von den Zei-
tungen bisher restlos aufgenommen.

«

Die Veranlagung zu den Handwerkskam-
merbeiträgen konnte im verflossenen Jahr erst sehr
spät durchgeführt werden, da die Veranlagungen zur Ge-

werbesteuer erst im Spätsommer, teilweise sogar erst zu Be-

ginn dieses Kalenderjahres erfolgten. Jn einem Kreis ist
die Veranlagung zur Gewerbesteuer für 1925 bis heute nicht
durchgeführt.

Die Zahl der Einsprüche gegen die Handwerkskammer-
beiträge ist Von 457 im Vorjahre auf 392 gefallen.

Der Abteilungsetat betrug 42 400 Mk. An Beiträgen
hatte der Bezirk 58 370 Mk. aufzubringen. Von diesem
So-Beitrag sind bisher 82 700 Mk. eingegangen. Hiervon
sind 25 200 Mk. an die Zentrale abgeführt und 7500 Mk.

für den Bedarf der Abteilung verwandt.

Die Beiträge verteilen sich auf 22 Städte und 853 Ge-
meinden. Jm Vorjahre war ein Zugang von 735 Betrie-
ben zu verzeichnen, so daß 8288 Handwerksbetriebe zu den

Beiträgen veranlagt wurden. Erhoben ist ein Grundbetrag
von 4 Mk. pro Betrieb und 25 Proz. Zuschlag zum Ge-

werbeertragssteuergrundbetrag von 1925.

Die Verteilung des Beitragssolls von 58 870 Mk» von

denen, wie sich aus obigen Zahlen ergibt, zurzeit noch 20 670

Mark ausstehen, geftaltete sich, wie folgt:

Veranlagung der Städte

S) - - Grund- - Summe
K r e i s tseebebeitrag Zuschlag der Beiträge

alj JL »J-

Allenstein 2 749 2 996 4 247,13 7 243,13

Johannisburg . 23 341 1 364 1 016,38 2 380,38

Lötzen . . . . . 2 298 1 192 1 400,81 2 592,81

Lyck . . . . . 1 473 1 892 1 99(),83 3 882,83

Neidenhukg . . 1 193 772 844,79 1 616,79

Okteksbukg 3 381 1 524 1 548,74 3 072,74

Osterode 4 583 2 332 2 546,18 4 878,18

Rößel. . . 4 620 2 480 2 973,49 5 453,49-«-)

Sensburg . . . 2 256 1 024 990,18 2 014,18

Sa, 22 3 894 15 576 17 558,53 33 134,53
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Veranlagung der Gemeinden.

- - rund- -
- Summe

Kreis ZgltåebeJeitragZuschlag der Beiträge
»s- « «

Allenstein . . 109 654 2616 136,54 2752,54

Johannisbukg . 101 416 1 664 389,74 2 053,74

Lötzen. . . . . 62 444 1776 263,85 2039,85

Lyck . . . . . 108 493 1972 165,31 2137,31

Neidenburg . . 94 396 1584 320,46 1904,46

Orteksbukg . . 108 545 2180 183,13 2363,13

Ostewde . . . 121 508 2032 482,32 2514,32

Nößel. . . . . 69 441 1764 538,60 2302,60-k)

Sensbukg. . . 81 447 1788 380,42 2168,42

Sa· 853 4344I 17 376 I 2860,37 20236,37

Gesamtsumme der veranlagten Beiträge.

» - -
Grund-

»
Summe

r e i s splssfttentkeebebeitrag Zuschlag der Beiträge
»j- JL al-

Allensteiii . . . 111 1403 5 612 4383,67 9 995,67

Johannisburg . 104 757 3 028 1 406,12 4 434,12

Lötzen . . . . 64 742 2 968 1 664,66 4 632,66

Lyck . . . . . . 109 966 3 864 2 156,14 6 020,14

Neidenburg . . 95 589 2 356 1 165,25 3 521,25

Ortelstrg . 111 926 3 704 1 731,87 5 435,87

Osterode. . . . 125 1091 4 364 3 028,50 7 392,50

Nößel . . . . . 73 1061 4 244 8 512,09 7 756,09’k)

Sensburg . . . 83 703 2 812 1 370,60 4 182,60

Sa. 875 8 238 I 32 952 20 418.90 53 370,90

le) Die Zahlen für «den KreiszRdsßelsinid der Veranlagung aus
dem Jahre·1925 entnommen, weil dile Ausschsreibung der Beiträge
pro 1926 nicht eriol en konnte,»-dadie Veranlagung zur Gewerbe-

steuer hier noch—ni t dizrchsgefuhrtist. Die eingesetzten Beträge
dxirften sich in den endgultigen Zahlen um 20 bis 25 Proz. ver-

ringern.
· » « « ·

Auf Einzelheiten ider Tatigkeit der Abteilung konnte in Vor-
stehensdem nicht

eingegangenwerden. Der Bericht soll nur in

großemRahmen die haupt achilichsstenArbeitsgebieteumzeichnen und

mit seinen Zahlen einen Einblick in die inneren Verhältnisse der

Abteilung und des Bezirks gemah·ren,um die Handwerksmeister
und·ihre Jnnungen fur die Arbeit ihr-er amtlichen Berufs-vertretung
zu interessieren.



Geschäftsbericht
der HandwerkskammersAbteilung Gumbinnen.

l. Organisation und Kassenverwaltung.
Das Berichtsjahr, das die Zeit vom 1. 4. 1926 bis

Bl. Z. 1927 umfaßt, war ein Jahr des wirtschaftlichen und

organisatorischen Aufbaues. Die Festigung der gesamt-
deutschen Wirtschaft, sdie trotz aller noch herrschenden Miß-
stände nicht zu verkennen ist, beginnt langsam auch auf das
Handwerk einzuwirken. Die Verteidigungsstellung, in die
das Handwerk durch die Industrie und die offenen Und ver-

steckten Sozialisierungsbestrebungen gedrängt ist, die Viel-
heit der Handwerksberufe, die Zersplitterung in kleine und
kleinste Betriebe bewirken, daß ldie Gesundung im Handwerk
langsamer vonstatten geht und größerer Anstrengungen be-

darf. Die Erkenntnis, daß der Wiederaufstieg des Hand-
werks die Zusammenfassung aller Kräfte erfordert und zu
zielbewußter,starker Stellung im Wirtschaftskampf zwingt,
ist im Handwerk leider noch nicht in genügender Klarheit
Vorhanden. Die Abteilung ließ es sich daher im Berichts-
jahr angelegen sein, nach dieser Richtung hin ausklärend zu
wirken, wozu die ungünstigen, oft verzweifelten Berichte
über sdie Wirtschaftslage der einzelnen Handwerksberufe
nicht zuletzt sden äußeren Anstoß gaben. Die Aufklärungs-
arbeit verschafste dem seit Anfang April 1926 neu angestell-
ten Syndikus zugleich die erforderliche Kenntnis des Be-
zirks. Sie stellte auch die wünschenswertepersönlicheFüh-
lung mit den Organisationen des Handwerks wieder her,
die sich bisher etwas gelockerthatte. Es darf erhofft werden,
daß der Arbeit der Handwerkskammer wie-der größeres Ver-
trauen entgegengebracht wird.
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Jm einzelnen kommt die Arbeit der Abteilung in fol-
genden Angaben zum Ausdruck:

Der Verkehr der Geschäftsstelleumfaßte18118 Aus-

gänge und 12 798 Eingänge, daneben annahernd 4000 per-
sönlicheund telephonischeAuskünfte. Es fanden statt:

8 Sitzungen des Gesamtvorstandes der Zentral-
kammer,
Sitzungen des Abteilungsvorstandes,
Geschäftsführerkonferenzender Zentralkammer,
Sitzung mit den Jnnungsausschiifsen,
Obermeistertage.

Der Vorstand bzw. der Synsdikus nahm teil an:

14 Versammlungen der Jnnungsausschiisse und des
Verbandes der Jnnungsausschüsse,

12 Versammlungen der Jnnungen,
5 Versammlungen der Handwerkervereine,
5 Versammlungen der Ha11—dwerkerverbände,

an der Vertreterversammlung des Deutschen Handwerks-
und Gewerbekammertages in Königsberg, in Gemeinschaft
mit dem größeren Teil der Kammermitglieder.

Jn der Zusammensetzung der Kammer-
mit glie d er ist insofern leider eine Aenderung eingetre-
ten, als der verdiente Vorsitzende der Abteilung, Herr Tisch-
lerobermeifter Niederstraßer,der sein verantwortungsvolles
Amt ca. 8 Jahre tatkräftig und unter Hintansetzung seines
eigenen Geschäftes geführt hat, sein Amt niedergelegt hat.
Auch an dieser Stelle sei ihm für sein erfolgreiches Wirken
im Dienste des Handwerks aufrichtiger Dank gesagt.

Der Zusammenschluß des Handwerks hat
im Berichtsjahre einige Fortschritte gemacht. Es bestanden
am Schluß des vorigen Geschäftsjahres:

9 Jnnungsausschüsse, 52 Zwangs- und 95 freie
Jnnungen.

Neu gegründet wurden:

der Jnnungsausschuß für den Kreis Niederung zu

Heinrichswalde,
die Zwangsinnung für das Damenschneiderinnen-

handwerk des Kreises Gum-binnen, Sitz Gum-
binnen,

LOHQOTO
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die Zwangsinnung für das Brunnen- und Pumpen-
bauerhansdwerkfurszdenRegierungsbezirk Gum-
binnen, Sitz Gumbinnen,

die Zwangsinnungfür das Konditorenhandwerk für

genRegierungsbezirk Gumbinnen, Sitz Jnster-
urg.

Es wandelten sich um in eine Zwangs-
innung:

die freie Schuhmacherinnung fiir Stadt und Kreis

Tilsit,
die freie Friseur- und Perückenmacherinnungfür den

Kreis Gumbinnen.

Eine Erweiterung des Jnnungsbezirks
unternahm die Sattler-Zwangsinnung Pillkallen durch Ein-

beziehung der Kirchspiele Schirwindt und Schillehnen.

A u f g e l ö st wurde die Maler- und Lackierer-Zwangs-
innung Tilsit, die Stadt und Kreis Tilsit, sowie den Kreis

Niederung umfaßte.

Es bestehen somit z. Zt.:
10 Jnnungsausschüsse,
56 Zwangs- und 98 freie Jnnungen, mit insge-

samt etwa 6800 Mitgliedern, so daß rund 70 Prozent der

Handwerksbetriebe des Bezirks den Jnnungen angeschlossen
sind. Daneben bestehen noch etwa 30 Handwerkervereine
mit rund- 2600 Mitgliedern

Die im Vorigen Bericht angedeutete Gründung eines

Jnnungsausschusses zu Stallupönen ist noch immer nicht
zustande gekommen. Ebenso ist die Errichtung einer Buch-
binder-Zwangsinnung für Iden Regierungsbezirk Gumbin-
nen mangels der erforderlichen Beteiligung gescheitert. Be-

antragt ist ldie Errichtung je einer Damenschneiderinnen-
Zwangsinnung für den Kreis Darkehmen und für den Kreis

Stallupönen, einer Glaser-Zwangsinnung für den Regie-
rungsbezirk Gumbinnen mit Ausnahme der Kreise Tilsit
Stadt und Land unsd Niederung.

Die Veranlagung und Einziehung der

Handwerkskammerbeiträgenahm wieder einen
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breiten Raum in der Geschäftstätigkeitder Abteilungein.

Die Beschwerden der kleinen Betriebe über denGrundbeitrag
von 4 Mark waren wieder äußerst zahlreich. Zu den Bei-

trägen zur Handwerkskammer wurden 12 Städte und 1233
Gemeinden mit rund 8900 Betrieben herangezogen. Die
Veranlagungssumme betrug 56 012,03 Mark, die them-
nahme 45 361,80 Mark. Mithin verbleibt ein Rest von

8650,73 Mk. Jnfolge Einspruchs mußten rund 2000 Mk.

abgesetzt werden.

II. Lehrlings- und Prüfungsmeer.

Jn der Berichtszeit wurden 409 L e h r l i n g e zur Lehr-
lingsrolle der Handwerkskammer gemeldet und 1834 Lehr-
linge bei den Jnnungen eingeschrieben. Den zahlreichen Ge-

suchen um Verkürzung der Lehrzeit hat der Vorstand der

Abteilung nur in 18 Fällen ftattgegeben, da er der An-

sicht ist, daß die dreijährige Lehrzeit nur eben hinreicht, um

eine ordnungsmäßige Ausbildung im Handwerk zu gewähr-
leisten. Leider mußte festgestellt werden, daß der Lehrlings-
ausbildung nicht iiberall die erforderliche Sorgfalt zuteil
wird. So mußten wegen ungenügender Leistungen ihrer
Lehrlinge bei sden Gesellenprüfungen 4 Lehrmeister ver-

warnt werden. Jn einem Fall mußte die Entziehung der

Befugnis zur Lehrlingshaltung beantragt, in einem andern

Falle diese Maßregel angedroht werden. Wegen Unbefugter
Lehrlingshaltung wurden 12 Gewerbetreibende mit empfind-
lichen Geldstraer belegt. Jn 8 Fällen wurIde das Ver-

fahren eingestellt, in einem Falle erfolgte Freispruch. Wegen
Nichtanmeldung ihrer Lehrlinge zur Lehrlingsrolle mußten
2 Lehrmeister in Geldstrafe genommen werden. Wegen
sonstiger Verstöße gegen Idie gesetzlichen Bestimmungen,
Ueberschreiten der Lehrlingshöchstzahl usw. mußte in 82

Fällen Strafantrag bei der Staatsanwaltfchaft bzw. Er-

hebung von Ordnungsstrafen bei der unteren Verwaltungs-
behörde beantragt werden. Die bereits im Vorjahre be-

klagten Mißstände in der Ausbildung der Hausbedarfslehr-
mädchen in »der Schneiderei (sogenannten ,,Schülerinnen«)
bestanden auch im Berichtsjahr weiter. Eine gründlicheAb-

hilfe wird leider durch 1die allzu entgegenkommende Haltung
der Verwaltungsbehörden,aber auch durch die oft einander
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widersprechende Stellungnahme der beteiligten Berufskreise
erschwert. Es ist dringend geboten, daß hier eine einheit-
liche Regelung stattfindet, die den Erfordernissen sdes Damen-
schneiderinnenhandwerks gerecht wird. Die Vorarbeiten
hierfür sind eingeleitet. Auch wird im kommenden Jahre
durch Ausbau des Beauftragtenwesens eine umfassende Re-
vision der Handwerksbetriebe stattfinden, um den bestehenden
Vorschriften allenthalben Geltung zu verschaffen; muß doch
befürchtetwerden, daß nur ein beschränkterTeil der Ueber-

tretungen zur Kenntnis der Kammer gelangt. Jm Zusam-
menhang hiermit sei erwähnt, daß wegen unbefugter
Führung des Meistertitels in 2 Fällen eine
Geldstrafe verhängt wurde. Jn 3 Fällen wurde das Ver-
fahren wegen Verjährung bzw. wegen Mangel an Beweisen
eingestellt.

Die Gesellenprüfungsausschüsse der

Handwerkskammer hielten 65 Prüfungen ab für 230 Prüf-
Iinge. 15 von diesen bestanden mit »sehr gut«, 105 mit
,,gut«, 101 mit »geniigend«,während 9 den Anforderungen
nicht genügten. Vor den Gesellenpriifungsausschüssender

Jnnungen wurden 1220 Prüflinge geprüft. Die Ergebnisse
liegen z. Zt. noch nicht vor. Bemerkenswert ist der jährlich
wachsende Anteil der weiblichen Handwerker in der Zahl der

Prüflinge. Jn den Jahren 1912 bis 1926 legten weib -

lich e L e h rlin g e in folgenden Berufen die G e s elle n-

p r ü f u n g ab:

Handwerk 1912 13 14 15 1617 18 19 20 2122 93 24 25 26 zusam.

Buchdrucker.... ————1————2————- 3

Damenschneiderei — —10—— 2 —15 4234854418195 373

Fleischerei..... ————--——————— 1— 1

Friseure . . . · .. ———————11413564 25

Photographen.. ——--———-—3253——11 15

Putzmacher — — 4— 2 12—17 712212915 213 134

Uhrmacher.... ———1—1———1——1—:— 4

—55L

Das Ergebnis der M e i st e r p r ü f u n g e n veran-

schaulicht die nachfolgende Tabelle:
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P

I Zahl der Ergebnisse
D

G e w e r b e
Prü- Prüf- Haig- genii- Nicht

Z
fungen linge gut gend beggsp

1. Bäcker . 2 ! 12 1 7 3 1

2. Konditor ,
1 1 — 1

,

— —

Z. Fleischer . · . 3 11 — 5 5 1

4. Friseur- u. Perücken-
macher . . . . 2 8 —- 2 6 —

5» Elektro-Jnstallateur . 3 15 3 9 3

6· Klempner
'

. 1 3 — 3 —- —

7« Korbmacher . 1 1 1 —- — —

8» Maler . . . 1 4 1 — 3 —

9« Maurer- u·Zimmerer Z 10 — 1 8 1

10· Müller . 1 4 — 2 2 —

11. Photographen . 1 1 — 1 — —

12, Putzmacher . 1 3 1 1 1 —

13. Sattler 1 2 — 1 1 —-

14. Seiler. . .
1 1 1 — — —

15. Bauschlosser 1 3 — 1 2 —

1(3. Maschinenbauer . 4 10 4 4 2 —

17. Schmiede. 3
,

21 3 7 7 4

18. Schneider. 3 19 3 10 6 —

19. Schneidekinnen T3 26 8 13 5 —

20. Schuhmacher 2 9 —- 6 Z —

2l. Stelltnacher 2 ; 10 3 5 1 1

22. Tischler 5 16 1 3 11 1

23. Töpfer 1 . 1 — — 1 —-

Sa. 46 s 191 l 27 l 76 76 I 12

Auch in diesem Zusammenhang sei eine Zusammen-
stellung der weiblichen Handwerker mitgeteilt, die eine

Meisterprüfung abgelegt haben:

Handwerk 1912 13 14 15 16I171819 20 21 22 23 24 25 26 zusam-

Damenschneiderei 5 15 2 — — — 16 — 272131 17 21 19 174

Fleischer . . . . ..

——-—————--————— 1— 1

Friseur . . . . . ..

———————————— 2— 1— 3

Photographen.- ——————————1———— 1

Putzmacher.... ———————266581—— 28

207
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Ill. Meister- und Fachkurse.
Wie bekannt, ist die Veranstaltung lder Fach- und Buch-

führungskurse für iden Abteilungsbezirk der G e w e r b e -

-f ö r d e r u n g s a n st a l t übertragen, die über ihre Tätig-
keit einen eingehen-den Bericht in der Handwerker-
z ei tun g veröffentlichenwird. Erfreulich ist, daß die Jn-
nungen dem Fachschulwesen größere Aufmerksamkeit wid-
men. Jm Berichtsjahr konnten 11 Jnnungen mitteilen, das-;
sie Fachfchulen für ca. 500 Lehrlinge unterhielten. Die Er-

fahrungenwerden von den Jnnungen durchweg günstig be-
urtei t.

IV. Auszeichnungen und Ehrungen.
Am 4. Oktober 1926 beging sdas Vorstandsmitglied der

Abteilung und auch der Zentralkammer, Herr Schmiede-
obermeister E n d r ej a t, sein 40jähriges Meister- und Ge-:

schäftsjubiläum. Am 16. Januar 1927 feierte das Vor-

standsmitglied der Abteilung, Herr Sattlerobermeister
Schroesder, seinen 60. Geburtstag. Diesen beiden ver-

dienten Führern des ostpreußischenHandwerks widmeten
die beteiligten Handwerkskreise unter Teilnahme aller Be-

bördenvertreter eindrucksvolle Festsitzungen, an denen auch
der gesamte Vorstand ider Abteilung teilnahm.

Jn üblicherWeise wurden ältere Handwerksmeister an-

läßlich ihres Meisterjubiläums geehrt. Es wurden insge-
samt 177 Ehrenurkunden verliehen, ldarunter 22 durch die

Zentralkammer aus Anlaß eines 30—60jährigen Meister-
jubiläums und 1 für eine 25jährige, 2 für 80jährigeTätig-
keit als Obermeister. Für langjährige ununterbrochene
Tätigkeit in ein und demselben Handwerksbetrieb wurden
von der Zentralkammer 5 Medaillen verliehen, und zwar
2 bronzene für 10jährige Tätigkeit, 1 silberne für Lojährige
Tätigkeit, 2 goldene für ZOjährigeTätigkeit.
Häufig war die Ehrung der Anlaß einer festlichen Ver-

anstaltung der zuständigen Jnnung, der in vielen Fällen
auch der Syndikus beiwohnte. Aus Anlaß von Fahnen-
weihen wurden 4 Jnnungen und 2 Handwerkervereinen des

Bezirks Fahnennägel überreicht.

V. Allgemeines.
Wie oben angedeutet, standen neben »den mitgeteilten

Arbeiten die Wirtschaftsfragen im Vordergrunde der Auf-
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merksamkeit. Gemäß dem beängstigendenTempo sder »Ge-
setzesmaschine hatte sich die Handwerkskammerzu einer
Reihe von Gesetzesvorlagen zu äußern. Es seien »nur die

Wichtigstem das Arbeitsgerichtsgesetz, das Arbeitsschutz-
gesetzund das Berufsausbildungsgesetz, genannt. Diesehochst
wichtigen Gesetzeswerke werden die Kammer auch im kom-
menden Jahr sehr in Anspruch nehmen. (Näheres sieheBericht
der Zentralverwaltung.) Einige großeGebiete aus der Fulle
der Wirtschaftsfragen seien noch herausgegriffen, soweit
hierbei noch Mitteilungen von« örtlicher und bezirklicher Be-

deutung zu machen sind. Hier verdient die B e k ä m v f u n g
d e r R e g i e b e t r i e b e besonders hervorgehoben zu wer-

den. Auf diesem Gebiete gelang es der Abteilung, den wei-

teren Ausbau von Werkstätten sder Heeresunterkunftsämter
zu verhindern. Vorstellungen über ldie schädlicheKonkurrenz
der Kreis-Elektrizitätsgesellschaftzu Jnsterburg für die Jn-
stallateure blieben bisher leider erfolglos. Die Stellung-
nahme gegen ldiese Regiebetriebe war im übrigen nur mög-
lich, da lückenlosesMaterial über sie beschafft werden konnte.

Ein Vorgehen gegen andere Schädigungen gleicher Art, die
der Abteilung mehrfach genannt wurden, war mangels zu-

verlässigerUnterlagen von vornherein zur Ausfichtslofigkeit
verurteilt. Es kann nicht oft genug wiederholt werden, daß
jede wirtschaftspolitische Maßnahme der Kammer genaue,

unbedingt wahrheitsgemäßeAngaben zur Voraussetzung hat.

Gegen die Schäden im Submissionswesen hat
die Abteilung lebhaft angekämpft. Nicht allein, daß sie alle

staatlichen und kommunalen Behörden aufgefordert hat,
Aufträge an das ansässige und selbständigeHandwerk zu
vergeben, sie hat auch die bekannten Mißstände des Sub-

missionswesens, wo sie ihr gemeldet wurden, zu beseitigen
versucht. So gelang es ihr in einigen Fällen, die Heran-
ziehung von Gesellen für behördlicheArbeiten zu verhindern.
Es wäre zu wünschen,ldaß endlich alle Verwaltungsbehör-
den einsehen möchten,daß sie durch Ausschaltung des selb-
ständigen Handwerksmeisters den Untergang sder deutschen
Wirtschaft herbeiführen. — Das wahnsinnige Unterbieten
der Unternehmer konnte noch nicht eingeschränktwerden. Die

Aufforderung des Magistrats Gumbinnen an die Abteilung,
sich gutachtlich zu Angeboten von Handwerksarbeiten zu

äußern, deren Preise in krassem Mißverhältnis zueinander
standen, blieb leider vereinzelt.
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Daß S t e u e r f r a g e n die Abteilung lebhaft beschäf-
tigen, ergibt sich ohne weiteres aus der unheilvollen Bedeu-

tung, die das geltende Steuersystem für das Handwerk er-

langt hat« Abgesehen von der Mitwirkung bei Ernennung
der verschiedenen Steuerausschüsse,der gutachtlichen Aeußeg
rung zur Festsetzung der Zuschläge zur Gewerbesteuer durch
die Städte, hat die Abteilung auch häufig einzelne Hand-
werker beraten können. Es soll versucht werden, diesen
Zweig der Kammertätigkeit weiter auszubilden. Auch lden

Finanzämtern hat die Abteilung in vorkommenden Fällen
bereitwillig zur Verfügung gestanden, hat es aber abgelehnt,
Durchschnittsgewinnsätzeaufzustellen, da idies nach Ansicht
des Vorstandes eine Unmöglichkeitist.

Zu Beginn des Berichtsjahres gingen einige Ortskran-

kenkassen übermäßig scharf gegen Arbeitgeber vor, die mit
den Beiträgen im Rückstand geblieben waren. Für jede
Woche des Verzuges wurden nicht weniger als 10 Prozent
des ausstehenden Betrages als Verzugsstrafe berechnet.
Wenn auch dies Verfahren durch Ministerialerlaß gemildert
wurde, so gab es doch den Anstoß zu einer lebhaften Werbe-

tätigkeit für die Gründung von Jnnungskran-
ken k a s s en. Z. Zt. haben 8 Jnnungen Anträge zur Er-

richtung einer Jnnungskrankenkasse eingereicht. Eine Ent-

scheidung ist leider noch nicht erfolgt. Wie bekannt, wird

z. Zt. ein heftiger Kampf gegen die Jnnungskrankenkassen
geführt, weil man-in ihnen eine wertvolle Stütze für die

Selbständigkeitdes Mittelstandes erkannt hat. Es liegt ein

furchtbarer Ernst in der Tatsache, daß die Organisationen
desf Handwerks mit allen Mitteln geschwächtwerden sollen,
den das Handwerk durchaus beachten muß. Die Abteilung
ist unablässigbemüht, die handwerklichen Körperschaftenund

ihre Einrichtungen zu stärken. Diesem Zweck dienen u. a.

auch die Obermeistertage, die sich, wie es scheint, einer stei-
genden Beliebtheit erfreuen. Den Vorträgen, die siir die

Obermeistertage vorgesehen sind, liegt ein bestimmtes Pro-
gramm zugrunde, das zugleich den Jnnungen als Verhand-
lungsstoff dienen kann.

""

Auf dem Gebiete sder Kreditvermittlung für
das Handwerk war ldie Kammer, wie aus den Zeitungen be-
kannt ist, mit Erfolg tätig. Erwähnt sei schließlich,daß im

Sinne einer Preisprüfung eine große Zahl von G U t -

a chten an Behörden und Private erstattet wurde. — Zur
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Aufklärung über die Lage des Handwerks hat die Abteilung
wiederholt an die Verwaltungsbehördenberichtet, wobei

die halbjährigenWirtschaftsberichte eine wertvolle Unterlage

bildetem Das kommende Jahr wird uns nach Vorliegen der

Handwerksstatistik hier ein gutes Stück weiterbringen.
Der vorstehende Bericht gibt nur in großen Zügen

einen Ueberblick über die Tätigkeit der Kammerabteilung.
Möchte im Bezirk auch herausgelesen werden, was in den

Zeilennicht steht, nämlich, daß die Kammerabteilung sich
ihren Aufgaben mit größter Hingebung widmet und nach
Kräften bemüht ist, eine wahre Vertretung des oftpreußi-
schen Handwerks zu fein.



Geschäftsbericht
der Handwerkskammer-Abteilung Elbing.

I. Berwaltungsbericht.
Der B e st a n d a n J n n un g en im Abteilungsbezirk

ist durch das Ausscheiden der Zieglerinnung aus dem Hand-
werk auf 138 Jnnungen herabgemindert worden. Die Um-

bildung der freien Schuhmacherinnung Mühlhausen zu einer

Zwangsinnung erfolgte im Juni 1926, die Umbildung wei-

terer freier Jnnungen zu Zwangsinnungen ist im Gange.
Die beantragte Errichtung einer Töpferinnung für die Stadt

Christburg wurde abgelehnt, u. a. mit Rücksichtdarauf, daß
die Zusammenfassung dieses Handwerks im ganzen Abtei-

lungsbezirk in die Wege geleitet werden soll.
Dem Wunsche des Christburger Schneiderhandwerks

auf Vereinigung mit den Schneiderinnen traten wir ent-

gegen, um den geschlossenenAusbau in der Organisation des

Frauenhandwerks nicht zu gefährden.
Jn einigen Fällen wurde festgestellt, daß Jnnungen

Mtitglieder außerhalb ihres satzungsmäßigen Jnnungsbe-
reichs besaßen; dies wurde geordnet.
Zahlenmäßige Veränderungen sind nicht zu berichten.

Wiederholt waren Bestrebungen festzustellen, die auf Auf-
lösung von Jnnungen hinzielten. Diese Bestrebungen, die
von politisch links gerichteten Handwerkern ausgingen, haben
nirgends Erfolg gehabt.

Wie bisher, so wirkten wir auch in diesem Jahre dar-

auf hin, daß alte Protokollbücher, Siegel und sonstige Alter-
tiimer von den Jnnungen unter Eigentumsvorbehalt an

Archive und Museen überwiesenwerden, um sie der wichtigen
Erforschung der heimischen Handwerksgeschichte zu erhalten.

Jn Dt. Eylau und Riesenburg besteht Jnteresse für Er-

richtung von Jnnungsausschiissen.»



An J n n u u g s v e r b ä n d en bestehen die für Bäcker,
Maler und Lackierer, Friseure sowie der wiedererrichtetewest-
preußischeVerband der Bauinnung, der eine rührige Tätigkeit
entfaltet und sdie Abteilung durch wertvolle Mitarbeit unter-

stützt hat. Die besondere Bedeutung dieser Verbände besteht
trotz ihres zahlenmäßig geringen Umfanges in der Pflege
des westpreußischenGedankens und — soweit möglich —

Aufrechterhaltung der Verbindung mit Danzig Den Ost--
preußischenFriseurverband, der im Abteilungsbezirk tagte,
unterstützten wir durch Hergabe eines Ausstellungspreises

Als Merkwürdigkeit ist zu erwähnen, daß die in der

Nähe des Abteilungsfitzes befindliche Mechanikerinnung Ma-

rienburg ihren Briefwechsel mit der Abteilung durch eine
etwa 90 Kilometer vom Sitz der Jnnung entfernte Stelle
außerhalb des Abteilungsbezirks führen läßt.

Die zahlreichen Gesuche um Abkürzung der
L e h r z e it wurden wie bisher nur in seltenen und beson-
ders begründeten Fällen genehmigt. Zahlreicher geworden
sind die Fälle, in denen Gewerkschaften in Lehrlingsangele--
genheiten mit Beschwerden oder Anträgen an die Abteilung
herangetreten sind. Soweit erforderlich, wurde hier eingegrif-s
sen. Jn diesem Zusammenhange muß festgestellt werden, daß
die von der Gewerkschaft des holzbearbeitenden Gewerbes in
einer Druckschrift erhobenen Vorwürfe gegen übermäßige
Lehrlingshaltung im Tischlerhandwerk sich als unbegründet
erwiesen haben. Vielfach wurden Anträge dahingehend ge-
stellt, Beschäftigungszeitbei nicht anleitungsberechtigten Per-
sonen als Lehrzeit anzurechnen, und es wurde vielfach, auch
von Jnnungsvorständen, sdie Ansicht vertreten, daß dies gut-
geheißenwer-den könne, wenn der betreffende Lehrling eine

kurze Zeit vor der Gesellenprüfung bei einem anleitungs-
berechtigten Meister in der Lehre gestanden hätte. Gegen
diese Anträge und die ihnen zugrunde liegende irrige Auf-
fassung sind wir aufklärend vorgegangen.

Vielfache Lehrlingsstreitsachen konnten durch Belehrung
beider Parteien iiber die Rechtslage ohne Streitverfahren
gütlichbeigelegt werden.

Jm Interesse der sorgfältigen Ausbibdung des hand-
werklichen Nachwuchses befürworteten wir die von einigen
Handwerkszweigen ergangenen Anträge auf V e r l ä n g e -

r un g d e r L- e h r z e i t. Aus dem gleichenGrunde wandten
wir uns gegen den vom Magistrat Königsberg ausgehenden
Plan, erwerbslose kaufmännischeAngestellte durch Umscha-

Stil
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lung dem Handwerk zuzuführen. Wir haben auch bei ähn-
lichen Gelegenheiten, so auch bei der Einschulung von An-

staltszöglingen, Krüppeln usw. stets den Standpunkt ver-

treten, daß das Handwerk von allen ungeeigneten Elementen

sorgfältig freigehalten werden muß und nicht zum Sammel-
becken solcher Personen gemacht werden darf, die sich für
andere Berufe als untauglich erwiesen.

Auf demGebiet desHausbedarfsunterrichts
im Schneiderinnenhandwerk ist leider immer

noch festzustellen, daß die Schneiderinnen selbst aus Mangel
an Einsicht oder Gemeinsinn die Schädlichkeitdieser Einrich-
tung nicht erkennen, daß selbst solche Schneiderinnen, die in

Jnnungen führend sind, sich um die Erlaubnis solchen Un-

terrichts bemüht haben. Daß die Behörden von der Schäd-
lichkeit des kurzfristigen und oberflächlichenUnterrichts in
der Schneiderei überzeugt worden sind, glauben wir erreicht
zu haben; wir fanden hier besonders die Unterstützung des

Herrn Regierungspräsidenten in Marienwerder und der maß-
gebenden Verwaltungsbehörden. Um die Auswüchse im Lehr-
lingswesen beim Schneiderinnenhandwerk wirksamer be-

kämpfen zu können, wurden zwei bewährte Meisterinnen
dieses Faches als Beauftragte für den Schneiderinnenberuf
für den ganzen Abteilungsbezirk bestellt.

Bemerkenswert ist der Versuch einiger Lehrlinge aus
dem Bauhandwerk, die während der arbeitsfreien Zeit im
Winter zum Schulbesuch beurlaubt zu wer-den pflegen, sich
als entlassen hinzuftellen, um die Unterstützung des Wohl-
fahrtsamts zu erlangen.
Gesellenprüfungen wurden durch die Prü-

fungsausschüsse der Handwerkskammer von 50 Priiflingen
abgenommen. Das Ergebnis ist aus nachstehender Zusam-
menstellung ersichtlich.

« davon bestanden
l der

Handwerk zZap. sekru lm e IV geml -B f g
gut gut gend nlcht

Maschinenbauer .
. 27 — 15 12 -—

Buchdrucker . . .

—- — 3 —

Goldschmiede . . 1 — — — 1

Putzmacher . . . . . 14 1 4 5 4

Damenschneiderinnen. 5 — -1 3 1

50 1 20 23 6



.

Was die Gesellenprüfungen bei den Jnnungen anbe-

trifft, so war aus iden eingesandtenPrüfungsprotokollen
noch manche Unregelmäßigkeitersichtlich. Jn einem Falle
mußte die Gefellenprüfung durch öffentlicheBekanntmachung
für ungiiltig erklärt werden, während in einem andern Falle
ein Wechsel in der Leitung des Prüfungsausschussesfich er-

forderlich machte.

Bei einzelnen Streitfällen unsd bei der Revision von

Jnnungen mußten wir die bedauerliche Feststellung machen,
daß Lehrverträge nicht schriftlich oder nicht vorschriftsmäßig
oder nicht vollständig abgeschlossenwaren; bei einer Jnnung
wurde sogar festgestellt, daß sie keine Lehrlingsrolle besitzt.

Bei dem Erlaß von Ortssatzungen für Gewerbeschulen
und vor der Erhebung von Berufsschulbeiträgenwurden wir

gutachtlich behört.

Die paritätischen Fachausschiisse, die auf
Grund der bekannten Ministerialerlasse bei der Abteilung
bestehen, haben insgesamt 13 Gesuche um Einstellung wei-
terer Lehrlinge bearbeitet und von diesen Gesuchen 9 ge-

nehmigt. Die Gesellenprüfungen werden in Elbing von

den meisten Jnnungen in einem Zimmer des Rathauses ab-

gehalten, in Stuhm in einem Raum der dortigen Stadt-

schule. Es wird angestrebt, die Priifungen aller Ausschusse-
in Amtsräume zu verlegen, da Prüfungsverhandlungen in

Gasthäusern untunlich erscheinen.

Den Einrichtungen der Industrie- und Handelskammer
zur Prüfung von Jndustrielehrlingen haben
wir im Gegensatz zu anderen Handwerksvertretungen nicht
vidersprochen, weil ihnen solche Einrichtungen gesetzlichzu-

stehen und auch im Interesse der Allgemeinheit eine bessere
Ausbildung der Jndustrielehrlinge liegt. Für das Hand-
werk bedeutet dies einen Ansporn, die vielfach noch zu leicht
genommenen Prüfungen zu vertiefen.

M e i si e r p r ü f u n g e n wurden abgenommen nach
nachstehender Uebersicht:



Handwerk
sehr

gut
genu- trägtZahl-der

gut gend standen Prufltnge

Bäcker. . . . . .

— 4 5 7 16

Elektro-Jnstallateure — 1 3 1 5

Fleischer . . · . . 1 6 — — 7

Friseure . . . .

—- 1 33 2 6

Klempner. .
.

.

— — — 1 1

Konditoren .
·

· .

—- — — 1 1

Maler und Lackierer — — 8 2 10

Maschinenbaner . .

— — 2. 1 3

Maurer u. Zimmerer — — 2 4 6

Müller .
.

. . .- 1 — 1 — 2

Sattler -
. . . .

— — ——- 1 1

Schlosser. . . . .

— 2 — 1 8

Schmiede. . .

— — 5 7 12

Schneider . . . .

— — 4 2 6-

Schneiderinnen · .

— 1 — — 1

Schornsteinfeger . .

— —- — 1 1

Schuhmacher . . .

— —-
— 1 1

Stellmacher . .

—
— 2 1 3

Tischler . · . . .

— Z 11 4 18

2 I 18 50 l 39 109

Wie aus dieser Zusammenstellung ersichtlich ist, ist der

Prozentsatz derjenigen, ldie sich mit Erfolg der Prüfung un-

terzogen haben, gegen die zurückliegende Zeit gestiegen.
Wenn dies trotz »der gesteigerten Anforderungen der Prü-
fungskommission erreicht wurde, so ist dies auf dieMeister-
kurs e zurückzuführen Diese wurden nur einmal im Be-

richtsjahre veranstaltet, und zwar in:

Elbing besucht von 17 Teilnehmern
Pr. Holland » » 15 »

Marienburg » » 16 »

Dt. Eylau » »
9 »

Riesenburg » »
11 »

zus. 68 Teilnehmern.

Die Beteiligung der einzelnen Kursisteu am Unterricht
ist erfreulich lebhafter geworden. Auch haben die Versuche
der Prüflinge nachgelassen, die Prüfungen vor einer anderen

itls
der zuständigen Elbinger Prüfungskommission abzu-

egen.
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Bei einzelnen Jnnungen finden sich in den Satzungen
noch Bestimmungen, daß die Jnnung zur Abnahmc von

Meisterprüfungen berechtigt ist, und verschiedeneJnnungen
haben, wie sich gelegentlich herausstellte, dieses vermemtliche
Recht selbst noch im Jahre 1923 ausgeübt. Daraus ergeben
sich Schwierigkeiten, deren Auswirkungen z. Zt. noch nicht
abzusehen sind.

·

Die Gesuche uIn Erteilung der Anleitungs-
b efu g n i s für Lehrlinge haben sich sehr stark gehäuft und
wurden in Verkennung der Verhältnisse selbst Von ganz 1u-

gendlichen Personen gestellt. Wär haben in allen Fällen,
soweit nicht eine gesetzlicheMußvorschrift in Anwendung
kam, eine ablehnende Haltung eingenommen. Der verständ-
nisvollen Haltung der entscheidenden Verwaltungsbehörden
muß hier besonders dankbar gedacht werden.

E h r e n u r k un d e n wurden in 46 Fällen von der

Abteilung verliehen; ferner wurden die von der Zentrale ver-

liehenen Ehrenmeisterbriefe und Medaillen den Jubilaren
überreicht. Es erscheint erforderlich, daß wie früher auch
solche langjährigen Angestellten in Handwerksbetrieben eine
Auszeichnung erhalten, welchenicht handwerklich ausgebildet
und tätig sind. Wiederholt ist der Wunsch geäußertworden,

daß die Medaillen der Handwerkskammer zum Tragen am

Bande eingerichtet werden möchten.
Auch in diesem Jahre waren die Versuche der Steuer-

behördenzahlreich, die Aufstellung von allgemein geltenden
sogenannten R i cht v e r d i e n st s ä tz e n von uns zu erlan-

gen. Wiederum mußten wir dieses ablehnen, weil es unmög-
lich ist. Zu unserem Bedauern mußten wir feststellen, daß
die Fachverbände solche Richtlinien herausgegeben haben.
Dadurch ist die Gefahr entstanden, daß nach H ö chstsätzen
veranlagt wird, und daß zugunsten dieser Richtlinien Buch-
führung wegen geringer Mängel nicht anerkannt wird. Wie
die betr. Fachverbände dies verantworten wollen, ist uns

unverständlich. Für die neuen B e w e r tun g s a u s -

schüsse und Gewerbesteuerausschüsse benann-
ten wir Mitglieder. Gegen Auswüchse bei Submissionen
nahmen wir Stellung. Hervorgehoben werden muß, daß
eine Baubehörde es unternommen hat, in ihre A u s s chr e i-
b u n g s b e d i n g u n g e n Klauseln aus dem berüchtigten
Preisabbaugesetz, welches gegen das Handwerk geplant war,
aufzunehmen. Daß dies überhaupt möglich war, ist nur

durch die Uneinigkeit und die mangelnde wirtschaftliche Ein-
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ficht der Handwerker selbst erklärlich.Gegen die S chw a r z-
a r b e it von beschäftigungslosenArbeitnehmern und

fliuhestandsbeamten gingen wir wie bisher durch Mit-
teilung an die Steuerbehörden vor, doch ist hier der Erfolg
nicht sehr groß, da die von den Schwarzarbeitern erzielten
Einnahmen meist in den steuerfreien Grenzen bleiben. Auch
gegen das wilde Bauhansdwerk auf dem Lande find wir unter

Unterstützung des Bezirksverbandes der Bauinnungen bei
der zuständigen Berufsgenosfenschaft vorgegangen. Beson-
ders häufig waren in der Berichtszeit Beschwerden über un-

berechtigte Ausübung des.Hufbeschlaggewerbes. Hier haben
die zuständigen Landratsämter Abhilfe geschaffen.

Die gutachtliche Tätigkeit war lebhafter als
im Vorjahr, besonders für Gerichte. Beschwerden über über-
mäßige Preisforderungen von Handwerkern sind nicht er-

hoben worden, so daß die eingerichtete Gütestelle auch in

diesem Berichtsjahr nicht in Tätigkeit zu treten brauchte.
Von lebhaftem Jnteresse begleitet war der von Herrn

Syndikus Dr. Mahler vom Bund Deutscher Architekten
über die Tätigkeit der gemeinnützigenBaugesellschaften ge-
haltene Vortrag in Elbing, der von allen Teilen des Abtei-

lungsbezirks stark beschicktwurde.

Unsere wiederholten Vorstellungen bei tder Reichsbahn
wegen der Z u g v e r b i n d un g en im Abteilungsbezirk
haben Erfolg gehabt, indem die beantragten Verbesserungen
nunmehr durchgeführtworden sind. Ebenfalls hatten wir

Gelegenheit, in einer Besprechung mit Vertretern des Reichs-
verkehrsministers unsere Wünschewegen des Fahrplans für
den Seedienst Ostpreußen zur Geltung zu bringen.

Gegen die geplante Auflösung des Oberlan-
d e s g e r i ch t s Marienwerder nahmen wir Stellung und

halfen so zum Erfolge beitragen.
Bei der Jahrhundertfeier der Stadt Ma-

r i e n b u r g war die Handwerkskammer-Abteilung Elbing
durch Vorsitzenden und Syndikus vertreten, dagegen konnten

Einladungen zum Handwerkstag in Arys, zur Handwerks-
ausstellung in Pillkallen sowie zur Bauwoche in Köln wegen
der Kosten nicht angenommen werden. Jnsgesamt sind von

den Mitgliedern, Beamten und Angestellten der Abteilung
114 Dienstreisen mit 12 460 Kilometern ausgeführt worden-.

An in Not geratene Handwerker unseres Bezirks konn-
ten- wir in geringem Umfange, unsern Geldverhältnissen ent-

sprechend, Un t e r st ü tz un g en gewähren.
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Ein gut besuchter Handwerksmeistertag fand
in Dt. Eylau statt. Der ursprünglicherbetene RednerHerr
Reichstagsabgeordneter Biener war durch plötzlicheErkran-

kung verhindert, und an seiner Stelle sprach In dan·kens-
werter Weise Herr Handelskammersyndikus Dr. Geißler-
Marienwerder.

An der Kreditbeschasfung für das westpreu-
ßischeHandwerk haben wir uns durch entsprechendeEingaben
beteiligt. Ferner unterstützten wir einen Antrag des Be-

zirksverbandes der Bäckerinnungen über Neuregelung der

Sonntagsverkaufszeit und nahmen auch Stellung zu einer

Verordnung über die Regelung des Ausverkaufswesens.
Der Anregung der Zentrale auf Schaffung von R e i s e-

s p ar k a s s e n zum Besuch der Münchener Handwerksaus-
stellung folgend, erließenwir entsprechende Rundschreiben an

die Jnnungen des Bezirks, doch stießenwir hier fast überall
aus Ablehnung, die mit der wirtschaftlichen Notlage des

Handwerks begründet wurde.

Eine gewisse Besserung in der Wirtschaftslage ist inso-
fern zu erkennen, als im Gegensatz zum vorigen Jahre zwar
die Zahl der Geschäftsaufsichten (3) die gleiche
blieb, jedoch die Zahl der K o nkur s e im Abteilungsbezirk
von 23 auf 7 zurückgegangenist.

Eine eingehende Vertretung des Handwerks ist dadurch
erschwert, daß die von den Jnnungen zu erstattenden W i r t-

s cha f t s b e r i cht e nur lückenhafteingehen und meist nicht
solches Material enthalten, das sich zur weiteren Verwertung
eignet. Eine Schulung der Handwerksführer, wie sie von den

Spitzenvertretungen angestrebt wird, erscheint daher auch
uns erforderlich, und wir haben deshalb Geldmittel für die

Abhaltung von Schulungskursen beantragt.
Auf Antrag der Wirtschaftstreise von Dt. Eylau wur-

den wir vorstellig wegen Herabminderung der Kosten für
Gelder von der Stadtschaft.

Besondere Schwierigkeiten bereitete die E i n z i e h u n g
d e r K a m m e r b e i t r ä g e, weil die Veranlagung zur Ge-

werbesteuer sich ganz außerordentlichin die Länge zog. Jn-
folgedessen war auch die Finanzlage der Abteilung recht un-

günstig.
·

Zu unserer großen Freude konnten wir im August 1926
den Vorstand und auch andere Mitglieder des D e u t s che n

Handwerks- und Gewerbekammertages als
unsere Gäste hier begrüßen, und wenn auch eine eingehende
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Fiihlungnahme mit diesen maßgebendenVertretern des deut-

schenHandwerks durch das aufgestellte Programm des Kam-

mertages stark eingeschränktworden ist, so hat es uns den-

noch befriedigt, daß die oberste Handwerkskammervertretung
aus eigener Anschauung Land und Leute in Danzig, Ma-

rienburg und Elbing hat kennen lernen können.

Neben der sorgfältigenAuslese des handwerklichen Nach-
wuchses, die sich erst in Jahrzehnten wird auswirken können,
glaubt die Handwerkskammer-Abteilung Elbing dem Hand-
werk unmittelbar dadurch helfen zu können, daß sie an ihrem
Teil dazu beiträgt, ungerechtfertigte und übermäßigeSteuer-

belastung des Handwerks zu beseitigen. Zu diesem Zweck
wurde gegen Schluß des Berichtsjahres eine besondere
Steuerstelle eingerichtet, über deren Tätigkeit der Leiter,
Herr Dr. Müller aus Dresden, nachstehendeu Bericht er-

stattet hat.

lL Bericht über die Buch-, Steuer- und Rechts-stelle
(1. Februar bis 15. April 1927).

Schon jetzt einen Bericht über die neu errichete Buch-,
Steuer- und Rechtsstelle der Handwerkskammer-Abteilung
Elbing zu geben, erscheint im Hinblick auf deren kurze Le-
bensdauer eigentlich als verfrüht. Trotzdem soll in diesem
Zusammenhange eine Schilderung ihrer Entstehung, Ein-

richtung, Zweck und Ziele versucht werden.
Der gewissenhafte Chronist darf dabei nicht die Schwie-

rigkeiten übersehen, die ihrer Einrichtung entgegenstanden.
Einmal räumliche:Da die Handwerkskammer-Abteilung El-

bing in ihren gemieteten Geschäftsräumen selbst schon arg
beengt war, mußte sie für die neue Dienststelle einige
Häuser von der eigentlichen Geschäftsstelle entfernt zwei
neue Räume mieten, die den Erfordernissen moderner Büro-

räume nur sehr unvollkommen genügen. Durch die räum-

liche Trennung von Kammer und Unterabteilungen war das

Entstehen unproduktiver Doppelarbeit unvermeidlich. Zum
andern zeitliche Schwierigkeiten: Die Berufung eines geeig-
neten Leiters gelang erst Mitte Januar, wo die meisten
Ouartalsversammlungen schon vorüber waren und das neue

Jahr bereits begonnen hatte. Dadurch verzögerte sich die

Werbung für die Buchstelle. Ferner war der Zwang zu
äußerster Sparsamkeit mit den vorhandenen Geldmitteln in-

tensivster Werbung abträglich. Aus dem gleichen Grunde
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machte auch die Lösung der Personalfrage Schwierigkeiten.
Weitere Schwierigkeiten lagen in der Neuartigkeit der Ein-

richtung selbst. Schwer ist es, dem Handwerker mit-Neue-

rungen zu kommen. Schwerer, ihn von deren Vorteilenzu

überzeugen. Am schwersten, ihn zu tätiger Mitarbeit her-
anzuziehen Gleichgültigkeitund Nichtverftehen besonders
bei älteren Meistern, die mit den Erfordernissen der moderk
nen Zeit nicht Schritt zu halten vermögen. Mißtrauenbei

bnderen, die in der Buchstelle eine Filiale des Finanzamts
argwöhnen unid ihr aus Gründen der Steuerunmoral fern-
bleiben. Bewußte Opposition sdurch Leute, die ihre Felle
wegschwimmen sehen. Diesen gegenüber aber die wachsende
Schar lder Einsichtigen, welche die Neuerung dankbar be-

grüßen und ihr freudig Gefolgschaft leisten, weil sie erkennen,
daß zu ihrem eigenen Wohl und Vorteil gearbeitet wird.

Der ursprüngliche Name der neuen Dienststellen
»Steuerberatungs- und Buchführungsstelle«wurde geändert
in »Buch-,Steuer- und Rechtsstelle«. Mit Grund: Denn

wirksame Steuerhilfe kann nur geleistet werden, wenn idem

Steuerberater als wirksamstes steuerliches Veweismittel die

Geschäftsbücherides Handwerksmeisters zur Verfügung
stehen. Solange die Handwerker nicht selber in genügender
Zahl Bücher führen, muß !daher die Buchstelle das Rückgrat
der Dienftstelleii bilden. Von ihr sei zunächst die Rede:
I. Den Handwerker zur Buchführung zu bringen, bedarf es

einer nachhaltigen Werbung. Durch aufklärendeRundschrei-
ben wandte sich idie Buchstelle daher zunächstan die Ober-

meister und Vorstandsmitglieder der Jnnungen, die sie zu
sogenannten Vorstandskonferenzen einlud, um sie für die

Sache zu interessieren und sich ihre Mitarbeit zu sichern.
Leider wurden die Erwartungen, idie man an diese Sitzungen
knüpfte,nicht restlos erfüllt. Nicht jeder, der ein Amt hatte,
brachte das nötigeVerständnis für »dieVerantwortung seiner
Führerstellung auf. Immerhin leisteten doch eine ganze

Anzahl Obermeister der Aufforderung Folge, in den Jn-
nungsversammlungen einen Aufklärungsvortrag über ldas-

Thema ,,Welche Vorteile erwachsen dem Handwerker aus

ordentlicher Buchführung« auf die Tagesordnung zu setzen.
Jn diesen Jnnungsversammlungen wurde durch das gespro-
chene Wort die Hauptwerbearbeit für die Buchstelle geleistet.
Jnsgesamt wurden 24 Versammlungen besucht.

.
Auffällig ist die Erscheinung, daß die Vuchstelle in Rich-

tung Marienburg —- Marienwerder — Riesenburg — Rosen-
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berg — Dt. Eylau noch keinen Mitgliederbeftand aufzuweisen
hat. Jn Marienburg wie Dt. Eylau wurde in den Werbe-

versammlungen von interessierten Leuten offen Sabotage
getrieben. Marienburg ist vder Sitz der Buchstelle einer pri-
vaten Organisation. Dt. Eylau hatte früher angeblich eben-
falls eine private Buchftelle, welche durch Betrügereien des
Leiters zusammengebrochen sein foll. Das Mißtrauen gegen
die neue Buchstelle ist daher erklärlich. Andererseits stehen
die dortigen Handwerker der Errichtung einer Buchstelle nicht
uninteressiert gegenüber,da gerade sie laute Klagen über un-

erträglichenSteuerdruck verlauten ließen.Doch wünschensie
diese Buchstelle am Orte, etwa in der Art, daß die Hand-
werkskammer die Oberaufsicht darüber führt. Bis jetzt konnte

diesem Plane nicht zugestimmt werden, da die Handwerks-
kammer-Abtei«lungElbing nicht glaubt, sdie Verantwortung
für eine Buchstelle übernehmen und ihr ihren Namen geben
zu können, über deren sachlicheund einwandfreie Arbeit sie
naturgemäß nur sehr schwer und nur unzulänglich würde
Kontrolle ausüben können.

Da die Bearbeitung des abgelegenen Teils des Kammer-
bezirks mit unverhältnismäßig hohen Kosten verknüpft ist,
bat die Buchstelle jetzt das Schwergewicht der Werbung auf
Elbing und näheren Umkreis verlegt, um sich hier durch
einen größerenMitgliederkreis erst einmal den finanziellen
Rückhalt zu schaffen, der ausgedehntere Werbung ermöglicht.
Unterstützt wir-d das gesprochene Wort durch Werbepro-

spekte, »diedie Buchstelle in den Jnnungsversammlungen ver-

teilt und ihren Postsachen als Beilage beifügt. Der Werbe-

prospekt wurde auch der ,,Ostpr. Handwerkszeitung«für den

Kammerbezirk Elbing beigelegt unid an geeigneten Stellen

(Finanzamt, Schlachthof) ausgehängt.
Mit den Quartalsversammlungen im April erreicht die

Werbetätigkeitder Buchstelle einen gewissen Abschluß. Neu-

anmeldungen sind dann erst wieder zu erwarten, wenn neue

Steuererklärungen bevorstehen, oder der Jahresansang zum

Beginn einer ordentlichen Buchführungmahnt.
Jn der Berichtszeit sind 150 Anmeldungen zur Buch-

stelle erfolgt. Die Erfahrung lehrte jedoch, daß nicht jede
Anmeldung gleichbedeutend mit fester Mitgliedschaft war.

Zahlreiche Abmeldungen folgten daher auf dem Fuße, sei es,
daß der betreffende Meisters die Buchungsgebühren scheute,
oder »daßdie Frau Meisterin dem gehorsamen Gatten ein
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Veto in den Weg legte, oder daß der Betreffenjde·aus»Grün-
den der Bequemlichkeit oder der Steuerunehrlichkeitdoch
lieber beim alten Schlendrian verharren wollteund sichbei

den Besuchen des Bücherrevisors verleugnenließ. Wieviel

Mitglieder die Buchstelle eigentlich zählt,wird sich genau erst
nach Monaten feststellen lassen, nämlich dann, wenn die aus-
geschriebenen Rechnungen auch tatsächlichbeglichensmdDie
Buchstelle rechnet bei vorsichtiger Schätzung mit Quem-wirk-
lichen Mitgliederbestand von ca. 80—100 Handwerksmeistern".

Immerhin ist als nicht zu unterschätzenderErfolg der
Buchstelle zu verzeichnen, daß zahlreiche Handwerker dank

unserer Aufklärungstätigkeit von jetzt ab regelmäßigeAuf-
zeichnungen ihrer Einnahmen und Ausgaben vornehmen.
So ist der Werbeerfolg in Wirklichkeit erheblich größer, als
cr sich ziffernmäßig belegen läßt.

Die Berechnung des Mitgliedsbeitrages gab neue

Schwierigkeiten Viel begehrt wurde eine Berechnung nach
dem Umsatz. Die Buchstelle konnte sich hierzu jedoch nicht
bereit finden. Denn einmal bietet ihr diese Preisberechnung
keinerlei Anhalt für die zu erwartenden Einnahmen. Zum
anderen bietet sie dem Meister Anreiz, die Umsatzhöhein
seinen Aufzeichnungen zu ,,korrigieren«,was schon allein im

Hinblick auf die Steuerverantwortung vermieden werden

muß. Endlich würde der Umsatz keinen zuverlässigenGrad-

inesser des erzielten Gewinnes bedeuten; obendrein der Ge-

schäftsstelle dauernd erhebliche unproduktive Rechenarbeit
verursachen, die sich von Monat zu Monat wiederholen
würde. Die Buchstelle hat daher eine Normalgebühr von

5 Mk. für den Handwerksbetrieb zuzüglich eines Zuschlags
von 1 Mk. je Geselle eingeführt. Bei Großbetrieben soll sdie

Gebiihr 10—15 Mk. pro Monat nicht übersteigen, bei be-

sonders finanzschwachenBetrieben ist eine Ermäßigung auf
3 Mk. im Einzelfall vorgesehen. Die Geschäftsbüchersind
zum Selbstkostenpreis zu vergüten. Für Revisionsarbeiten
wird eine Tagesgebühr von 20—80 Mk. erhoben. Jm mo-

natlichen Mitgliedsbeitrag sind gleichzeitig alle Buchungs-
arbeiten, Jnventur und Bilanz, Steuer- und Rechtshilfe mit

abgegolten. Auch die beabsichtigten monatlichen Beratungs-
abende werden den Mitgliedern kostenlos geboten werden.

Der buchtechnischeVerkehr mit den Mitgliedern vollzieht
sich folgendermaßen:Der Bücherrevisor geht in den Betrieb
und hilft Jnventur machen. Dem Meister wird ein soge-
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nanntes Durchschreibeheft übergeben,in das er täglich alle

Einnahmen und Ausgaben laut Vordruck einzuzeichnen hat.
Belege hat er zu sammeln. Monatlich einmal kommt der
Revisor in den Betrieb (der Besuch wird vorher genau auf
die Minute angekündigt), prüft die Eintragungen und die

Belege und nimmt die beschriebenen Durchschreibebogen mit
fdie Durchschlägebehält der Meister im Betrieb, so daß er

zu keinerZeit ohne seine Aufzeichnungen bleibt). Jn der

Buchstelle liegen die Geschäftsbücherdes Meisters. Hier wer-

den die Aufzeichnungen nach den Regeln der amerikanischen
Buchführung ordnungsmäßig auf die verschiedenen Konten
verteilt. Sobald und so oft ein Mitglied es beantragt, wer-

den die Bücher auch ins Haus geschickt. Ein regelmäßiger
Versand ider Bücher in die Betriebe läßt sich leider wegen
der damit verbundenen hohen Kosten an Zeit und Geld ge-
genwärtig noch nicht durchführen,so erstrebenswert das auch
wegen des hohen erzieherischen Wertes wäre.

Der erste Beratungsabensd wird voraussichtlich im Mai

stattfinden. An den Beratungsabenden soll sich die Buch-
stellengemeinde in irgend einem Lokal zwanglos treffen,
um über gemeinsame Sorgen in steuerlicher, rechtlicher, wirt-

schaftlicher Hinsicht Aussprache zu pflegen. Durch geeignete
Vorträge mit anschließenderDebatte soll das Verständnis
für Steuer- und Rechtsfragen des Alltags erweitert und ver-

tieft werden. Denn die Buchstelle sieht im Gegensatz zu
vielen privaten Organisationen. denen das Erwerbsstrebeu
im Vordergrund ihres Interesses steht, im Erziehungsmo-
ment ihre hauptsächlichsteund vornehmste Aufgabe. Ins-·
besondere wird durch die persönlicheFühlungnahmebei den

Beratungsabenden ein wichtiges BindegliesdzwischenMitglie-
dern und Buchstellenleiter geschaffen, und dadurch die Gefahr
vermindert, sdie darin liegt, ldaßbis jetzt der Verkehr zwischen
Buchstelle und Mitgliedern wesentlich nur auf die mehr oder

weniger unkontrollierbaren Besuche des Bücherrevisors be-

schränktist. Einer engeren Fühlungnahme mit sder Buch-
stellengemeiwde hinderlich sind vor allem die unzulänglichen
Bahnverbindungen nach außerhalb und zwischen den einzel-
nen Plätzen. Je mehr Mitglieder sich daher im Laufe der

Zeit der Buchstelle anschließen,desto lohnen-der wird auch der

Außendienstwerden, der bisher noch die meisten Unkosten
verursacht.

«

2. Jn engstem Zusammenhang mit der Buchstelle
steht die Steuerstelle. Sie ist deren notwendige Er-
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gänzung Mitglieder der Buchstelle haben Anspruch auf
kostenlose Benutzung. Nichtmitglieder zahlen pro Auskunft
oder Auftrag in der Regel eine Gebühr von 1,50 Mk» so-
weit nicht wegen der Geringfügigkeitder Antrageoderwegen
der Bedürftigkeit des Antragstellers GebührenfreiheitPlatz
greift. Den Buchstellenmitgliedern werden auf Wunsch alle

vorkommenden Steuern errechnet, alle amtlichen Steuerv·or-
drucke ausgefüllt, Stundungs-, Ermäßigungs-, Erlaßantrage
ausgearbeitet, auch persönlicheVertretung vor den Steuer-

behörden gewährt. Kleinere Aufträge werden durch den

Bücherrevisor entgegenommen bzw. erledigt. Jm übrigen
laufen schriftliche Anfragen ein, oder die Besucher bemühen
sich in die Sprechstunden des Leiters.

Jn der Berichtszeit hatte die Buch-, Steuer- und Rechts-
stelle insgesamt 153 Sprechstundenbesuche zu verzeichnen.
55 davon betrafen die Buchstelle, ·41 die Rechtsstelle, 57 die

Steuerstelle. Schriftliche Anfragen und die Erledigung der

laufenden Steuerangelegenheiten der Buchftellenmitglieder
liefen daneben her.

Die Anfragen buchtechnischer Art betrafen hauptsächlich
Gewinn- und Verlustrechnung, Bilanzprüfungen, Kontokor-

rentfragen, Inventuren, Abschreibungen und Werbekosten.
Die Inanspruchnahme der Steuerstelle geschahauf dem

Gebiet der Einkommen-, Umsatz-, Vermögens-, Kirchen-, Ge-

werbe-, Hauszins-, Grundvermögenssteuer. Durch beson-
deres Mitteilungsblatt an die Buchstellenmitglieder machte
die Steuerstelle auf lden Ablauf der Fristen für die Ermäßi-
gungsanträge zur Hauszinsfteuer aufmerksam. Eine über-

raschende Menge von Anfragen zeigte, wie notwendig diese
Erinnerung war. Die Steuerstelle wir-d daher von Zeit zu

Zeit weitere Mitteilungsblätter folgen lassen, in denen sie die

Meister auf steuerlicheVergiinstigungen aufmerksam machen
wird.

Zu den Haushaltplänen der Städte Rosenberg und Dt.

Eylau hatte die Steuerstelle gutachtend Stellung zu nehmen.
Jn einer vom Bürgermeister von Pr. Holland einberufenen
außerordentlichenSitzung betreffend eine Nachtragsumlage
zur Deckung eines 1926 entstandenen Fehlbetrages war der
Leiter der Steuerstelle persönlich zugegen. Ebenso machte
sich persönlicheJnteressenvertretung in Dt. Eylau nötig.
Hier hatte der Handwerkerverein gegen die hohen Nachzah-
lungen zur Gewerbesteuer Protest erhoben und die Hand-«
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werkskammer um Hilfe ersucht. Diese wurde gewährt durch
schriftliche Eingaben an den Magistrat und durch persönliche
Verhandlungen zwischen dem dortigen Bürgermeister einer-
seits und dem Steuersyndikus der Kammer und Vertretern
des ortsansässigen Handwerks anderseits.

Ferner war die Steuerstelle bei sämtlichenSitzungen
vertreten, die das Finanzamt Elbing mit Sachverständigen
der einzelnen Jnnungen stattfinden ließ. Diese Sitzungen
sollten als Vorbesprechungen zur Frühjahrseinkommen- und

Umsatzsteuerveranlagung dienen und die Vorschlägevorberei-
ten, die das Finanzamt den Steuerausschüssenzur endgül-
tigen Veranlagung machen wird. Die Steuerstelle hatte da-
bei Gelegenheit, offensichtlich falschen Einschätzungenvon

vornherein entgegenzutreten. Ueber die bei diesen Sitzungen
gesammelten Erfahrungen wird die Abteilung Elbing den

Schwesterabteilungen noch in einem besonderen Rundschreiben
berichten.

3. Zur Buch- und Steuerstelle gesellt sich als Dritte
im Bunde die Rechts stelle. Sie will die Rechtsfragen
des gewerblichen Alltags klären und dem Meister beim Ein-

zug seiner Forderungen behilflich sein. Persönliche Vertre-

tung vor Gericht übernimmt die Rechts-stelle vorderhand
noch nicht. Jn der Berichtszeit wurden 7 Einzugsaufträge
mit einer Gesamtforderung von 99,10 Mk. erledigt. 19 Ein-
zugsverfahren mit einem Gesamtbetrage von 489,55 schwe-
ben augenblicklich noch. (Hierzu kommen noch 2500,— Mk.

ausstehende Forderungen, die vor Errichtung der Rechtsftelle
eingetrieben wurden. 160,——Mk. konnten nicht beigetrieben
werden.)

Die 41 Sprechftundenbesuche betrafen die verschieden-
artigsten Rechtsgebiete: Werklieferungsverträge,Auslegung
von Testamentsbestimmungen, Fragen sder Erbengemein-
schaft, Kündigung des Gewerberaums, Mietverträge,
Glasschadenhaftung der Eisenbahn, Grundstücksverkauf,
Auflasfung, Vorkaufsrecht, unpfändbare Sachen, Aus- und

Absonderungsrecht im Konkurs, Konkurs der Genossen-
schaft, Schiedsgerichtsbarkeit, Differenzen im Kostenanschlag
wegen notwendiger, aber nicht vorausschaubarer Arbeiten,
Aufwertung von Kaufsummen, Verjährung, Aufrechnung,
Beweislast, Selbsthilfeverkauf usw.
Für ein Buchstellenmitglied erledigte die Rechtsstelle die

Abrechnung mit dem Konkursverwalter. Auf Wunsch der
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Schneiderzwangsinnung Pr. Holland ging die Rechtsstelle
strafandrohend gegen einen GeschäftsmhaberVor, der sich
des unlauteren Wettbewerbs schuldig gemacht hatte.

Bedeutend mehr Arbeit würde die Rechtsstelle haben,
wenn die Meister besonders mit Rücksichtauf die Landkun«d-

fchaft mit der rechtzeitigen Einziehung ihrer Außenftände
nicht so zurückhaltendwären. Auch hier werden die Bera-

tungsabende ihre erzieherische Wirkung nicht verfehlen.
Durch aufklärende Vorträge in Form geeigneter Rechts-
belehrung wird die Rechtsstelle prozeßvorbeugendund -ver-

hindernd wirken. —

Nur eine kurze Spanne Zeit stand zur Berichterstat-
tung. Trotzdem deckt der Bericht bereits jetzt eine Buntheit
und Vielgestaltigkeit beruflicher Arbeit auf, die für die Zu-
kunft ein immer ersprießlicheresWirken zugunsten des hei-
mischen Handwerks erhoffen läßt.

Gut Ding will Weile haben: Vieles ist getan, mehr
noch ist zu Vollbringen!
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Anlage zu Seite 9.

Äberficht
über die Handwerkskammerbeiträge

für das Jahr 1926.

A. Abteilung Königsberg.
Kreis Braunsberg . . . . . . . 6 219,—— RMk.

» Pr. Eylau . . . . . . . 3 817,—— »

« Fischhaufen . . . . . . . 5 077,—— »

» Friedland . . . . . . . 3 631,— ,,

» Gerdauen . . . . . . . 2 936,—— »

» Heiligenbcil . . . . . . . 3 860,— ,,

» Heilsberg . . . . . . . 5 028,— »

» Königsbcrg-Stadt . . . . . 47 022,— ,,

» Königsberg-Land . . . . . 2 81(3,·— ,,

« Labiau . . . . . . . . 3 346,— »

» Mohrungcn . . . . . . . 4 249,——— »

« Rastenburg . . . . . . . 4 412,— »

» Wehlau . . . . . . . . 4 448,— »

96 856,— RMk.

B. Abteilung Allenstein.
Kreis Alleinstein . . . . . . . 9995,67 RMk.

» Johannisburg . . . . . . 4 484,12 »

» Lötzen . . . . . . . . 4 632,66 ,,

» Lyck . . . . . . . . . 6 020,14 »

» Neidenburg . . . . . . . 8 521,25 »

» Ortelsburg . . . . . . . 5 435,87 »

» Osterode . . . . . . . . 7 392,50 »

» Rößel . . . . . . . . . 7 221,28 »

» Sensburg . . . . . . . 4 182,60 »

52 886,09 RMk.
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c. Abteilung Gumbinnen.

Kreis AngerburgH rund . . . . . 3 000,— RMk.
« Darkehmen . . . . . . . 2 891,85
» Goldap . . . . . . . . 4 311,50
» Gumbinnen . . . . . . 5 988,45
» Jnfterburg . . . . . . . 10 210,55
» Niederung . . . . . . . 4 870,90
« Oletzko . . . ". . . . . 4 905,57 »

» Pillkallen . . . . . . . 3 560,—
» Stallupönen . . . . . . Z J86,70
» Tilsithagnit «

. . . . . . 11 Is)57,45

55 482,97 RMk.

D. Abteilung Elbing.
Kreis Elbing . . . . . . . . 13 540,— RMk.

» Pr. Holland . . . . . . . 3 750,-— ,,

» Marienburg . . . . . . . 5 548,—
» Marienwerder . . . . . . 4 314,—
» Rosenberg . . . . . . . 5 866,—
» Stuhm . . . . . . . . 2 840,—

ZB 858,— RMk.

Abteilung Königsberg . . . 96 856,— RMk.
» Allenftein ., . . . 52 886,09 »

» Gumbinnen . . . . 55 482,97 »

» Elbing . . . . . 85 858,—

Gefamtaufkommem 240 583,06 RMk.

Hi) Das Aufkomimen im Kreise Angerburg steht noch nicht mit

Sicherheit fest.





Otto Kümmeh Kdnigsbergi. Pr.










